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Erziehung prägt Gesinnung 
Das Thema Rechtspopulismus hat uns im Griff. Die Erklärun-
gen dafür sind bekannt: Die Globalisierung habe viele Bürger 
„abgehängt“, andere seien durch den raschen kulturellen 
Wandel fremd im eigenen Land geworden. 
Verständliche Erklärungen, die ich nicht in Abrede stelle. Und 
doch – die Deutungskette weist eine Lücke auf. Das zeigt sich 
an ihren Widersprüchen: Viele „Modernisierungsverlierer“ 
können der Verlockung von rechts ja offenbar problemlos 
widerstehen. Umgekehrt begegnen einem auf der autoritär-
rechten Seite viele Leute, die eindeutig nicht zu den Verlierern 
zählen. Warum bleiben die rechten Ideen beim einen haften, 
beim anderen nicht? 
Und auch das passt nicht ins Bild: Wenn der Wurzelgrund für 
den Rechtsruck wirklich in sozioökonomischen Verlusten zu 
suchen wäre, dann würde man von der rechten Programma-
tik doch eines erwarten: dass sie sich um eine bessere Absi-
cherung der Verlierer, um soziale Gerechtigkeit, um wohnli-
che Städte, intakte Dörfer und so weiter dreht. Stattdessen 
geht es aber um Kopftücher, den Islam, das „Abendland“, die 
Flüchtlinge, Gender-Fragen, Homosexualität und gerne auch 
wieder um Juden. Neuerdings auch um die Wölfe. 
Genau dieses Muster gibt auch einen ersten Hinweis, wo wir 
nach dem fehlenden Glied suchen müssen. Denn das Auffäl-
ligste daran ist ja das: Die Themen ordnen sich um die immer 
gleichen Grundmotive – nämlich um Sicherheit, Anerken-
nung, Zugehörigkeit: Make America great again! Take back 
control! Mauern bauen! Endlich eine Stimme haben! Heimat 
schützen! Stolz, ein Deutscher zu sein!
Sicherheit, Anerkennung, Zugehörigkeit. Wer mit Kindern 
zu tun hat, kennt diese Motive – es sind die grundlegenden 
Fragen, die wir Menschen in unserer Kindheit verhandeln. Im 
ganz normalen, alltäglichen Miteinander: Bin ich okay? Schüt-
zen mich die Großen, wenn ich in Not bin? Kann ich mitge-
stalten oder muss ich immer tun, was andere mir vorgeben? 
Bin ich der Welt gewachsen, oder bin ich beständig überfor-

dert und gestresst? An den Antworten, die Kinder auf diese 
Fragen bekommen, eicht sich der Kompass, mit dem sie die 
Welt gestalten werden. Zeigt er auf Vertrauen oder auf: Vor-
sicht, pass auf!? Sehe ich die Welt als gebenden Ort – oder 
als Kampfplatz? Kurz: Trage ich in mir das Grundgefühl einer 
„Heimat“ – oder fühle ich mich heimatlos?
Und damit bin ich bei meiner eigenen Arbeit zum Rechtspo-
pulismus. Sie zeigt mir das: Die Kindheit ist viel „politischer“ 
als wir gemeinhin annehmen. Dabei sind die Überschneidun-
gen doch eigentlich offensichtlich: In der Kindheit erleben wir 
unser erstes Gesellschaftsmodell. Wir erfahren – ob in der 
Familie oder in den Institutionen – eine erste Form von „Re-
gierung“ – und speichern dabei ab, wie die uns Nahestehen-
den mit Macht und Herrschaft umgehen. Ja, hier erleben wir 
überhaupt, worauf sich Beziehungen generell gründen: ob sie 
auf Vertrauen und Kooperation aufbauen – oder auf Überle-
genheit und Stärke. 
Und auch das erfahren wir in dieser Zeit: ob die Welt ein 
Kampfplatz ist oder eine Heimat. Ob sie trägt oder ob wir 
jederzeit verstoßen werden können. Ob wir eine Stimme ha-
ben oder „hörig“ sein müssen. Das Ergebnis meiner Arbeit 
fasse ich deshalb so zusammen: Menschen, die in ihrer Kind-
heit gute Antworten auf ihre Entwicklungsfragen bekom-
men, sind vor den Verlockungen des autoritären Denkens 
geschützt. Diejenigen, denen gute Antworten hartnäckig 
verweigert werden, werden dagegen auf eine lebenslange 
Suche nach Ersatz geschickt: Die Sicherung, die sie innerlich 
nicht erfahren, suchen sie nun im Äußeren. Sie werden ver-
letzlich. Auch gegenüber den Verheißungen des Rechtspo-
pulismus. Die fehlende Sicherung in der Kindheit, das ist das 
fehlende Glied, der Haftgrund, den es für den Rechtsruck 
braucht.

Herbert Renz-Polster, 
Kinderarzt und Buchautor
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In eigener Sache 

Amendt folgt Haas-Rietschel als 
E&W-Redakteur
Helga Haas-Rietschel, die seit Mitte der 1990er-Jahre als 
E&W-Redakteurin gearbeitet hat, ist in den Ruhestand 
gegangen. Ihr Nachfolger ist Jürgen Amendt, der seit über 
15 Jahren als Autor die Berichterstattung der E&W berei-
chert hat. Er hat über 20 Jahre für das „neue deutsch-
land“ gearbeitet, lange Zeit die Bildungsseite verantwor-
tet und war zuletzt Chef des Feuilletons des Blattes. Mit 
ihm hat die E&W einen erfahrenen Redakteur gewonnen, 
der einen wichtigen Beitrag leisten wird, um die Qualität 
der Zeitschrift weiterzuentwickeln. � ur

Pädagogen for Future
Seit Dezember 2018 demonstrieren auch in Deutschland jun-
ge Menschen unter dem Motto „Fridays for Future“ für einen 
ambitionierten Klimaschutz (s. E&W 4/2019, S. 24 f.). Daraus 
ist mittlerweile eine Bewegung geworden, die von Tausenden 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern unterstützt wird 
und die die politisch Verantwortlichen hierzulande unter an-
derem zu einem schnelleren Ausstieg aus der Kohleverstro-
mung sowie zu einer Umstellung der Energieversorgung auf 
erneuerbare Energieträger bis 2035 auffordert. 
Dem Appell haben sich jetzt auch Erzieherinnen und Erzieher, 
Lehrkräfte sowie andere in der Pädagogik tätige Menschen 
angeschlossen. „Wenn wir, die älteren Generationen, unser 
Handeln nicht ändern, wird das Leben unserer Kinder und 
Enkelkinder sowie nachfolgender Generationen stark beein-
trächtigt bis unmöglich werden“, heißt es in dem Mitte Mai 
unter dem Titel „Pädagogen for Future“ formulierten Aufruf, 
der seither von mehr als 1.500 Kolleginnen und Kollegen 
unterzeichnet wurde: www.paedagogenforfuture.org.

50 Jahre Gesamtschule
1969 gründeten sich in Westdeutschland die ersten Ge-
samtschulen. Ein halbes Jahrhundert später hat sich die Idee 
der einen Schule für alle Kinder immer noch nicht in ganz 
Deutschland durchgesetzt; nur zögerlich verändert sich das 
gegliederte Schulsystem durch die teilweise Abschaffung der 
Hauptschule oder die Zusammenlegung verschiedener Schul-
formen zu Sekundar-, Regional- oder Stadtteilschulen. 
Von Anfang an begleitete die Gemeinnützige Gesellschaft Ge-
samtschule – Verband für Schulen des gemeinsamen Lernens 
e.V. (GGG) den Aufbau der Gesamtschulen. Anlässlich seines 
50-jährigen Gründungsjubiläums lädt der Verein, dem derzeit 
rund 2.200 Schülerinnen und Schüler, Eltern, Lehrerinnen und 
Lehrer sowie Schulen und Fachleute aus der Wissenschaft, 
der Bildungsverwaltung und Bildungspolitik angehören, vom 
19. bis 21. September zu einem Kongress in Berlin ein. Ort der 
Veranstaltung ist die Fritz-Karsen-Schule im Stadtteil Britz 
(Bezirk Neukölln), die bereits 1949 als Einheitsschule gegrün-
det wurde und damit die älteste staatliche Gemeinschafts-
schule in Deutschland ist.
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Maike Finnern neue GEW-Chefin in NRW
Die GEW in Nordrhein-Westfalen hat ihre Spitzenpositionen 
neu besetzt. Die 400 Delegierten des Gewerkschaftstages 
wählten Ende Mai die Bielefelder Re-
alschullehrerin Maike Finnern (50) mit 
93,7 Prozent an die Spitze des Landes-
verbandes. Sie löst die langjährige Vor-
sitzende Dorothea Schäfer ab, deren 
Stellvertreterin Finnern fast acht Jahre 
lang war. Als stellvertretende Landes-
vorsitzende wurde erstmals Ayla Celik 
(50), Gesamtschullehrerin aus Köln, ge-
wählt. Sie erhielt 88,7 Prozent der Stim-
men. Mit 83,1 Prozent der Stimmen wurde Sebastian Krebs 
(59), Lehrer an einem Düsseldorfer Berufskolleg, im Amt des 
stellvertretenden Landesvorsitzenden bestätigt. 
In ihrer Antrittsrede kündigte Finnern an, sich für eine bessere 
Bildungsfinanzierung einzusetzen. In den Schulen fehlten Res-
sourcen, so Finnern, „beispielsweise für die Inklusion sowie für 
bessere Arbeitsbedingungen“. Die unzureichende Finanzierung 
der frühkindlichen Bildung reiße immer neue Lücken auf, auch 
die Weiterbildung sei chronisch unterfinanziert. An den Hoch-
schulen sei die schlechte Betreuungsrelation zwischen Lehren-
den und Studierenden nicht länger hinzunehmen. 

Mehr als zehn Millionen Überstunden
Die Zahl der von Lehrkräften in Niedersachsen seit Antritt 
der SPD/CDU-Landesregierung im November 2017 geleiste-
ten Überstunden, die weder bezahlt noch durch Freizeit aus-
geglichen wurden, hat am 9. Juni die Zehn-Millionen-Marke 
überschritten. Basis dieser Berechnung ist eine Studie der 
Georg-August-Universität Göttingen, die die Landes-GEW in 
Auftrag gegeben hat. Für die Studie wurden die Überstunden-
Werte für rund 45.000 Lehrkräfte an Gymnasien, Gesamt- 
und Grundschulen erfasst. Für die anderen Schulformen, so 
die Göttinger Wissenschaftler, lägen keine repräsentativen 
Daten vor, sodass die Gesamtsumme der Überstunden noch 
weit höher liegen dürfte.
Die GEW-Landesvorsitzende Laura Pooth forderte Kultus-
minister Grant Hendrik Tonne (SPD) auf, sofort zu handeln. 
„Seit Jahren sind die Lehrkräfte im Arbeitsalltag überlastet, 
produzieren einen Berg von Überstunden und erhalten weder 

zeitlichen noch finanziellen Ausgleich. 
Dieser skandalöse Missstand muss  

endlich angepackt werden“, 
forderte Pooth. Es habe zwar 

eine Streichliste des Kultus-
ministeriums gegeben, doch 

umfangreich und spürbar  
sei diese geringe Reduzie- 

rung der Aufgaben nicht ge- 
wesen. Die Überstunden-Uhr 

ist am Fenster der GEW-Landes
geschäftsstelle in Hannover sowie  

im Internet unter www.gew-nds.de/
ueberstundenuhr zu sehen.

Maike Finnern
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Die Kinder vom Kinderrat in der Kita 
„Lotte Lemke“ im schleswig-holsteini-
schen Halstenbek treffen sich einmal 
in der Woche, um zu besprechen, was 
ihnen am Herzen liegt. Aus jeder Gruppe 
der Kita wurden sogenannte „Weitersa-
ger“ gewählt. In diesem Fall haben die 
Kinder einen Brief an den Bürgermeister 
geschrieben. Sie möchten, dass auf den 
Spielplätzen in der Umgebung Toiletten 
gestellt werden.

Erziehung und Wissenschaft  | 07-08/2019

KEINE DEMOKRATIE OHNE DEMOKRATIEBILDUNG6



// Kita-Verfassung, Kinderrat  
und Beteiligung am Alltag: 
Bereits in der Kita können  
demokratische Werte und Regeln 
eingeübt und gelebt werden. 
Entscheidend sind Haltung und 
Einstellungen der pädagogischen 
Fachkräfte. //

Mit großen Buchstaben malt Maja* ih-
ren Namen unter das Schreiben an den 
Bürgermeister der schleswig-holsteini-
schen Kleinstadt Halstenbek, Claudius 
von Rüden (SPD). Darin fasst der Kinder-
rat die Ergebnisse des Spielplatz-Checks 
durch die rund 100 Kinder der Kita  
„Lotte Lemke“ zusammen. Abgetippt 
hat ihn die stellvertretende Kita-Leite-
rin Petra Sanow. „Es gibt keine Klos“, er-
zählt die fünfjährige Maja. „Wir fragen 
den Bürgermeister, ob er welche baut.“ 
Um das zu besprechen, wollen sie ihn in 
die Kita einladen.
Alle zwei Wochen treffen sich Maja und 
die anderen Gruppensprecher zum Kin-
derrat. Geleitet wird das achtköpfige 
Gremium von Dilek Hagemann-Akay. 
„Hier können die Kinder wichtige The-
men ansprechen, und wir versuchen, 
gemeinsam Lösungen zu finden“, be-
richtet die Erzieherin. „Auf diesem 
Weg beteiligen sie sich an der Gemein-
schaft.“ Sie diskutieren über Kita-Ver-
fassung, Hausschuhpflicht auf den Flu-
ren und hin und wieder über Themen 
jenseits des Kita-Zauns. „Demokratie 
heißt auch, ich möchte etwas bewe-
gen und werde gehört“, so Hagemann-
Akay. Dabei geben stets die Kinder die 
Themen vor. Dieses Beteiligungsprojekt 
hat seinen Ursprung in der Beschwerde 
eines Kindes, dass auf einigen Spiel-
plätzen so viel Müll herumliege. Daraus 
entwickelten sie gemeinsam die Idee, 
ihre Lieblingsplätze zu begutachten und 
auf einer Ankreuzliste zu bewerten. 
„Wir haben geguckt, ob es genug Müll-
eimer gibt. Ob die Geräte kaputt sind 
und ob da auch Sachen für die Kleinen 

sind. Und ob es ein Klo gibt“, erzählt der 
sechsjährige Justin*. 

Spielerisch Demokratie lernen
Dass der Kinderrat den Bürgermeister 
zu einem Treffen in der Kita einlädt, 
werden Maja und Justin den Kindern 
ihrer Wind-Gruppe beim nächsten 
Gruppenrat berichten. Von denen wur-
den sie zu ihren Sprechern, den „Wei-
tersagern“, gewählt. Dafür hatten die 
Kandidatinnen und Kandidaten richtige 
Wahlplakate entworfen: Sie haben Fo-
tos von sich aufgeklebt und etwas dazu 
gemalt. In einer geheimen Wahl im Ne-
benraum hat jedes Kind seinen Muggel-
stein auf eines der Plakate gelegt. „Wer 
die meisten Muggelsteine bekommt, 
hat gewonnen“, erklärt Justin. Seit bald 
zwei Jahren ist die Kita „Lotte Lemke“ 
eine zertifizierte „Demokratie-Kita“, 
wie eine Plakette neben der Eingangs-
tür verrät: Hier lernen die Kinder spiele-
risch, wie Demokratie bereits in der Kita 
funktioniert.

Angesichts von Politikverdrossenheit 
und zunehmend extremen Einstellun-
gen werden die Forderungen lauter, 
dass Demokratiebildung nicht erst in 
der Schule, sondern bereits in der Kita 
beginnen sollte. „Mündigkeit, demo-
kratisches Verhalten und Konfliktfähig-
keit sind Themen in der Kita und auch 
in der Arbeit mit den Familien“, sagt der 
Koblenzer Pädagogik-Professor Armin 
Schneider. Demokratie entstehe jedoch 
nicht von selbst. Vielmehr müssten be-
reits in der Kita entsprechende Werte 
und Regeln wie Toleranz, der Umgang 
mit Mehrheitsentscheidungen und das 
Respektieren von Minderheiten einge-
übt und gelebt werden. 
Auch das Kinder- und Jugendhilfege-
setz fordert die Erziehung des Kindes 
zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 
„Dazu gehört die Haltung, sich für die 
eigenen Belange und die der Gemein-
schaft zuständig zu fühlen. Zudem die 
Kompetenz, sich konstruktiv zu strei-

Wer die meisten 
Muggelsteine hat, gewinnt

>>>

Jedes Kind hat einen Aktenordner, in dem alles gesammelt wird, was gemacht oder 
besprochen wurde.
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ten, also eigene Interessen vertreten, 
sich in andere hineinversetzen und es 
aushalten können, wenn man sich nicht 
durchsetzen kann“, erläutert Sozialpä-
dagoge Rüdiger Hansen, der im Kieler 
Institut für Partizipation und Bildung 
(IPB) das Konzept für Partizipation in 
Kindertageseinrichtungen „Kinderstube 
der Demokratie“ mit entwickelt hat.** 
Danach wurde auch die „Lotte Lemke“ 
zertifiziert. Entsprechende Haltung und 
Kompetenzen entwickelten sich bereits 
in der frühen Kindheit, so Hansen. Wie 
andere Bildungsinhalte könnten sie 
nicht vermittelt, sondern nur handelnd 
erworben werden. „Kinder eignen sich 
Demokratie durch Partizipation an.“ 
Werde Partizipation verstanden als 
Beteiligung an Entscheidungen, dann 
„wird sie zentraler Bestandteil einer 
subjektorientierten und demokratie
orientierten Pädagogik“. 

Zuhören und unterstützen
„Demokratiepädagogik heißt nicht, 
dass die Kinder jemanden zur Erziehe-
rin wählen“, stellt Pädagogik-Professor 
Schneider klar. Es bedeute vielmehr, 
dass auch die Kleinsten in ihren Bedürf-
nissen geachtet und als eigenes Ich res-
pektiert werden, damit sie sich gehört 
und ernst genommen fühlen. Als we-

sentliche Voraussetzungen dafür nennt 
Susanne Göcke, Erzieherin aus Saerbeck 
im Münsterland, eine demokratische 
Einstellung sowie eine wertschätzen-
de und freundliche Haltung der päda
gogischen Fachkräfte. Entscheidend 
sei, die Kinder stets auf Augenhöhe zu 
betrachten. Sie beschreibt ihre Rolle als 
„unterstützende Begleiterin der Kinder 
in ihren Entwicklungen“ und nennt die-
ses Miteinander eine „Entdeckungsrei-
se“, die weder ergebnisorientiert noch 
zielgerichtet sei. Hagemann-Akay von 
der Kita „Lotte Lemke“ streicht die Be-
deutung des Beschwerdemanagements 
heraus. Wesentlich sei, Kindern gut zu-
zuhören und ihre Wünsche, Bedürfnisse 
und Beschwerden herauszufiltern. „Ich 
unterstütze sie, einen Weg zu finden, 
ihre Gefühle und Bedürfnisse zu äu-
ßern.“
In der Hamburger Kita „die Schatztru-
he“ bieten die pädagogischen Fach-
kräfte „Beteiligung im Alltag“ von Be-
ginn an. „Die Kinder entscheiden, wer 
sie wickelt“, berichtet Leiterin Doris 
Noack. „Schon die Jüngsten ziehen sich 
so weit wie möglich selbst an und es-
sen selbstständig.“ Es sind die Kinder, 
die entscheiden, ob sie Hilfe brauchen 
oder gerade nicht. Mit zunehmen-
dem Erfahrungshorizont steigen ihre 

Entscheidungsfähigkeiten und Beteili-
gungsmöglichkeiten, so die Kita-Leite-
rin. Dementsprechend häufiger binden 
die pädagogischen Fachkräfte sie in Ab-
läufe und Entscheidungen in der Grup-
pe ein. „Je älter die Kinder sind, desto 
mehr Einfluss haben sie auf ihren Alltag 
bis hin zur Wahl von Ausflugszielen, Lie-
dern und zur Veränderung von Ritua-
len.“ Für Noack ist die frühe Erfahrung, 
auf das eigene Leben Einfluss nehmen 
zu können, bedeutsam für die weitere 
Entwicklung. „Wir wollen Selbstbestim-
mung ermöglichen“, sagt sie. „Nur wer 
von klein auf beteiligt und einbezogen 
wird, will das auch selber leben und 
herstellen.“ So definiert sie Beteiligung 
als einen aktiven und offenen Prozess. 
„Wir begleiten jedes Kind in seiner indi-
viduellen Entwicklung.“ Jedes einzelne 
solle befähigt werden, seine Stimme zu 
erheben. „Dazu gehört auch, sich unter-
einander auszutauschen und zu verbün-
den“, so Noack. 
In der Kita „Lotte Lemke“ sind alle Be-
teiligungsmöglichkeiten als Rechte for-
muliert – in der Kita-Verfassung für die 
Erwachsenen und auf bunten Plakat-
wänden im Foyer für die Kinder. „Wir 
besprechen und visualisieren sie jedes 
Jahr aufs Neue“, erläutert Sanow. Auf 
Fotos sehen die Kinder, dass sie mit-

In jedem Gruppen-
raum der Kita „Lotte 
Lemke“ hängen drei 
Gesichter. Nachrich-
ten an den Koch. 
Das Essen hat ge-
schmeckt, war eher 
so mittel, hat gar 
nicht geschmeckt. 
Die Kinder können 
an der Schnur eine 
Wäscheklammer 
befestigen, damit 
ein Meinungsbild 
entsteht.

>>>
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entscheiden dürfen, was in der Küche 
zubereitet wird. Selbst bei der Perso-
naleinstellung haben die Kinder der be-
troffenen Gruppe ein Mitspracherecht. 
So kam es bereits vor, dass die Einstel-
lung einer neuen Kollegin abgelehnt 
wurde. Selbst entscheiden dürfen sie, 
wo und wann sie schlafen oder welche 
Spiele beim Kita-Fest angeboten wer-
den. Das bedeute keinesfalls, „dass wir 
die Verantwortung abgeben und sie 
sich selbst überlassen“, stellt Sanow 
klar. Im Gegenteil, die Kinder würden 
eng begleitet. Entscheidungen und Ab-
stimmungen zur Raumgestaltung oder 
Planung des Kita-Festes bereiten die 
Fachkräfte durch Meinungsbildungs-
prozesse vor. „Wir visualisieren die zur 
Wahl stehenden Möglichkeiten durch 
Zeichnungen oder Fotos“, berichtet ihre 
Kollegin Hagemann-Akay. Ähnlich bei 
der Kleidungsfrage: Das Kind darf sich – 
im Sommer wie Winter – zunächst aus-
probieren und dann „schauen wir im 
Dialog, was gerade passt“. Vorausge-
setzt, dass das Kind gesund und alters-
gemäß entwickelt ist. „Wenn eine Man-
deloperation bevorsteht, entscheiden 
die Erzieher nach vorheriger Abspra-
che mit den Eltern“, so die Pädagogin. 
Beim Thema Mittagsschlaf haben die 
Eltern übrigens kein Mitspracherecht, 
„was anfangs häufiger zu Diskussionen 
führt“.

Kita-Verfassung und Kinderrat
Zunehmend mehr Kindertagesstätten 
verankern Partizipation und Demokra-
tiebildung als Qualitätsstandards in ih-
ren Konzepten. Auch viele große Träger 
machen sich auf den Weg. Die Verei-
nigung Hamburger Kindertagesstätten 
„Elbkinder“ definiert Partizipation als 
zentrales „Unternehmensziel“. Um den 
Begriff mit Leben zu füllen, müssen alle 
Fachkräfte eine Haltung entwickeln, 
„die es ihnen ermöglicht, sowohl bei 
längeren Planungen als auch in kurzen 
alltäglichen Entscheidungsmomenten 
automatisch respektvoll und partizipa-
tiv zu handeln“, beschreibt Pädagogik-
Professorin Raingard Knauer vom IPB 
allgemein die Voraussetzungen für 
solch einen Prozess. In den über 180 
Elbkinder-Einrichtungen sei Partizipati-
on sehr unterschiedlich verankert – von 
ersten Schritten in Richtung Beteiligung 

bis hin zur Arbeit mit den Instrumen-
ten Kita-Verfassung, Kinderrat oder 
Beschwerdestellen, berichtet Julia 
Overmann, pädagogische Fachberate-
rin bei dem öffentlichen Kita-Träger. 
Um den Prozess voranzutreiben, sei-
en alle Einrichtungen verpflichtet, sich 
an kitainternen Studientagen mit dem 
Thema auseinanderzusetzen. „Aus der 
gemeinsamen Reflexion der eigenen 
Haltungen und Einstellungen ergeben 
sich Ideen für unterschiedlichste Be-
teiligungsprojekte oder strukturelle 
Veränderungen im Kita-Alltag“, erklärt 
die ausgebildete IPB-Moderatorin. So 
hat ein Team der Kita „Rabenhorst“ 
beispielsweise das Aufräumen als Par-
tizipationsprojekt gestaltet: Fachkräf-
te und Kinder haben im Morgenkreis 
gemeinsam geschaut und per Abstim-
mung entschieden, auf welche Möbel 
und Spiele sie verzichten können. Am 
Nachmittag war der Gruppenraum zu 
aller Überraschung komplett leerge-
räumt. In den folgenden drei Wochen 
füllten die Kinder den Raum mit eige-
nen Spiel- und Materialideen. Erst dann 
beschlossen sie mehrheitlich, die Grup-
pe wieder einzurichten – vollkommen 
anders als zuvor. „Es war unglaublich, 
welche Kreativität zutage trat, als die 
Kolleginnen ihre eigenen Vorstellun-
gen zurückhielten und in diesem Sinne 
ein Stück ihrer Macht abgaben“, so die 
stellvertretende Kita-Leiterin Peggy 
Fischer. Gleichzeitig waren sie verun-
sichert angesichts ihrer neuen Rolle. 
„Sie mussten völlig unvorbereitet mit 
den Konsequenzen umgehen – was 
würden die Kinder sich noch ausden-
ken, was sagen die Eltern zu dem lee-
ren Raum?“ Die Reaktionen der Eltern 
jedoch waren durchweg positiv. Die 
Erzieherinnen haben die Kinder beim 
Hinaustragen der Möbel und Spielsa-
chen fotografiert und die Fotos zeitnah 
im Flur aufgehängt. „Es war deutlich zu 
sehen, wie viel Spaß es ihnen gebracht 
hat“, erzählt Fischer.

Eltern ins Boot holen
Partizipation ist nur erfolgreich, wenn 
die Eltern gut mitgenommen werden, 
bestätigt Sabine Redecker, die bis 2018 
als Fachreferentin bei der Arbeiter-
wohlfahrt (AWO) in Schleswig-Holstein 
für die Umsetzung des Modellprojekts 

AWO-Kitas auf dem Weg zur Partizipa
tionskita zuständig war. Wichtig sei, 
„Eltern von Beginn an ins Boot zu holen, 
indem sie auf Elternabenden oder per 
Infobrief über geplante Beteiligungs-
projekte informiert werden“. 
Bevor ihre Tochter einen Platz in der 
Kita „Lotte Lemke“ bekam, hatte Anna 
von Stosch gehört, dass die Kinder dort 
tun und lassen dürften, was sie wollen. 
Doch als sie erlebte, wie die Kinder be-
teiligt und begleitet werden, „war ich 
beeindruckt“. Ihre Tochter ist mittler-
weile „Weitersagerin“ und pocht auch 
zu Hause auf ihre Rechte und demokra-
tische Abstimmungen. Von Stosch blickt 
entspannt auf die nahende Einschu-
lung, denn von anderen Eltern hat sie 
erfahren, dass die Lotte-Lemke-Kinder 
in ihrer Grundschule gern gesehen sind, 
„weil sie hinterfragen und sich einbrin-
gen“. 

Michaela Ludwig, 
freie Journalistin

*Alle Namen der Kinder geändert
**Weitere Informationen:
www.partizipation-und-bildung.de 

Die stellvertretende Leiterin der Kita 
„Lotte Lemke“, Petra Sanow, sagt: „Dass 
die Kinder vieles selbst entscheiden 
dürfen, bedeutet keinesfalls, dass wir 
die Verantwortung abgeben und sie sich 
selbst überlassen.“
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IM GRUNDE SIND SIE NUR NOCH 
KÖRPERLICH ANWESEND?

In der Habichtswald Privat-Klinik helfen wir Ihnen, neue 

Kraft zu schöpfen und Ihr Leben wieder lebenswert zu 

machen: Dabei integrieren wir in unserem ganzheitlichen 

Therapiekonzept gleichwertig die Methoden modernster 

wissenschaftlicher Schulmedizin und bewährter Natur-

heilverfahren und verstehen den Menschen immer als 

Einheit von Körper, Seele und Geist.

Gerne beraten wir Sie ausführlich und persönlich. Rufen 

Sie uns jetzt gebührenfrei an unter 0800 - 890 11 01.

In letzter Zeit fühlen Sie sich von den Anforde-
rungen im Alltag zunehmend überlastet und 
oft selbst Kleinigkeiten nicht mehr gewachsen? 
Dann könnten das erste Anzeichen für eine 
psychische Erkrankung sein, die Sie ernst  
nehmen sollten.

Wigandstraße 1 · 34131 Kassel-Bad Wilhelmshöhe 
www.habichtswaldklinik.de/privat

Aufnahme im Bedarfsfall: einfach und schnell.

SEIT 1986

30 Jahre 

Expertise in

ganzheitlicher

Therapie

Ein wichtiger Teil  der Schulkultur
// Demokratiebildung ist mehr 
als nur politische Bildung. Im 
Idealfall sei sie Bestandteil jeden 
Faches, von Deutsch bis zu den 
Naturwissenschaften, und solle 
kritisches Denken von Schülerin-
nen und Schülern fördern, meint 
der Politikwissenschaftler Prof. 
Dirk Lange. //

E&W: Demokratiebildung, was ist das 
eigentlich – das Gleiche wie politische 
Bildung?
Dirk Lange: Tatsächlich werden die Be-
griffe – auch in der Wissenschaft – häu-
fig nicht exakt voneinander abgegrenzt. 
Dennoch scheinen mir einige Unter-
scheidungen wichtig, nämlich politische 
Bildung von politischer Erziehung abzu-
grenzen. Letztere dient vor allem dem 
Systemerhalt. Jeder Staat ist auf Stabili-
tät angewiesen; dazu gehört, dass seine 
Prinzipien in den Köpfen der Menschen 
verankert sind und bleiben. Politische 
Bildung setzt demgegenüber bei den 
Subjekten – also den Menschen – an; 
sie hat die Mündigkeit der Bürgerinnen 
und Bürger zum Ziel. Dazu gehört auch 
die gezielte Förderung der kritischen 
und kontroversen Betrachtung des Sys-
tems, in dem man lebt.
E&W: Also sind politische Bildung und 
Demokratiebildung doch synonym?
Lange: Ich würde eher sagen, Demo-
kratiebildung betont jenen Teil der po-
litischen Bildung, der auf die Vermitt-
lung und Verankerung demokratischer 
Grundbildung und Prinzipien setzt. Sie 
setzt weniger als politische Bildung auf 
demokratische Kontroversität, die ja 
der Prämisse folgt, dass alles, was in 
Politik und Wissenschaft kontrovers ist, 
auch im schulischen Unterricht kontro-
vers abgebildet werden muss. Demo-
kratische Grundbildung setzt dagegen 
stärker auf den Konsens, dass Demo-
kratie verteidigt werden muss. Das gilt 
insbesondere in Zeiten, die von großen 
gesellschaftlichen Herausforderungen 
geprägt sind – etwa durch rechtsex

treme Tendenzen. Deswegen betont sie 
stärker Prinzipien und Grundwerte, die 
nicht verhandelbar sind, wie Gleichheit 
oder die Menschenwürde.
E&W: Und: Politische Bildung ist an Schu-
len – etwa im Politikunterricht – festge-
schrieben, Demokratiebildung hingegen 
nicht, oder?
Lange: Politische Bildung zieht sich 
sogar durch eine ganze Reihe Fächer, 
von Politik & Wirtschaft über Gemein-
schafts- bis zu Sozialkunde. Und auch 
Demokratiebildung ist auf mehrfache 

Weise in der Schule verankert – oder 
sollte es zumindest sein: nämlich in 
den genannten wie in allen anderen 
Fächern. Im Idealfall ist Demokratie-
bildung Bestandteil jeden Faches, von 
Deutsch bis zu den Naturwissenschaf-
ten.
E&W: In Deutsch kann ich mir das ja 
vorstellen – aber in Chemie?
Lange: Ja, natürlich – denken Sie an Fra-
gen von Nachhaltigkeit und Ökologie, 
der Verantwortung der Gesellschaft 

für die künftigen Generationen. Das 
sind ganz klassische Fragen von Demo-
kratiebildung. Im Kern widmet sie sich 
drei großen Themen: Erstens der De-
mokratie als Staatsform mit dem Ziel, 
dass die Schülerinnen und Schüler de-
ren Prozesse verstehen; zweitens ihren 
substanziellen Elementen, also etwa 
Menschenrechten, Gleichheit oder Ge-
rechtigkeit; und drittens überprüft De-
mokratiebildung Prozesse auf ihre de-
mokratische Realität. Dazu gehört die 
Erörterung, welche Welt folgende Ge-
nerationen vorfinden. Ganz wichtig ist: 
Es geht bei Demokratiebildung immer 
auch um kritisches Denken.
E&W: So gesehen gehören auch die 
Fridays-for-Future-Proteste zur Demo-
kratiebildung?
Lange: Unbedingt – vermutlich ist das 
aktuell eine der Veranstaltungen, bei 
denen Schülerinnen und Schüler am 
meisten lernen.
E&W: Warum?
Lange: Weil sie sich aus eigener Mo-
tivation interessieren, ihr Wissen ver-
tiefen, außerdem partizipieren und im 
Anschluss immer wieder beurteilen, ob 
und wie es aus ihrer Sicht vorangeht. 
Wichtig ist allerdings, dass Schulen den 
Schülerinnen und Schülern nicht nur er-
möglichen, sich zu beteiligen, sondern 
ihnen zudem Reflexionsräume bieten, 
ihr politisches Handeln zu hinterfragen 
und einzuordnen. Eine demokratiebild-
nerische Schule zeigt sich nicht nur im 
Unterricht, sondern auch in anderen 
Zusammenhängen. Dazu gehört, wie 
die Schule sich zur Gesellschaft – je-
ner im Stadtteil wie der globalen – ins 
Verhältnis setzt. Dazu gehört auch das 
Thema Klimawandel. Und dann ist noch 
wichtig: Eine Schule, die Demokratie-
bildung ernst nimmt, setzt sich für eine 
demokratische Schulkultur ein und für 
Mitbestimmung der verschiedenen 
Gruppen.
E&W: Was weiß die Forschung darüber, 
wie demokratiebildnerische Ansätze 
wirken?
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Dirk Lange ist Professor für Didaktik der 
Politischen Bildung an der Universität 
Wien sowie der Leibniz Universität 
Hannover
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Lange: Viel zu wenig. Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler fordern seit 
Jahren ein Bundesinstitut für die Didak-
tik der Demokratie. Vorbild könnte etwa 
das als Teil der Leibniz-Gemeinschaft 
aus Bundesmitteln finanzierte Institut 
für die Pädagogik der Naturwissen-
schaften (IPN) in Kiel sein. Dieses wurde 
einst gegründet, weil überdeutlich war, 
dass es Schülerinnen und Schülern an 
naturwissenschaftlichen Kenntnissen 
mangelt. Ebenso sollte die Zeit heu-
te reif sein, auf ähnlich hohem Niveau 
überprüfbare didaktische Standards in 
Demokratie- und politischer Bildung zu 
entwickeln.
E&W: Wie sieht es in der Lehrkräfteaus-
bildung aus?

Lange: Zunehmend schlechter – und 
zwar aufgrund der Bologna-Reform. 
Vor dieser mussten alle Lehramtsstu-
dierenden gesellschaftsdemokratische  
Grundkenntnisse in Philosophie, Sozial- 
und Politikwissenschaften erwerben.  

Durch den Trend zu mehr Praxis
tauglichkeit wurde das durch Schlüs-
selkompetenzen wie Moderation, Prä- 
sentation und Konfliktmanagement 
ersetzt – zu Ungunsten der gesell-
schaftlichen Grundbildung. Dabei wäre  
sehr wünschenswert, dass es  – ähn-
lich wie im Bereich Inklusion, Hetero-
genität oder Mehrsprachigkeit – ein 
einschlägiges Pflichtmodul für alle 
angehenden Lehrkräfte gibt. Sodass 
in ihrer Praxis später alle Lehrkräfte, 
unabhängig von ihren Fächern, fragen 
können: Wo kann ich Demokratiebil-
dung unterstützen?

Interview: Jeannette Goddar, 
freie Journalistin

Ein wichtiger Teil  der Schulkultur
„Politische Bildung 
hat die Mündigkeit 
der Bürgerinnen 
und Bürger zum 
Ziel.“� Dirk Lange
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// Demokratie lernen in der Offe-
nen Jugendarbeit – wie sieht die 
Praxis aus? E&W hat sich in zwei 
Jugendzentren im nordrhein-
westfälischen Neuss umgehört. //

Donnerstag, früher Abend. Tanztraining 
im Geschwister-Scholl-Haus, dem städ-
tischen Jugendzentrum in der Neus-
ser Leostraße. Gut 20 Mädchen haben 
sich versammelt, zwischen 12 und 18 
Jahre alt. Aus den Lautsprecherboxen 
dringt laute Musik. „Dance Hall, jamai-
kanisch“, erklärt Affy Malemba (29). Als 
pädagogische Hilfskraft leitet sie die 
beiden Tanzgruppen im Haus. Malem-
ba findet, dass einige das Training nicht 
ernst nehmen. Sie wird laut: „Entweder 
ihr macht mit – oder ihr geht.“ An eines 
der Mädchen gewandt: „Verkackst du 
heute das Training, dann Ciao!“

Klarer Fall, hier gelten Regeln. Und was 
ist mit Mitbestimmung? Welche Mög-
lichkeiten haben die Jugendlichen im 
Geschwister-Scholl-Haus, sich einzu-
bringen? Die 12-jährige Shawna erzählt, 
dass sich die Mädchen für ihre Tanz-
Auftritte ein Kostüm wünschen. „Einen 
Body, dazu Camouflage-Hosen“, sagt 
Shawna. „Und da, wo die weißen Fle-
cken sind, soll Gelb, Lila oder Pink hin.“ 
Shawna ergänzt: „Wir haben mit dem 
Werner schon gesprochen.“ 
„Der Werner“, das ist Werner Michels, 
Diplom-Pädagoge. Der 62-Jährige leitet 
das Geschwister-Scholl-Haus seit 1982. 
„Die besten Erfolge haben wir, wenn wir 
die Wünsche der Kinder und Jugend-
lichen mit ihnen zusammen verwirkli-
chen“, erklärt Michels. Allerdings gebe 
es dafür im Haus keine Institutionen. 
„Wir haben kein Jugendparlament und 

keinen Wunschkasten.“ Das ergebe sich 
„aus dem Alltag“. 

„Expertendemokratie“
Im Sozialgesetzbuch (SGB) VIII, Paragraf 
11, steht: Die Angebote der Jugendar-
beit „sollen an den Interessen junger 
Menschen anknüpfen“ und „von ihnen 
mitbestimmt und mitgestaltet werden“. 
Doch Möglichkeiten zur Partizipation zu 
nutzen, fällt nicht jedem leicht. Daniela 
Strunk, Praktikantin im Geschwister-
Scholl-Haus, berichtet: Wer mitbestim-
men möchte, „kann zu Werner gehen 
und sagen, was er anders haben möch-
te“. Allerdings: „Manche Jugendliche 
trauen sich nicht. Deshalb gehen meist 
wir auf sie zu.“ Strunk erzählt von der 
Umfrage, die sie im Auftrag des Lei-
tungsteams gemacht hat. Das Ziel war 
herauszufinden, wie das Haus für Mäd-

Und was ist mit 
Mitbestimmung?

Tanztraining im Geschwister-Scholl-Haus in Neuss (NRW): Die pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wissen, dass sie 
die besten Erfolge dann erzielen, wenn sie die Wünsche der Kinder und Jugendlichen mit ihnen zusammen verwirklichen.
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chen und Jungen ab 14 Jahren at-
traktiver werden könnte. Sie habe 
dafür „um die zehn ältere Jugend-
liche“ im Haus befragt. Ergebnis: 
„Ein neuer Basketballkorb wurde 
gekauft.“ Die Jugendlichen wollten 
außerdem, „dass das Haus bis 21 
Uhr aufbleibt“. Und dass die unter 
14-Jährigen um 19 Uhr gehen müs-
sen. „Damit die Älteren unter sich 
sind.“ Ob sich das umsetzen lässt, 
sei noch nicht klar, erklärt Strunk. 
„Wir müssen das im Team bespre-
chen.“ 
Moritz Schwerthelm, Erziehungs-
wissenschaftler an der Uni Ham-
burg, schreibt: Die Shell-Jugend-
studie von 2015 weise nach, „dass 
das politische Interesse von Ju-
gendlichen aus den sogenannten 
unteren Schichten geringer“ sei 
als das ihrer Altersgenossen, die 
höheren Schichten angehörten. 
Allen Heranwachsenden sei jedoch 
gemein, dass sie sich persönlich 
für eine konkrete soziale Sache im 
Nahumfeld engagieren wollen. Er 
dämpft allerdings allzu hohe Erwar-
tungen an die Offene Jugendarbeit. 
Aus empirischen Studien lasse sich 
schließen, dass Jugendzentren vor 
allem als „Expertendemokratien“ 
verfasst seien. Fachkräfte bildeten 
die „Regierung“. Laut einer Studie 
von 2010 erklärten 60 Prozent der 
regelmäßigen Besucherinnen und 
Besucher, „dass über ihre Ideen 
gesprochen wird“. Doch nur 6 Pro-
zent sagten, dass diese Ideen auch 
umgesetzt werden. 
Das Jugendamt der Stadt Neuss 
startete im Dezember 2016 das 
Projekt „besser Mit Wirkung“. „Es 
geht uns um die Frage, wie Beteili-
gung von Kindern und Jugendlichen 
gelingt“, erklärt Projektleiterin Car-
men Scholz. Gut ein Jahr lang ent-
wickelten Stadt, Jugendverbände 
sowie städtische und freie Träger 
im ersten Projektabschnitt gemein-
same Standards. Die stehen nun in 
einer Broschüre zur Offenen Kin-
der- und Jugendarbeit. „Erwachse-
ne und Kinder/Jugendliche handeln 
auf Augenhöhe“, ist dort zu lesen.
Besuch im „Upside Down“, dem 
evangelischen Jugendzentrum in 

der Neusser Drususallee. Elektro-
nische Musik füllt den Kellerraum. 
Timo, Amelie, Daniel, Maximilian 
und Jolina, zwischen 15 und 17 Jah-
re alt, lümmeln sich auf den Sofas. 
„Wichtig ist mir die Gemeinschaft“, 
erklärt Amelie. Henry (17) hat et-
was auszusetzen: Der Kicker habe 
seine besten Zeiten hinter sich. 
„Der fällt auseinander.“ Sie hätten 
bereits mit der Jugendleiterin ent-
schieden, welcher neue Kicker für 
etwa 500 Euro angeschafft werde. 
„Das war vor einem Dreiviertel-
jahr“, sagt Henry. „Das dauert.“ 
Jugendleiterin Mascha Degen (33) 
bestätigt: „Das ist wirklich lange 
her.“ Sie räumt ein: „Im Tagesge-
schäft geht das unter.“

Mitsprache für „Teamer“
Auch Lara (18) hat Verbesserungs-
vorschläge. „Das Ding ist, dass 
jeden Freitag dieselben Leute 
kommen.“ Sie wünscht sich, dass 
sich das ändert. „Damit man neue 
Leute kennenlernt.“ Lara schlägt 
vor, das „Upside Down“ aufzuhüb-
schen. Sie zeigt auf die Wände, die 
mit großformatigen Strichmänn-
chen verziert sind, schwarz-weiß, 
im Stil des Pop-Künstlers Keith 
Haring. „Ich sehe die seit sechs Jah-
ren. Da könnte man was anderes 
Cooles hinmachen.“ 
Wer von den jungen Leuten im 
„Upside Down“ als „Teamer“ mit-
arbeitet und etwa hilft, das Som-
merprogramm zu gestalten, hat 
zusätzliche Mitsprachemöglichkei-
ten: Auf der Teamsitzung, immer 
dienstags, gemeinsam mit Degen 
und deren Kollegin Bianca Linden. 
Degen ist sich ihrer Verantwortung 
bewusst: „Wenn ich nie machen 
würde, was sie möchten, dann 
kommt keiner mehr.“

Matthias Holland-Letz, 
freier Journalist

Moritz Schwerthelm, Demokrati-
sche Partizipation in der Offenen 
Jugendarbeit – Teilnahmeversuche 
von Jugendlichen, Nürnberg 2018: 
bit.ly/forschung-offene-jugendarbeit
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Nutzen Sie unsere attraktiven 
Sonderkonditionen
Dienstunfähigkeitsversicherung
Berufsunfähigkeitsversicherung

Sicherheit für den Fall der Dienst- oder Berufsunfähigkeit  
ist wichtig! Denn dieses Risiko wird oft unterschätzt. Die 
HUK-COBURG bietet Ihnen Sonderkonditionen bei Neu- 
abschluss einer Dienst- oder Berufsunfähigkeitsversicherung. 
Damit sparen Sie über die gesamte Laufzeit bares Geld!

Sprechen Sie mit uns. Wir beraten Sie gerne auch persönlich 
vor Ort: Die Adressen unserer Geschäftsstellen finden Sie in 
Ihrem örtlichen Telefonbuch unter „HUK-COBURG“ oder unter
www.HUK.de/Ansprechpartner

VERSICHERUNGSSCHUTZ

BIS 67 MÖGLICH!



Inhalierte Demokratie
// An einer Grundschule in 
Bremerhaven dürfen schon die 
Kleinsten mitbestimmen. Die 
Erst- bis Viertklässler lernen 
gemeinsam, können die Inhalte 
beeinflussen und in Gremien 
mitentscheiden. //

Demokratie an der Grundschule? „Geht 
gaaaar nicht!“ Das bekam die Leiterin 
der Marktschule in Bremerhaven-Lehe, 
Ute Mittrowann (63), manchmal zu hö-
ren, als ihre Schule genau das einführen 
wollte: Mitbestimmung schon für die 
Kleinen. Dass so etwas doch geht, be-
weisen zwei Dutzend Kinder, die sich 
allmonatlich zum Schülerrat treffen, so 
wie an diesem Freitag.
„Dann legen wir mal los“, sagt Mitt-
rowann. Sie sitzt an der Spitze eines 
Konferenztisch-Ovals im sogenannten 
Mitarbeiterraum. Früher nannte man 
solche Räume schlicht „Lehrerzimmer“, 
und sie waren üblicherweise eine No-
Go-Area für Kinder. Aber jetzt versam-
meln sich hier zwei Sprecher aus jedem 
Klassenverband, meist ein Mädchen 
und ein Junge, außerdem der Haus-
meister und die Schulsozialarbeiterin. 
Seit 2006 ist der Schülerrat eine feste 
Institution an der Marktschule. Aber 
das ist hier nicht das einzige Ungewöhn-
liche. Schon 2003 wurden die üblichen 

Klassen abgeschafft. Seitdem sitzen die 
Kinder von Stufe 1 bis 4 jahrgangsüber-
greifend in sogenannten Klassenfamili-
en (KF). Wer schnell lernt, kann schon 
nach drei Jahren auf die weiterführen-
de Schule wechseln; wer etwas mehr 
Zeit braucht, bleibt eben fünf Jahre lang 
in der vertrauten KF.

Eisbär oder Polarfuchs?
Im Schülerrat geht es heute um einen 
Dauerbrenner: Damit sich die zwölf 
Klassenfamilien besser auseinander-
halten lassen, sollen sie jeweils Tierna-
men bekommen – gefällige Namen, die 
„gleichwertig und nicht langweilig“ sein 
sollen, wie Sitzungsleiterin Mittrowann 
sagt. Schon seit Herbst 2018 wird da
rüber diskutiert: in den Klassenfamilien, 
im Schülerrat, auf der Schulkonferenz, 
auf Elternversammlungen. Bisher steht 
nur fest: Namensgeber sollen Tiere 
sein, die in und an der Nordsee leben. 
20 stehen zur Auswahl, darunter auch 
„KF Qualle“ oder „KF Seepocke“. Geht 
gaaaar nicht, finden die Kinder. „Solch 
einen Namen wollen wir als KF auf kei-
nen Fall erhalten!!!“, hat eine Klassenfa-
milie zu Papier gebracht. Denn das wäre 
diskriminierend. 
Eisbär oder Polarfuchs – das wäre 
was! Sind nur leider keine Nordsee-
Anrainer. Fast eine halbe Stunde lang 

wird diskutiert. Wer sich meldet, war-
tet geduldig, bis er oder sie an die Rei-
he kommt. Am Ende schlägt Rektorin 
Mittrowann vor, den Tier-Kreis auf alle 
Meere auszuweiten. Dann hätten auch 
Eisbär und Polarfuchs eine Chance. 
„Okay? Gebongt?“, fragt Mittrowann, 
und niemand widerspricht. Eine AG, 
für die sich sofort etliche Klassenspre-
cher und -sprecherinnen melden, soll 
eine neue Vorschlagsliste erarbeiten, 
die dann wieder durch die Instanzen 
geht: Klassenräte, Schülerrat, Schul-
konferenz, Elternrat. 

Wer stört, fliegt raus
Nach dem Schülerrat trifft sich der 
Klassenrat der KF von Lehrerin Carmen 
Lamann (26), so wie jeden Freitag. Klas-
sensprecherin Noria (8) schlägt eine 
Klangschale an. Sofort ist es ruhig. Noria 
und ihr Ko-Sprecher Tetsuro (10) leiten 
die Sitzung gemeinsam – mit ziemlicher 
Strenge. „Melde dich, wenn du was 
hast“, ermahnt Noria Zwischenrufer. 
Wenn jemand abschweift, sagt Tetsu-
ro: „Das ist jetzt nicht das Thema.“ Wer 
stört, fliegt sogar raus, jedenfalls für ein 
paar Minuten. Die Reihen lichten sich 
schnell, denn heute ist es sehr unruhig. 
Aber als Tetsuro über die Schülerrat-
Diskussion zum Namensstreit berichtet, 
da sind die meisten konzentriert dabei. 

Im Schülerrat der Marktschule in Bremerhaven ler-
nen schon die Kleinsten, dass Demokratie manchmal 
ein langwieriger Prozess ist. Schon seit Monaten wird 
in der Schule darüber diskutiert, welche Namen die 
„Klassenfamilien“ erhalten, in denen die Schülerin-
nen und Schüler jahrgangsübergreifend lernen.
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Die AAP Lehrerfachverlage GmbH, 
zu denen auch die renommierten 
Verlage Auer, Persen und AOL- 
Verlag gehören, hat die Lehrerwelt ins 
Leben gerufen. Mit der Onlineplatt-
form, die seit Oktober 2018 am Netz 
ist, verfolgt das Verlagshaus mit Sitz 
in Hamburg das Ziel, Lehrern alles für 
ihren Berufsalltag aus einer Hand zu 
bieten.

In der Lehrerwelt finden Pädagogen 
über 35.000 Unterrichtsmaterialien 
von 26 Bildungsverlagen bereits auf-
gegliedert für Grundschule, Sekun-
darstufe und sonderpädagogische 
Förderung aller Klassenstufen. 
Mühelos lassen sich so die richtigen 
Materialien für ein konkretes Lern- 
thema oder didaktisches Konzept 
finden.

Im Ratgeberbereich stehen über 1.200 
ausgewählte Publikationen zu allen 
wichtigen Bereichen der Pädagogik, 
zur persönlichen Entwicklung im 
Lehreralltag, Selbstmanagement, 
didaktischen Methoden und Konzep-
ten bereit. Das Besondere daran: alle 
angebotenen Materialien sind durch 
verlagsinterne Experten eigens für 
den Lehrberuf ausgewählt. 

Ergänzend finden Lehrer im Online-
shop nützliche Artikel, die sie und 
ihre Schüler im Unterricht einsetzen 
können: Vom spannenden Lernspiel 
bis zum Rechenschieber und bunten 
Colorclip, von Bastel- und Kunstbe-
darf bis zu Landkarten, von cleveren 
Helfern für den Sportunterricht bis 
zu Musikinstrumenten – alle Lehrer-
bedarfsartikel sind eigens im Verlags-
haus geprüft und kuratiert worden. 
Ein breites Sortiment an Schuljah-
resplanern, Notizbüchern, Lehrerta-
schen und Geschenkartikeln rundet 
das Portfolio an online bestellbaren 
Produkten ab.

Doch die Lehrerwelt ist mehr als nur 
ein einfacher Onlineshop: durch die 
Partnerschaft mit dem Online-Portal 
„Lehrerbüro“, in der Lehrerwelt als 
Online-Premium-Bereich integriert, 
finden sich über 150.000 digital verfüg-
bare Unterrichtsmaterialien. Wer nie 
wieder Unterrichts materialien bestel-
len möchte, erhält im Rahmen einer 
Jahres-Mitgliedschaft im Lehrerbüro 
Zugriff auf diese bereits in Sinneinhei-
ten unterteilte Unter richtsmaterialien 
von Auer, Persen, dem AOL-Verlag 
und Klippert, editierbare Word-Vorla-
gen, Videos und interaktive Übungen.

 
Unterrichtsmaterialien &  

Ratgeber der renommierten 
deutschen Bildungsverlage

 
 

 
Lehrerbedarf rund um 

Schule und Berufsalltag

 
 

 
Digitale Unterrichtsvor- 

bereitung mit dem 
Lehrerbüro

Einfach alles. 
Online.

Unterrichtsmaterialien der renommierten deutschen Bildungsverlage, Rat- 
geber für alle Belange des Lehreralltags, ein großes Sortiment an Schuljahres-
planern, schicke Lehrertaschen, vielfältiges Bastel- und Organisationsmaterial 
und Lernmittel für viele Unterrichtsfächer – all das finden Lehrer jetzt in einem 
Onlineshop, der nur für sie gemacht ist.

Jetzt entdecken auf 
www.lehrerwelt.de

NEUER ONLINESHOP speziell für LehrkräfteAnzeige

 
Der Onlineshop für Lehrer

und viele mehr …

Überzeugen Sie sich selbst: bis 
31.07.2019  bietet die Lehrerwelt 
kostenfreien Versand für alle 
Produkte innerhalb Deutschlands an. 
Und für alle E&W Leser gibt es nach der 
Registrierung exklusiv einen 
Gratis-Download bis zum 31.08.2019 
unter www.lehrerwelt.de/eundw.

Jetzt registrieren undGratisdownloadsichern unter 
lehrerwelt.de/eundwbis 31.08.2019



Nach 40 Minuten geht es dann mit dem 
normalen Unterricht weiter. 
Aber was heißt an der Marktschule 
schon „normal“. Hier ist manches an- 
ders als in herkömmlichen Grundschu-
len, und das hat ihr auch schon den 
zweiten Preis beim Deutschen Schul-
preiswettbewerb 2011 eingebracht. In 
der Laudatio hieß es damals: „‚Kein Kind 
zurücklassen‘ ist ein hoher Anspruch in 
einer Region, in der viele Eltern arbeits-
los sind und Kinderarmut nahezu Alltag 
ist. Die Marktschule stellt sich dieser 
Herausforderung.“ 

Die Großen helfen den Kleinen
265 Kinder aus 30 Sprach- und Kultur-
kreisen: So bunt ist die Schülerschaft. 
Und vielseitig ist auch der Unterricht 
der 25 Lehrkräfte. Die Kinder können 
bei ihnen mitbestimmen, mit welchen 
Themen sie sich gerade beschäftigen 
wollen. „Da gibt es natürlich keine freie 
Auswahl“, sagt Mittrowann. „Wir müs-
sen uns ja ans Curriculum halten.“ Doch 
wenn zum Beispiel ein Kind besonders 
gut mit einem Zauberwürfel umgehen 
kann, bietet es ein „Lernbüro“ an und 
bringt dabei seine Tricks den anderen 
bei. Und wer bei der Wochenplanarbeit 
gerade eine Geschichte geschrieben 
hat, kann eine „Schreibkonferenz“ aus-
rufen: Dann setzen sich einzelne andere 

Kinder mit ihm oder ihr an einen sepa-
raten Tisch, geben stilistische Tipps und 
korrigieren Schreibfehler. In solchen 
Fällen ist die Altersmischung besonders 
hilfreich. Die Fortgeschrittenen un-
terstützen die Anfänger, übernehmen 
Verantwortung und werden dadurch 
selbstbewusster. 
Dass Kleinere und Größere gemeinsam 
lernen, hilft nicht nur bei der Stoffver-
mittlung, sondern auch beim Einüben 

der alltäglichen Regeln und Abläufe. 
So erfahren die Jüngsten quasi neben-
bei, wie der Klassenrat funktioniert. 
In einer reinen Anfängerklasse, meint 
Mittrowann, ließe sich Mitbestimmung 
wohl nur in kleinen Schritten einführen. 
Aber in den altersgemischten Gruppen 
erleben die Kleinen gleich das volle 
Programm. „Sie inhalieren das“, sagt 
die Rektorin. „Sie trauen sich nach und 
nach mehr zu.“ 

Demokratiebildung kann man lernen!
Unter dem Titel „Citizenship Education – Demokratiebildung an Schulen“ haben Prof. Dirk Lange (s. Interview S. 10 f.) und sei-
ne Berliner Kollegin Prof. Sabine Achour einen – kostenfreien – Onlinekurs für Studierende und Lehrkräfte entwickelt, der mit 
einem Weiterbildungszertifikat abschließt. In neun Modulen werden Themen von demokratischer Schulentwicklung bis zum 
Zusammenleben in der diversen Gesellschaft behandelt. Kooperationspartnerin ist die Bertelsmann Stiftung. Informationen 
und Einschreibung: bit.ly/citizenedu
Die FU Berlin bietet einen einjährigen weiterbildenden, anwendungsorientierten Masterstudiengang „Demokratiepädago-
gische Schulentwicklung und soziale Kompetenzen“ an. Zielgruppe des kostenpflichtigen, berufsbegleitenden Angebots sind 
die Leitungsebenen der Schulen, die Schulsozialarbeit sowie Schulpsychologen und -psychologinnen sowie alle interessierten 
Akteure im Bildungswesen. Flyer zum Download: bit.ly/fub-demokratiemaster-pdf
Ein Überblick über Modellprojekte zur Demokratieförderung im Bildungsbereich (inklusive Kita) des Bundesprogramms Demo-
kratie Leben findet sich hier: bit.ly/projekte-demokratiefoerderung
„Demokratie lernen – Grundschulen als Schlüsseleinrichtungen der Demokratiebildung“ hieß bis Ende 2018 ein gemeinsames 
Projekt des niedersächsischen Kultusministeriums, des niedersächsischen Landesinstituts für schulische Qualitätsentwicklung 
(NLQ) und des Göttinger Instituts für Demokratieforschung. Unter dem Link www.kinderdemokratie.de stehen weiterhin 
Materialien und Planspiele zum Download bereit.
Der Verein DEVI e. V. hat sich der Demokratieförderung an beruflichen Schulen verschrieben und bietet – auch „Inhouse“ – 
Fortbildungen in Berlin, Brandenburg und Hamburg an: demokratieundvielfalt.de. Auch in anderen Bundesländern finden sich 
auf den Webseiten der Lehrkräftefortbildungsinstitute Angebote zur politischen und Demokratiebildung.
Auf ihrer Unterseite „Bildung und Demokratie“ bietet die Webseite der Bundeszentrale für politische Bildung einen Überblick 
zum Thema sowie Best-Practice-Videos: bit.ly/bpb-bildung-demokratie� J. G.

Selbstverständlich könnten Kinder nicht alles entscheiden, weil sie nicht immer den 
nötigen Überblick hätten, sagt Schulleiterin Ute Mittrowann. Doch schon in jungen 
Jahren sollen sie Verantwortung übernehmen und Selbstwirksamkeit spüren.
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Kostenlose
Bildungsmaterialien

www.vielfalt-mediathek.de

Zum Download

› Bücher und Broschüren
› Unterrichtsmaterial und Arbeitsblätter
› Kurz- und Dokumentarfilme
› Konzepte und Methoden
› Aktuelle Podcasts und Expertisen

gegen Rassismus, 
Rechtsextremismus 
und Antisemitismus

Als Chefin der Schule hat die 63-Jähri-
ge im Zweifelsfall das letzte Wort. Doch 
zumindest innerhalb des gesetzlichen 
Rahmens versucht sie, auch im Kollegi-
um so viel Demokratie wie möglich zu 
praktizieren. 
Das bestätigt auch Klassenleiterin Jana 
Hollmann (29). Was sie sich aber noch 
wünscht: „mehr Personal, mit hundert 
Ausrufezeichen!“ In jeder Stunde Dop-
pelbesetzung – „das wäre ein Traum.“ 
In den altersgemischten Klassen allen 
gerecht zu werden: „Diesen Spagat zu 
schaffen, das ist schon schwierig.“ Vor 
allem ganz allein mit 22 Kindern. Auf 
jeden Fall findet Hollmann es „super-
schön, wie die Kleinen untereinander 
lernen“. Und „toll, dass sie mitbestim-
men können“.
Als die Marktschule 2003 die Klassenfa-
milien einführte, waren nicht alle Lehr-
kräfte davon angetan. Es war ja auch 
eine große Umwälzung. Mittrowann: 
„Wir mussten einen Perspektivwan-
del durchmachen: den Kindern mehr 

zutrauen und uns in die zweite Reihe 
stellen. Dieses Loslassen erfordert eine 
große Portion Mut.“ Die Schulleitung 
half damals den Skeptikern, an andere 
Standorte zu wechseln. „Aber umge-
kehrt gab es auch etliche Kolleginnen, 
die aufgrund unseres Konzepts zu uns 
gekommen sind.“
Natürlich hatten auch manche Eltern 
anfangs Bedenken, gerade unter den 
vielen Migranten in Bremerhaven-
Lehe. „Inzwischen stoßen wir auf sehr 
gute Resonanz der Eltern“, berichtet 
Mittrowann. Und von den weiterfüh-
renden Schulen bekommt sie Rückmel-
dungen, dass die Marktschul-Abgänger 
zwar „keine Überflieger sind, aber sehr 
selbstbewusste und soziale Kinder“.
Das spürt man auch, wenn man sich mit 
Klassensprecherinnen unterhält. Die 
zehnjährige Marie findet es gut, „dass 
man mitreden darf und dass man den 
Kleinen helfen kann. Meine Eltern sind 
sehr stolz auf mich“. Lara, ebenfalls zehn, 
wie fast alle Klassensprecher und -spre-

cherinnen, redet wie eine Große über ihr 
Amt: „Ich bin dadurch selbstbewusster 
geworden, ich traue mich mehr.“
Manchmal wird es den Kindern aber 
auch zu viel mit der ganzen Mitbestim-
mung. „Frau Mittrowann, kannst du 
das nicht einfach bestimmen?“, wird 
die Rektorin gelegentlich gefragt. Ihre 
Antwort aus voller Überzeugung: „Nee, 
mach‘ ich nicht.“ Selbstverständlich, 
sagt sie, „können Kinder nicht alles ent-
scheiden, weil sie nicht immer den nö-
tigen Überblick haben“. Doch schon in 
jungen Jahren könnten sie Verantwor-
tung übernehmen und Selbstwirksam-
keit spüren. „Sie merken, dass sie etwas 
erreichen können. Sie hinterfragen und 
diskutieren, sie lernen demokratische 
Strukturen kennen.“ Samt der nötigen 
Geduld bei schwierigen Entscheidungs-
prozessen – auch wenn es dabei „nur“ 
um Eisbären oder Seepocken geht.

Eckhard Stengel, 
freier Journalist
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// Können Kinder, die noch zu 
klein für die Kita sind, demokra-
tisches Verhalten lernen? Ja, Mit-
bestimmung und Partizipation 
können früh geübt werden, wenn 
die Eltern in den Prozess des 
Demokratielernens einbezogen  
werden. Das bietet das Modell der  
Elternbildung des Berliner Senats, 
das auf eine Vernetzung von  
Familienzentren und Kitas setzt. //

Es ist 10 Uhr, und die Brötchen stehen 
schon bereit. Kaffeeduft zieht durch die 
helle Sitzecke des Familienzentrums. 
Käse, Wurst und Marmelade liegen ne-
ben buntem Geschirr auf dem Sofatisch. 
Latifa und Lisa spielen am Kaufmannsla-
den, der zwölf Monate alte Lyes hangelt 
sich Gurke knabbernd am Tisch entlang. 
Auf der Couch haben es sich Laura und 
Daniela gemütlich gemacht, gegenüber 
wippt Aileen auf einem Kinderstuhl. 
Die drei kommen häufig mit ihren Kin-
dern hierher. Laura sogar fünfmal in der 
Woche. Zum Frühstück, zum Kinderyo-
ga, zum Kurs „Mentale Wellness“ oder 
einfach zum Plaudern. „Die Kleinen 
müssen doch mal rauskommen, und für 
mich ist es einfach wundervoll, andere 
Eltern zu treffen.“ Zum Beispiel Daniela, 
die den „geschützten Raum und die Sta-
bilität“ schätzt. Oder Aileen, die möch-
te, „dass Lisa vor der Kita mit anderen 
Kindern in Kontakt kommt“. Aber das 
Beste ist, sagen alle: Dies hier ist unser 
Raum, wir gestalten ihn mit. Laura: „Wir 
alle tragen doch Verantwortung.“ 

„Beiläufige“ Partizipation
Ein frühsommerlicher Freitag im Bür-
gerhaus Berlin-Buch. Der gelbe Flach-
bau am nord-östlichen Rand der Stadt 
leuchtet in der Morgensonne. Im Bu
cher Bürgerhaus sind viele Einrichtun-
gen der Stadtteilarbeit versammelt, 
von der Frauenberatung Beruf und Tat 
über die neue Nachbarschaft Berlin bis 
zum Familienzentrum im ersten Stock. 

Schon 2012 eröffnete hier der kleine 
Familientreff des Vereins Sehstern, seit 
2016 ist er Teil des Senatsprogramms 
Familienzentren*. Das Ziel: „Mit Fami-
lienzentren in jedem Bezirk wollen wir 
Eltern stärken, vernetzen und ihre Er-
ziehungsfähigkeit fördern“, sagt Kristin 
Bliß, Projektkoordinatorin der Service-
stelle Berliner Familienzentren. 42 gibt 
es heute, organisiert werden sie von 
Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe, die mit Kindergärten kooperieren 
oder den Kitas selbst. Das Familien-
zentrum Sehstern arbeitet mit der Kita 
„Schlaufüchse“ um die Ecke zusammen, 
von gemeinsamen Festen bis zu sozia-
ler und psychologischer Beratung. Die 
Familienzentren sind nicht etwa ein 
weiteres Projekt im Quartier. Sie sollen 
Lücken füllen, gezielt die Bedürfnis-
se von Eltern mit Kindern von null bis 
sechs Jahren aufgreifen und zur Teilha-
be ermuntern. Bliß: „Die Familienzen-
tren sollen für Eltern ‚ihr Ort‘ sein, an 
dem sie spüren: Wir werden gesehen. 
Wir können mitgestalten.“
Als die Familientherapeutin Beate Wir-
sig die Koordination des Familienzent-
rums Buch übernahm, hat sie daher als 
erstes die Eltern nach ihren Wünschen 
gefragt. „Was wollt ihr? Wir versuchen, 
es möglich zu machen, organisieren 
Raum, Fachkraft, Materialien, Koope-
rationspartner.“ 73.000 Euro bekommt 
jedes Familienzentrum jährlich, davon 
wird das Gehalt der Leitung bezahlt, 
für Honorarkräfte und Sachmittel bleibt 
dann nicht viel Geld übrig. 
Es beeindruckt Wirsig heute noch, wie 
sehr die Eltern den Ball aufnahmen. Ein 
Vater, von Beruf Erlebnispädagoge, initi-
ierte Parkerkundungen mit Pflanzenbe-
stimmung für Eltern und Kinder. In Ko-
operation mit der Stiftung Naturschutz 
machte es Wirsig möglich. Eine wö-
chentliche Vätergruppe kam auf Eltern-
initiative zustande. Eine Mutter brachte 
ein Musikangebot auf den Weg, andere 
Do-it-Yourself-Workshops mit Papier-

perlen, Aquarellen oder Nähmaschine. 
Auf Elternwunsch entstanden Kinder
yoga, Kochkurs und Mental-Wellness. 
Entscheidend: Die Ideen verlaufen nicht 
im Sande, sondern werden ernst genom-
men und mit Wirsigs Hilfe tatsächlich re-
alisiert. Von Anfang an war Regel bei al-
len Aktionen: Jeder trägt etwas bei – wie 
am Morgen beim Frühstück. Wirsig: „An-
fangs hat es viele überrascht, manchmal 
irritiert. Heute ist es selbstverständlich.“ 
So fange Partizipation an. „Beiläufig“, 
nennt Wirsig das.

Kinder dürfen mitentscheiden
Nach Einschätzung von Bliß funktioniert 
dieser Ansatz bei vielen Familienzent-
ren in der Stadt. „Meist startet es mit 
runden Tischen oder Elternumfragen, 
dann kommt etwas in Bewegung“, so 
die Projektkoordinatorin. Vertrauen 
entsteht und die Lust, mitzumachen. 
Therapeutin Wirsig war sofort klar: Die 
Menschen in Buch wollen eines nicht: 
belehrt werden, das Gefühl haben, hier 
kommt der pädagogische Zeigefinger. 
Die Sensibilität gegenüber staatlicher 
Intervention ist groß, die DDR-Erfah-
rungen der eigenen Eltern wirken nach, 
das Jugendamt hat einen schlechten 

Wir alle tragen 
Verantwortung

Die Koordinatorin des Familienzentrums 
Buch, Beate Wirsig, betont: Jeder müsse 
hier etwas zum Gelingen beitragen. „An-
fangs hat es viele überrascht, manchmal 
irritiert. Heute ist es selbstverständ-
lich.“ So fange Partizipation an.
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Ruf im Kiez, in dem der Anteil von Fami-
lien mit Problemen hoch ist. 
Umso schöner ist für Wirsig zu sehen, 
wenn sich die vorsichtige, offene Ver-
trauensarbeit lohnt. Und die Besucher 
selbst einfordern: Ja, wir wollen Ge-
spräche – auch über Dinge, die uns im 
Alltag belasten. Traumreisen und Atem-
übungen für den Alltag haben Laura gut 
getan. Gespräche mit Profi Wirsig über 
ihre Ängste vor dem Wiedereinstieg in 
den Job haben Daniela Kraft gegeben. 
„Und wenn ich merke, dass die Eltern 
Themen umtreiben, greife ich sie auf.“ 
Mal sind es Debatten über den Umgang 
mit Geschwisterkindern, mal Diskus-
sionen über Rollenverteilungen in der 
Familie. 
Auf Nachfrage kommt sofort eine Dis-
kussion über Partizipation in der Fa-
milie in Gang. Wie viel dürfen Kinder 
mitentscheiden? Ab wann kann man 
sie beteiligen? Für die Kinder gibt es 
eine kleine Box, in die sie Nachrichten 
an die Eltern stecken können: „Darüber 
möchte ich mal mit euch reden.“ Alle in 
der morgendlichen Runde sind dafür, 
Entscheidungen im Alltag mit Kindern 
auszuhandeln. Wirsig fällt ein Beispiel 
ein: „Wisst ihr noch, als der kleine Theo 
neulich nicht mit seiner Mutter zur Mu-

sikgruppe gehen, sondern weiterspie-
len wollte? Hättet ihr ihn entscheiden 
lassen oder euch durchgesetzt?“ 

Mitbestimmung üben
Über Partizipation diskutieren, Mitbe-
stimmung üben – für Kerstin Volgmann 
sollte das viel häufiger in pädagogi-
schen Einrichtungen thematisiert wer-
den. Die Sozialpädagogin beschäftigt 
sich seit Jahren mit Mitbestimmung 
und Demokratieerziehung, gibt Fort-
bildungen für Erzieher und Pädagogen. 
Immer wieder beobachtet sie, dass Er-
zieher unterschätzen, wie wichtig die 
explizite Auseinandersetzung mit dem 
Thema ist. Nicht selten winkten sie ab. 
Kinderrechte? Ja, klar, weiß ich doch. 
„Aber es ist wichtig, dass wir uns da-
mit auseinandersetzen, was genau das 
heißt“, sagt Volgmann. Nehmen wir die 
Bedürfnisse eines Kindes wirklich wahr? 
Respektieren wir es von Anfang an als 
vollwertigen Menschen, dem man nicht 
von oben herab über den Kopf streicht? 
Aus Volgmanns Sicht ist eine explizite, 
professionell angeleitete Debatte über 
die Grundlagen des Miteinanders uner-
lässlich. Welche Bedeutung hat Freiheit 
für jeden einzelnen? Was heißt Würde 
eigentlich? Welche Werte sind mir wich-

tig? Bei Fortbildungen bringt Volgmann 
so eine Diskussion gerne spielerisch 
ins Rollen. Zum Beispiel mit dem Spiel 
„Wertekauf“. Wie auf einem Basar wer-
den Dutzende Werte feilgeboten, jeder 
darf sich drei aussuchen – und muss an-
schließend begründen, warum er oder 
sie diese gewählt hat. Volgmann: „Bei 
Fortbildungen in Kitas entstehen dann 
oft zwei Gruppen – eher die Gemein-
schaftsbezogenen, eher die Autonomie-
orientierten.“ 
Der Frühstücksmorgen im Familienzen-
trum neigt sich dem Ende zu. Laura, 
Daniela und Aileen packen ihre Sachen. 
Wirsig plant für die Zeit nach der Som-
merpause eine kleine Ausstellung. Dann 
wird das Thema Kinderrechte explizit 
diskutiert. Gestern erst hat sie eine klei-
ne Ideen-Box gebastelt, einen Aufruf 
zur Mitbestimmung: „Kids, was sollten 
wir hier als nächstes machen?“ Der ers-
te Wunsch liegt schon im Kasten: „Ich 
würde gerne einen Familienzentrums-
baum basteln.“ 

Anja Dilk, 
freie Journalistin

*www.berliner-familienzentren.de

Laura, Daniela und Aileen haben es sich auf  
der Couch im Familienzentrum des Vereins 
Sehstern in Berlin-Buch bequem gemacht. Die 
drei kommen mit ihren Kindern mehrfach in der 
Woche hierher. Sie schätzen den „geschützten 
Raum“ und dass sie hier mitbestimmen dürfen. 
Verantwortung, sagen sie, müsse man den Kin-
dern vorleben (v.l.n.r.: Latifa, Lisa, Lyes, Laura, 
Aileen, Daniela)
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// Fast alle Bundesländer stellen 
Seiten- und Quereinsteiger*  
ein, um den Lehrermangel abzu-
federn. Dabei sind die Unter-
schiede zwischen den 16 Ländern 
enorm, wie der Bildungsforscher 
Klaus Klemm in einer neuen 
Analyse** darlegt. Er hält eine 
bessere Ausbildung der Seiten-
einsteiger für nötig, vertraut aber 
deren Fachwissen. //

E&W: Herr Klemm, im Schuljahr 
2018/19 wurden nach Angaben der 
Kultusministerkonferenz (KMK) bun-
desweit rund 4.800 Seiten- und Quer-
einsteiger in den Schuldienst einge-
stellt, das waren knapp 13 Prozent der 
Neueinstellungen. Ist das ein Höchst-
stand? 
Klaus Klemm: Ja. Die Quote wächst seit 
etwa fünf Jahren kontinuierlich – und 
die Zahlen werden vermutlich weiter 
steigen. Aktuell sind vom Lehrkräfte-
mangel vor allem Grund- und Berufs-
schulen betroffen.
E&W: Welche Bundesländer haben be-
sonders viele solcher Neulehrer einge-
stellt?
Klemm: Das ist sehr unterschiedlich. 
Während beispielsweise in Sachsen 
etwa 50 Prozent, in Berlin rund 40 Pro-
zent und in Brandenburg etwas mehr 
als 30 Prozent der neu eingestellten 
Lehrkräfte keine klassische Ausbildung 
haben, greifen Bayern und das Saarland 
im Schuljahr 2018/19 gar nicht auf Sei-
ten- oder Quereinsteiger zurück. Sehr 
gering ist die Quote in Rheinland-Pfalz 
und Hessen. 
E&W: Warum braucht Sachsen so viele 
und Bayern gar keine? 
Klemm: Die Kollegien der Schulen in 
den ostdeutschen Ländern haben eine 
andere Altersstruktur. Der Anteil der 
Lehrkräfte, die in den Ruhestand ge-
gangen sind oder kurz davor stehen, 
ist sehr hoch. Zugleich rückten über die 
Jahre hinweg wenig neue Lehrkräfte 
nach, denn die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler ging zurück. 
E&W: Auch in den anderen Bundes-
ländern sank die Geburtenrate. Waren 

einige Länder weniger vorausschauend 
als andere?
Klemm: Die Bundesländer haben un-
terschiedlich vorgesorgt. Viele haben 
jahrelang gar keine oder nur sehr weni-
ge Lehrerinnen und Lehrer eingestellt. 
In den 1990er-Jahren und um das Jahr 
2000 herum gingen deshalb auch die 
Studierendenzahlen in den Keller. Die 
Auswirkungen spüren wir heute deut-
lich. 
E&W: Haben die besonders betroffenen 
Ost-Länder die Entwicklung verschla-
fen?
Klemm: Ich halte nichts von solchen 
Anschuldigungen. Wenn ich in den 
1990er-Jahren bildungspolitischer 
Berater gewesen wäre, hätte ich ei-
ner Landesregierung auch nicht zur 
Lehrer-Einstellung geraten. Denn 
dann hätte man darauf vertrauen 
müssen, dass die Geburtenzahlen 
wieder steigen. Die Daten beleg-
ten aber das Gegenteil: Im Jahr der 
Wiedervereinigung 1990 gab es in 
Ostdeutschland 178.000 Geburten. 
Vier Jahre später waren es nur noch 
78.000. Außerdem gingen später vie-
le junge Leute in den Westen. Des-
halb sagte kein Finanzminister: Wir 
brauchen mehr Lehrer!

E&W: Seit etwa sechs Jahren steigen 
die Geburtenzahlen aber bundesweit 
wieder an. Hinzu kommen die Kinder 
geflüchteter Familien. Hätten die Kul-
tusministerien darauf früher reagieren 
müssen? 
Klemm: Bayern hat durchaus voraus-
schauend gehandelt. Das Bundesland 
ist, was die Aktualität seiner Daten an-
geht, eine rühmliche Ausnahme. Jedes 
Jahr gibt es eine neue Schülerzahl- und 
Lehrerbedarfsprognose. Andere Län-
der, etwa Nordrhein-Westfalen, haben 
zu lange mit veralteten Zahlen gearbei-
tet. Auch die KMK hat das bis zum Früh-
jahr 2018 getan, indem sie Daten aus 

„Fachkompetenz schlägt didaktische Kompetenz“

Prof. Klaus Klemm

Zur Person:
Der Bildungsökonom Klaus Klemm 
ist pensionierter Professor für 
empirische Bildungsforschung und 
Bildungsplanung an der Universi-
tät Duisburg-Essen. Er forscht au-
ßerdem zu Bildungsfinanzierung 
und Inklusion. 
Der Erziehungswissenschaftler war  
unter anderem Mitglied im wis-
senschaftlichen Beirat der Pisa-
Studien.
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dem Jahr 2013 heranzog. Nach die-
sen Berechnungen hätte es einen 
Überschuss an Grundschullehre-
rinnen und -lehrern geben müssen. 
Wie wir heute wissen, war das eine 
völlige Fehleinschätzung. 
E&W: Die Folge ist, dass Schulen 
auch künftig auf Seiten- und Quer-
einsteiger angewiesen sind. Scha-
det das langfristig der Unterrichts-
qualität? 
Klemm: Die einzige Alternative 
wäre, Unterricht ausfallen zu las-
sen – und das will niemand. Des-
halb werden Seiten- und Quer-
einsteiger ein wesentlicher Teil 
der Strategie gegen Lehrermangel 
bleiben. Im Sekundarbereich kann 
das funktionieren. Zwar gibt es bis-
her keine Studien darüber, ob und 
wenn ja welche Auswirkungen das 
auf die Unterrichtsqualität hat. 
Eine Untersuchung des Instituts 
zur Qualitätsentwicklung im Bil-
dungswesen (IQB) hat allerdings 
für den Deutsch- und Englischun-
terricht in der 9. Klasse gezeigt: 
Schülerinnen und Schüler, die von 
Quereinsteigern unterrichtet wer-
den, die das entsprechende Fach 
studiert haben, erzielen in etwa 
die gleichen Leistungen wie dieje-
nigen, die von grundständig aus-
gebildeten Lehrern mit Fachstu-
dium unterrichtet werden. Wenn 
Lehrkräfte fachfremd unterrich-
ten, dann führt das dagegen zu 
schwächeren Leistungen. 
E&W: Was heißt das für den Unter-
richt in der Sekundarstufe?
Klemm: Zugespitzt heißt das: Fach-
kompetenz schlägt didaktische 
Kompetenz. Man müsste also eher 
den Quereinsteiger mit Anglistik-
studium Englisch unterrichten las-
sen als den klassisch ausgebildeten 
Lehrer ohne Fachstudium. Anders 
ist es sicher in der Grundschule, wo 
die didaktische und pädagogische 
Kompetenz eine viel größere Rolle 
spielt.
E&W: Welche Möglichkeiten se-
hen Sie neben der Einstellung von 

Seiten- und Quereinsteigern und 
mehr Lehramts-Studienplätzen 
noch, um den Lehrkräftemangel zu 
beheben?
Klemm: Schon jetzt versucht man, 
Lehrerinnen und Lehrer im Ruhe-
stand zu reaktivieren. Aber wenn 
sie wieder arbeiten gehen, dann 
ist ihr Verdienst in der Regel gede-
ckelt. Das könnte man anders re-
geln, um neue Anreize zu schaffen. 
Außerdem könnten die Kommunen 
für familienfreundliche Arbeitsbe-
dingungen sorgen, indem sie eine 
Kinderbetreuung für Lehrerinnen 
und Lehrer an den Grundschu-
len garantieren. Dann würden 
vielleicht viele Kolleginnen und 
Kollegen ihre Teilzeitkontingente 
aufstocken. Große Unternehmen 
bieten ja auch Betriebskindergär-
ten an, um Fachkräfte zu gewinnen 
und zu halten.

Interview: Katja Irle, 
freie Journalistin

* Bei Seiteneinsteigerinnen und 
-einsteigern handelt es sich um 
Menschen, die ohne grundständige 
Lehrerausbildung und Vorberei-
tungsdienst (Referendariat) in den 
Schuldienst eingestellt werden. 
Quereinsteigerinnen und -einstei-
ger haben ein Hochschulstudium 
in einem Fach erfolgreich abge-
schlossen, das als Mangelfach gilt; 
daneben muss ein Fach zugeord-
net werden, das als zweites Un-
terrichtsfach anerkannt werden 
kann. Quereinsteiger beginnen 
direkt den Vorbereitungsdienst, 
der je nach Bundesland 18 bis 24 
Monate dauert. Abgeschlossen 
wird der Vorbereitungsdienst 
wie bei der regulären Lehreraus-
bildung mit dem zweiten Staats
examen. 

** Klaus Klemm: Seiten- und Quer
einsteiger ̲ innen an Schulen in den  
16 Bundesländern. Berlin, 2019 

„Fachkompetenz schlägt didaktische Kompetenz“

... ein Begriff für politische Bildung
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INTERAKTIVE TRAININGSMETHODEN
Thiagis Aktivitäten für berufl iches, interkultu-
relles und politisches Lernen in Gruppen: 
Dr. Sivasailam Thiagarajan alias Thiagi ist un-
bestrittener Meister im Entwickeln von Metho-
den, die Menschen weiterbringen.

Erstmalig im deutschen Sprachraum sind 
Thiagis Methoden mit über 70 Aktivitäten und 
Texten im Band „Interaktive Trainingsmetho-
den“ erschienen.

Thiagis zweiter Band ö� net einen weiteren 
großen Fundus an Übungen. Der Fokus rich-
tet sich dabei auf erfahrungsbasiertes Lernen 
und systematische Refl exion.

Thiagis Methoden sind ein Schlüssel für das 
respektvolle Miteinander und einfach in der 
Umsetzung. Die handlungsorientierten Übun-
gen können auch von Lehrerinnen und Leh-
rern im Unterricht eingesetzt werden.

Interaktive Trainingsmethoden 1
von Sivasailam Thiagarajan und Samuel van den Bergh
ISBN 978-3-89974-989-2, 320 S. DIN-A4, € 29,80
EPUB: ISBN 978-3-7344-0282-1, € 23,99

Interaktive Trainingsmethoden 2
hrsg. von Sivasailam Thiagarajan, Annette Gisevius,
Samuel van den Bergh und Tom Kehrbaum 
ISBN 978-3-7344-0628-7, 304 S. DIN-A4, € 29,90
EPUB: ISBN 978-3-7344-0630-0, € 23,99

LERNEN
IN GRUPPEN

Der Plastikatlas 2019
Daten und Fakten 

über eine Welt voller Kunststoff 

Bestellung & Download: boell.de/plastikatlas

 
Schumannstraße 8, 10117 Berlin                 boell.de

Plastik ist allgegen-
wärtig. Es birgt von der 
Produktion bis zur 
Entsorgung hohe Risiken 
für Mensch, Umwelt und 
Meere. Rund 99 Prozent 
des Plastiks werden aus 
fossilen Brennstoffen 
hergestellt; die Auswir-
kungen auf das Klima 
sind enorm. 

Der Plastikatlas beschreibt diese komplexen 
Zusammenhänge verständlich und zugänglich.
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Zusammenhänge verständlich und zugänglich.

Der Plastikatlas 2019
Daten und Fakten 

über eine Welt voller Kunststoff 
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// Rund 2,9 Millionen Studie-
rende gibt es in Deutschland, ein 
historischer Rekord. Die Hoch-
schulen brauchen also Räume, 
Dozenten und Dozentinnen – vor 
allem aber benötigen sie Geld. 
Jetzt handeln Bund und Länder, 
endlich – aber nicht unbedingt im 
Sinne der Betroffenen. //

Dass sich die Beteiligten gegenseitig 
auf die Schultern klopfen würden, war 
zu erwarten. Monatelang hatten Bund 
und Länder miteinander gerungen, 
hatten Bundesbildungsministerin Anja 
Karliczek (CDU) und ihre 16 Kolleginnen 
und Kollegen in den Ländern nach We-
gen gesucht, um die Hochschulfinanzie-
rung ab 2021 auf neue Füße zu stellen. 
Als sie sich Anfang Mai nach zähen Ver-
handlungen endlich geeinigt hatten, war 
viel von „Durchbruch“ (Bremens SPD-
Senatorin Eva Quante-Brandt), „lang
fristiger Planungssicherheit“ (Karliczek) 
und „Erleichterung“ (Peter-André Alt, 
Präsident der Hochschulrektorenkon
ferenz) die Rede. 
Über 160 Milliarden Euro fließen bis 
2030 in Forschung, Lehre und Hoch-
schulen, das kann sich in der Tat sehen 

lassen. Nur: Die schöne Zahl verdeckt, 
dass in den Vereinbarungen der Ge-
meinsamen Wissenschaftskonferenz 
(GWK) von Bund und Ländern auch ein 
paar Kröten versteckt sind.
Zu diesen gehört, dass sich der Bund 
von seinem ursprünglichen Plan ver-
abschiedete, einen Teil der Gelder an 
die Einrichtung von Dauerstellen für 
den wissenschaftlichen Nachwuchs zu 
koppeln. „Gut, aber nicht gut genug“, 
kommentiert GEW-Hochschulexperte 
Andreas Keller deshalb das Verhand-
lungsergebnis und fordert: „Es muss 
eine Verpflichtung geben, dass mit 
Hochschulpaktmitteln künftig aus-
schließlich unbefristete Arbeitsverhält-
nisse finanziert werden dürfen.“ (Siehe 
GEW-Kommentar S. 24)

Vertane Chancen 
Die Vereinbarungen der GWK umfassen 
drei bisher schon bestehende Einzelver-
träge und deren Fortführung:
•	� Der bisherige Hochschulpakt zur 

Finanzierung zusätzlicher Studien-
plätze wird ab 2021 durch den „Zu-
kunftsvertrag Studium und Lehre 
stärken“ abgelöst. Gesamtvolumen 
bis 2030: 41,5 Milliarden Euro.

•	� Der Qualitätspakt Lehre, bisher mit  
200 Millionen Euro pro Jahr für  
die Weiterentwicklung von Semina-
ren und Vorlesungen ausgestattet, 
schrumpft auf 150 Millionen Euro 
jährlich. Er heißt künftig „Pakt für 
Innovation in der Hochschullehre“.

•	� Der Pakt für Forschung und Innova-
tion umfasst 120 Milliarden Euro, die 
zwischen 2021 und 2030 für die au-
ßeruniversitären Forschungseinrich-
tungen gezahlt werden.

Auf heftige Kritik stößt die 25-Prozent-
Kürzung beim Qualitätspakt Lehre. Der 
sei schon zuvor unterfinanziert gewe-
sen und werde nun noch einmal dras-
tisch zusammengestrichen, schimpfte 
Thomas Sattelberger, forschungspoli-
tischer Sprecher der FDP: „Das ist ein 
fatales Signal.“ Denn Hochschulen und 
außeruniversitäre Forschungseinrich-
tungen würden damit auf Kosten guter 
Studienbedingungen bessergestellt.
Die Vereinbarungen seien nur ein 
„Hochschulförderprogramm auf Spar-
flamme“, kommentierten die GEW-
Studis und der studentische Dach-
verband fzs. Dringend notwendige 
Strukturreformen würden dabei nicht 
angegangen. „Bund und Länder haben 

Gut, aber nicht gut genug
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Anfang April demonstrierte 
das Bündnis „Frist ist Frust“ 
vor dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung 
in Berlin für die Entfristung 
von Arbeitsverträgen an den 
Hochschulen.
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die Chance verpasst, die Studien- 
und Arbeitsbedingungen an den 
Hochschulen konsequent zu ver-
bessern“, sagte Isabel Schön vom 
fzs.
Und Sabrina Arendt von den GEW-
Studis kritisierte, dass Mittel zur 
Verbesserung der Lehre im Wett-
bewerbsverfahren ausgeschrieben 
werden: „Durch die Projektförde-
rung werden im Zweifel wieder 
Sachgründe für Befristung gelie-
fert. Es muss endlich Schluss sein 
mit dem Befristungswahnsinn an 
den Hochschulen.“ Arendt mahnte 
außerdem eine solide Grundfinan-
zierung der Hochschulen an: „Wir 
müssen aufpassen, dass die drin-
gend notwendige Debatte über die 
Betreuungsrelationen nicht von 
einer Innovation rein um der Inno-
vation willen überstrahlt wird.“

Vernichtendes Urteil
Die Berechnungen der Zuschüsse 
für einzelne Hochschulen sind re-
lativ kompliziert. Beispiel Bochum: 
Die Ruhr-Universität (RUB) nimmt 
jedes Wintersemester rund 5.000 
Bachelor-Studierende neu auf. Für 
jeden Erstsemester über die 2005 
bestehende Zahl von Plätzen für 
Studienanfänger hinaus erhält die 
Uni 26.000 Euro. Für Bochum erge-
ben sich so aus dem Hochschulpakt 
bisher rund 32 Millionen Euro pro 
Jahr. Aus dem Qualitätspakt Lehre 
erwartet die RUB für 2019 außer-
dem rund 15,5 Millionen Euro.
Mit Widerspruch von Nachwuchs-
forschern und Studierenden mö-
gen die Beteiligten in Bundes- und 
Landesministerien vielleicht ge-
rechnet haben. Als regelrechte 
Ohrfeige allerdings müssen sie die 
Kritik des Bundesrechnungshofs 
empfunden haben, die – Zufall 
oder nicht – unmittelbar nach der 
Einigung der GWK veröffentlicht 
wurde. „Fehlentwicklungen, Ver-
stöße im Haushaltsvollzug und ein 
intransparentes Berichtswesen“ 
kreidet der Rechnungshof den seit 
2007 laufenden Pakten an – ein 
vernichtendes Urteil.
Kritisiert werden undurchsichtige 
Abrechnungsverfahren, unklare 

Absprachen sowie einzelne Bun-
desländer und Hochschulen, die 
das Geld aus Hochschul- und Qua-
litätspakt Lehre lieber bunkern, als 
es auszugeben. „Die Verschlechte-
rung der Betreuungsrelation deu-
tet darauf hin, dass die Hochschu-
len zusätzliche Studienberechtigte 
aufgenommen haben, ohne ihre 
Kapazitäten auszuweiten“, zieht 
der Rechnungshof Bilanz; die ge-
naue Verwendung der Mittel sei 
zudem in vielen Fällen gar nicht 
nachzuvollziehen. 
Wer sich nicht an die Vereinba-
rungen halte, habe allerdings auch 
„keine Konsequenzen“ zu fürchten, 
schreiben die Prüfer. Vielleicht ist 
so zu erklären, dass Mecklenburg-
Vorpommern 2016 so viel Geld aus 
den Pakten zur Seite gelegt hatte, 
wie es mit den zwei Jahreszahlun-
gen zuvor vom Bund erhalten hat-
te: Rund 50 Millionen Euro wurden 
auf Konten geparkt, statt neue Stu-
dienplätze zu schaffen. Im selben 
Jahr legte Sachsen mehr als 100 
Millionen Euro aus dem Hochschul-
pakt auf Konten an. Bayern wieder-
um kassierte 2017 rund 353 Millio-
nen Euro, gab davon allerdings 119 
Millionen Euro erst einmal nicht 
aus. Und Nordrhein-Westfalen kam  
Ende 2017 auf Restgelder aus dem 
Hochschulpakt in Höhe von 1,74 
Milliarden Euro – investiert wor-
den waren bis dahin nur 637 Milli-
onen Euro.
Karliczek wies die Kritik der Rech-
nungsprüfer zurück. Die Pakte 
seien ein Erfolgsmodell, ließ sie 
mitteilen, und die Verlängerung 
sei „eine gute Nachricht für die 
Forschenden und Studierenden in 
Deutschland“. 
Die sehen das etwas anders. „Frist 
ist Frust“ heißt die Kampagne ge-
gen befristete Arbeitsverhältnisse 
in der Wissenschaft, die in den ver-
gangenen Monaten richtig Fahrt 
aufgenommen hat – und zwar 
nicht trotz, sondern wegen der 
neuen Vereinbarungen zwischen 
Bund und Ländern.

Armin Himmelrath, 
freier Journalist

ZEIT FÜR MEHR  
RECHT AUF GANZTAG  
IN DER GRUNDSCHULE

MIT KATJA DÖRNER MDB, MARGIT STUMPP MDB  
UND VIELEN EXPERTINNEN

WORKSHOPS: JUGENDHILFE UND SCHULE ZUSAM-
MENDENKEN / GUTER GANZTAG BRAUCHT MEHR 
FACHKRÄFTE / GANZTAG INKLUSIV DENKEN

Info/Anmeldung: gruene-bundestag.de/Ganztagsschule

DIE GRÜNE  

BUNDESTAGS- 

FRAKTION LÄDT EIN 

FACHGESPRÄCH  

AM 03. SEPTEMBER 2019 

DEUTSCHER BUNDESTAG

 
Inselklinik Heringsdorf GmbH & Co. KG Haus Kulm 
Kulmstraße 9 – 17424 Ostseebad Heringsdorf 
Telefon: 038378 59-130 oder -591 
Fax: 038378 59-585 
E-Mail: info@kulm.medigreif-inselklinikum.de 

 

Meer für Ihre Gesundheit 

Burnout? 
Wirkungsvolle Hilfe durch 
multimodale Komplexbehandlung. 
 

Chronische Schmerzen? 
Hilfe durch multimodale Schmerztherapie mit  
integrierter Ganzkörper-Kältetherapie bei -110°C 
 
Unser Leistungsspektrum umfasst: 
Krankenhausbehandlung 
(anstelle einer Behandlung am Wohnort) 
Rehabilitation (ehemals Sanatoriumsbehandlung) 
 
Die Inselklinik Heringsdorf „Haus Kulm“ ist spezialisiert auf die Behandlung 
von psychosomatischen Krankheitsbildern, insbesondere von  
chronischen Schmerzen wie Spannungskopfschmerz,  
Migräne und Fibromyalgie-Syndrom, Erschöpfungszustände/Burnout,  
depressive Störungen, Angststörungen, Anpassungs- und Schlafstörungen. 
 
Ein erfahrenes Team garantiert eine interdisziplinäre Zusammenarbeit zur 
Umsetzung des ganzheitlichen Behandlungskonzeptes.  

www.inselklinik.de 
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Frist ist Frust
Frist ist Frust. Das ist traurige Realität für die übergroße 
Mehrheit der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
ohne Professur an Hochschulen. Neun von zehn der rund 
180.000 wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter werden mit Zeitverträgen abgespeist – überwiegend mit 
Kurzzeitverträgen, die weniger als ein Jahr laufen.
Frist ist Frust. Das ist auch das Motto einer Kampagne, die die 
Bildungsgewerkschaft GEW gemeinsam mit ver.di und dem 
Mittelbauinitiativen-Netzwerk NGAWiss im Frühjahr gestar-
tet hatte, um im Zuge der Bund-Länder-Verhandlungen über 
den neuen Hochschulpakt mehr Dauerstellen durchzusetzen. 
In kurzer Zeit unterzeichneten über 15.000 Unterstützerinnen 
und Unterstützer die Online-Petition des Kampagnenbünd-
nisses.
Zentrale Forderung der Kampagne „Frist ist Frust“: Der Hoch-
schulpakt soll zu einem „Entfristungspakt“ weiterentwickelt 
werden. Die Paktmittel müssen zu 100 Prozent für Dauerstel-
len für Daueraufgaben in der Lehre eingesetzt werden.
Das wäre nur konsequent. Denn Bund und Länder hatten sich 
längst auf eine Verstetigung des Hochschulpakts verständigt, 
mit dem seit 2007 bundesweit zusätzliche Studienplätze fi-
nanziert werden. Aus gutem Grund: Der zunächst als vorüber-
gehend angesehene Ausbau der Hochschulen hat sich rasch 
als dauerhafte Notwendigkeit erwiesen. Über die Hälfte eines 
Jahrgangs nimmt heute ein Studium auf, knapp drei Millionen 
Studierende sind bundesweit eingeschrieben. Ohne Hoch-
schulpakt wären die Hochschulen längst kollabiert, eine gan-
ze Generation ihrer Zukunftschancen beraubt.
Wenn aber der Hochschulpakt entfristet wird, gibt es keine 
Ausrede mehr, die mit dem Pakt finanzierten Beschäftigungs-
verhältnisse nicht auch endlich zu entfristen. 
Und das wäre bitter nötig. Über 150.000 wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hangeln sich von einem 
Zeitvertrag zum nächsten. Hinzu kommen rund 100.000 
Lehrbeauftragte, die stundenweise bezahlt werden – oder 

ganz unentgeltlich arbeiten. Gerade der Hochschulpakt und 
andere befristete Bund-Länder-Programme haben das Befris-
tungsunwesen massiv ausgeweitet.
Noch schlechtere Karten als ihre männlichen Kollegen haben 
Wissenschaftlerinnen. Statt in der Wissenschaft aufzusteigen, 
steigen Frauen insbesondere zwischen Promotion und Profes-
sur aus. Nicht einmal jede vierte Professur ist mit einer Frau 
besetzt. Wissenschaftlerinnen sind noch stärker von Befris-
tung und Teilzeit betroffen als Wissenschaftler. Das alles ist 
nicht nur unfair gegenüber den hoch qualifizierten Fachkräf-
ten, die sich auf das Wagnis Wissenschaft einlassen. Die Miss-
stände untergraben auch die Kontinuität und damit Qualität 
ihrer Arbeit in Forschung und Lehre. 
Bund und Länder hatten eine einmalige Chance, mit dem 
neuen Hochschulpakt eine Trendwende für mehr Dauerstel-
len für Daueraufgaben einzuleiten. Am Ende scheiterte die 
Festlegung auf Dauerstellen im Hochschulpakt vor allem am 
Widerstand der Länder. Diese nehmen Bundesgelder gerne 
entgegen, lassen sich aber ungern sagen, wofür sie das Geld 
ausgeben sollen. 
Nun soll der neue Hochschulpakt – der künftig als „Zukunfts-
vertrag Studium und Lehre stärken“ firmiert – immerhin 
vorsehen, dass die Länder in „Selbstverpflichtungen“ zur 
Umsetzung des Pakts auch Ziele zur Erhöhung des Anteils 
der Dauerstellen formulieren und darüber berichten. Ein Teil
erfolg unserer Kampagne „Frist ist Frust“. Die Gefahr ist aber 
groß, dass diese Festlegung ein zahnloser Tiger bleibt, weil 
zwar Berichte, aber keine Kontrollen und Sanktionen vorgese-
hen sind. Gleichwohl wird die GEW mit ihren Landesverbän-
den Druck auf die Länder machen, wirksame und verbindliche 
Maßnahmen für mehr Dauerstellen für die Lehre zu ergreifen.

Andreas Keller, 
stellvertretender GEW-Vorsitzender und Vorstandsmitglied 
für Hochschule und Forschung 
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// Im neuen nordrhein-westfälischen Hochschul
gesetz soll die Verpflichtung zu rein nicht-militäri
scher Forschung wegfallen. Tausende protestieren 
dagegen. //

Die Empörung war groß im November 2013, als NDR und 
„Süddeutsche Zeitung“ enthüllten, dass das US-Verteidi-
gungsministerium in den Jahren zuvor mehr als zehn Millio-
nen Dollar in militärisch nutzbare Forschung an deutschen 
Hochschulen gesteckt hatte. Zu den Empfängerinnen gehörte 
auch die RWTH Aachen: Genau 428.370 Dollar hatte sie seit 
2009 vom Pentagon erhalten. 
Nicht zuletzt diese Enthüllungen sorgten dafür, dass die da-
malige rot-grüne Landesregierung im Hochschulgesetz eine 
Zivilklausel verankerte. In Paragraf 3 heißt es: „Die Hochschu-
len entwickeln ihren Beitrag zu einer nachhaltigen, friedlichen 
und demokratischen Welt. Sie sind friedlichen Zielen ver-
pflichtet und kommen ihrer besonderen Verantwortung für 
eine nachhaltige Entwicklung nach innen und außen nach.“ 
Das Gesetz trat 2014 in Kraft – doch wenn es nach der aktuel-
len CDU/FDP-Regierung in Düsseldorf geht, ist die Zivilklausel 
demnächst schon wieder Geschichte: Im neuen Hochschulge-
setz, das gerade vorbereitet wird, soll sie gestrichen werden.
Die Pläne seien „ein fatales Zeichen“, sagt Dorothea Schä-
fer, bis Ende Mai GEW-Vorsitzende in Nordrhein-Westfalen 
(NRW): „Die Verantwortung einer Landesregierung für die 
Zukunft unserer Kinder und Jugendlichen zeigt sich auch an 
einem entschiedenen Eintreten für eine Forschung, die aus-
schließlich friedlichen Zielen verpflichtet ist.“ Zusammen mit 
der GEW-Vorsitzenden Marlis Tepe hat Schäfer eine Petition 
zum Erhalt der Zivilklausel unterschrieben. Mehrere Tausend 
Unterzeichner haben sich der Forderung mittlerweile ange-
schlossen. „Forschung an öffentlichen Hochschulen muss ih-
ren Beitrag zu einer friedlichen Welt leisten“, sagt Anja We-
ber, DGB-Vorsitzende in NRW.
Auch aus der Wissenschaft gibt es Proteste. „Freiheit von Wis-
senschaft und Forschung ist kein willkürliches Recht, sondern 
ein ethisches Prinzip, das an die Verantwortung für die Gesell-
schaft rückgebunden ist“, heißt es in einer Erklärung des Ins-

tituts für Erziehungswissenschaft an der Uni Duisburg-Essen. 
„Wirtschaftliche Vereinnahmung von Wissenschaft wider-
spricht diesem Prinzip ebenso wie jegliche Bewerbung und 
Durchführung von Forschung für militärische Zwecke.“
Und auch Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaft-
ler sowie Studierende haben sich dem Protest angeschlossen. 
„Die Zukunft der Menschheit hängt davon ab, dass es gelingt, 
die Welt demokratisch, friedlich und nachhaltig zu gestalten“, 
betont Senta Pineau vom Aktionsbündnis an der Universität 
Köln, das die Petition mit initiiert hat. In den vergangenen Jah-
ren habe die Zivilklausel gut funktioniert: Mindestens vier rüs-
tungsrelevante Projekte seien deshalb seit 2014 an Hochschu-
len in NRW nicht durchgeführt oder abgebrochen worden – in 
der Regel auf Initiative von Hochschulangehörigen, sagt der 
Kölner Student Felix Massenbach. Zu den bekanntesten Bei-
spielen, so Massenbach, gehöre eine Machbarkeitsstudie an 
der RWTH Aachen zum Bau einer Panzerfabrik durch Rheinme-
tall in der Türkei. Dass sich die RWTH aus dem Projekt zurück-
gezogen habe, sei bemerkenswert für eine Hochschule, die im 
besonderen Maße abhängig von der Industrie sei.
Doch der Weg zur vollständig friedlich forschenden Hoch-
schule ist noch weit. Seit 2015 hat die RWTH Aachen weite-
re 934.825 US-Dollar vom Pentagon erhalten – trotz der seit 
2014 geltenden Zivilklausel. Gefördert wurden zahlreiche Ein-
zelprojekte, etwa Untersuchungen zur Entflammbarkeit von 
Kühlmitteln oder Forschungen an Radar- und Funksystemen. 
Als Begründung für die Forschungsaufträge geben die US-Be-
hörden unter anderem an, es gehe um die „Aufrechterhaltung 
der technologischen Überlegenheit in den für den Bedarf der 
Luftwaffe relevanten wissenschaftlichen Bereichen“ sowie 
um die „Verhinderung technologischer Überraschungen für 
unsere Nation und Schaffung derselben für unsere Gegner“.

Armin Himmelrath, 
freier Journalist

*bit.ly/petition- 
zivilklausel-nrw

„Ein fatales Zeichen“

Auf dem Gelände des Museums Mémorial de Caen  
(Normandie, Frankreich) mahnt diese Skulptur zum 
Frieden. Dieser braucht auch eine eindeutige Ver-
pflichtung von Hochschulen und Wissenschaft, nur 
zivile und keine militärische Forschung zu betreiben. 
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Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag versprochen, 
„die Bildungschancen in Deutschland im gemeinsamen Schul-
terschluss von Bund und Ländern zu verbessern“. Dafür woll-
te sie einen Nationalen Bildungsrat einrichten, wie ihn GEW 
sowie Expertinnen und Experten vorgeschlagen hatten. Im 
September erreichen wir die Halbzeit der Legislaturperiode 
und stellen fest: Beim Nationalen Bildungsrat bleibt die Bun-
desregierung ratlos. Bund und Länder streiten von Anfang an 
über die Zusammensetzung und die Kompetenzen des Rates. 
Scharf kritisieren wir, dass Sozialpartner und somit Gewerk-
schaften außen vor bleiben sollen. Eine Einigung scheint nicht 
in Sicht, denn nach dem Gespräch von Kultusministerkon-
ferenz (KMK) und Bundesbildungsministerin Anja Karliczek 
(CDU) Anfang Juni gibt es keine neuen Verlautbarungen, keine 
Einigung. 
Am Beispiel des Digitalpaktes wird deutlich, wie schwer sich 
die politischen Ebenen tun, Schülerinnen und Schüler so mit 
guter Bildung auszustatten, dass sie ihr Leben und Arbeiten 
in der sich durch Globalisierung und Digitalisierung rasant 
verändernden Welt selbstbestimmt und kompetent gestal-
ten können. Viel Zeit ist verloren gegangen, und die bishe-
rige Ausgestaltung von Aus- und Fortbildung für Lehrkräfte 
ist mangelhaft. Wir haben unsere Mitglieder befragt: Diese 
brauchen ein funktionierendes WLAN, sie brauchen System
administratoren, sie wollen, dass die Technik funktioniert und 
einsetzbar ist. Immerhin hatte die Kultusministerkonferenz 
ein gemeinsames Strategiepapier erstellt, und nach der Lo-
ckerung des Kooperationsverbotes werden für den Digital-
pakt nun über den Sommer die Verwaltungsvereinbarungen 
geschlossen, damit die Schulträger an das Geld kommen. 
Ein Nationaler Bildungsrat müsste Linien aufzeigen, wie Bil-
dung von der frühkindlichen Bildung über Schule im Ganztag, 
berufliche Bildung, Hochschule und Weiterbildung zusammen 
gedacht und fortentwickelt werden kann. Untersuchungen 
des Nationalen Bildungsberichts könnten Ausgangspunkte für 

Problemanalysen sein. Wissenschaftler*innen müssten Vor-
schläge entwickeln, die mit den Lehrkräften, Schüler*innen 
und Eltern, den Sozialpartnern und natürlich der Bildungsver-
waltung diskutiert werden. Vorgesehen sind jetzt zwei Kam-
mern. Die eine soll aus Wissenschaft und Praxis sowie Persön-
lichkeiten des öffentlichen Lebens bestehen, die andere aus 
Bildungsverwaltung von Bund, Ländern und Kommunen. Der 
Streit geht um das Gewicht der Ebenen und Vetorechte bei 
Empfehlungen. Wir brauchen jedoch eine ganz andere Dis-
kussion: um Inhalte und drängende Ziele sowie Maßnahmen 
für eine gute gemeinsame Bildungsstrategie! 
Von einem Bildungsrat wünsche ich mir, dass er die gesamte 
Bildungsbiografie der Menschen in den Blick nimmt, aus ver-
schiedenen Perspektiven betrachtet, wissenschaftliche Er-
kenntnisse aufgreift, verschiedene Bildungspolitiken bewer-
tet und sie der Öffentlichkeit so präsentiert, dass es eine gute 
Debatte gibt. Eine gemeinsame bildungspolitische Weiterent-
wicklung muss breit getragen werden. 
Das alles bedeutet: Ein Bildungsrat wird nur langsam arbei-
ten, er würde Zeit brauchen. Er könnte praktische Probleme, 
die sich bereits heute stellen, nur langfristig lösen. Die Struk-
turen wie Bundesbildungsministerium, KMK, Kommunen 
müssen ihre Zusammenarbeit so entwickeln, dass alle Bil-
dung für alle vorantreiben. Die Bildungsgewerkschaft GEW 
bietet dafür auf allen Ebenen ihre Gesprächsbereitschaft 
und Mitarbeit an.
Denn, das zeigt die internationale Erfahrung: Wenn die Lehr-
kräfte und ihre Gewerkschaften einbezogen werden, steigen 
die Chancen, dass Entwicklungen und Veränderungen gelin-
gen. Wenn die Regierungen für gute Rahmenbedingungen in 
den Bildungseinrichtungen sorgen, werden die Pädagoginnen 
und Pädagogen die Bildungsentwicklung vorantreiben.

Marlis Tepe, 
GEW-Vorsitzende
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// Hans Traxler, Vertreter der Neuen Frank- 
furter Schule, ist 90 Jahre alt geworden. 
Unfassbar, eigentlich. So frisch, innovativ 
und klug kommen seine Karikaturen bis 
heute daher. //

Meine erste Begegnung mit Hans Traxler fand Mitte 
der 1980er-Jahre statt. Also, wirklich getroffen haben 
wir uns nicht. In der WG-Küche meiner Kommilitonin 
Frauke H. hing ein Plakat: „Die schärfsten Kritiker 
der Elche waren früher selber welche!“ Signatur: 
Hans Traxler. Der Name blieb in meinem Gedächt-
nis hängen. „Wissend“ lachten wir damals über die 
Karikatur, die wir witzig und weise fanden. Erst (viel) 
später wurde uns klar, dass wir damals die Elche wa-
ren – und heute oft deren Kritiker sind.
Als ich Jahre später zur GEW kam, traf ich Hans 
Traxler wieder. Also, erneut nicht ihn selbst, son-
dern seine Karikaturen, die er für die Bildungs-
gewerkschaft gezeichnet hat. Bis heute erfreut 
sich das Plakat „Unser Jüngster wird 50!“ in den 
Lehrerkollegien der Republik größter Beliebtheit. 
Unschlagbar auch seine Karikatur zur Inklusion, 
seinerzeit noch Integration genannt: An alle 
Tiere wird dieselbe Anforderung gestellt: Klettert 
diesen Baum hoch. Heterogen wie die Tiere aufgestellt 
sind – vom Affen bis zum Fisch – wird schnell klar, dass die 
Chancen, die Aufgabe zu bewältigen, doch recht ungleich ver-
teilt sind. Irgendwie wie im richtigen Leben …
Aber dann sollte ich Hans Traxler doch noch treffen, persön-
lich diesmal, Anfang der 2000er-Jahre. Die Betriebsratswahlen 
mussten medial vorbereitet und die Beschäftigten ermuntert 
werden, wählen zu gehen. Eine Auftragsarbeit also. Meine 
Kollegin Veronika J. und ich hatten die ehrenvolle Aufgabe, 
Hans Traxler für etwas „Pfiffiges“, etwas aus dem „üblichen 
Rahmen Fallendes“ zu gewinnen. Raus aus der Tageshektik 
überlegten wir uns auf dem Weg, was wir Hans Traxler denn 
so als Idee mitgeben könnten. Aber so sehr viel mehr, als dass 
schon rüberkommen müsste, dass Betriebsräte eine „Schutz-
funktion“ haben, fiel uns dann jedoch nicht ein. Was mir so-
fort auffiel, als wir in Hans Traxlers Haus in Frankfurt am Main 
ankamen: die Ruhe, die er (und sein Heim) ausstrahlte(n). 
Und in aller Ruhe haben wir dann unser „Projekt“ vorgestellt, 
Hans Traxler entwickelte Gedanken und Ideen, wie dem The-

ma weg von den ausgetretenen Pfaden beizukommen sei, wir 
fanden alles prima. Herausgekommen ist die beste Plakat
serie, die die GEW je zu einer Betriebsratswahl veröffentlicht 
hat. Bis heute hängen die vier Zeichnungen in einem der Sit-
zungsräume der Geschäftsstelle des Hauptvorstandes. Was 
mir sonst noch aus dem Gespräch haften geblieben ist? Hans 
Traxler wollte nicht (sic!), dass seine Arbeiten digitalisiert ver-
öffentlicht werden.
Mit einem großen Augenzwinkern erklärte Hans Traxler jüngst 
in der ARD, dass er sich mittlerweile für „unsterblich“ halte, 
eine Eigenschaft, die ich bisher nur bei den Stones vermutet 
hatte – es soll ihm vergönnt sein, bei bester Gesundheit und 
Schaffenskraft. Sein Werk ist es schon längst.

Ulf Rödde, 
Redaktionsleiter der „Erziehung und Wissenschaft“ 

Unsterblich – wie die Stones
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// Werden Abiturienten durch 
zentral vorgegebene Mathe-
Aufgaben wirklich studierfähi-
ger? Die neue von konservativen 
Kräften angeheizte Debatte um 
die bundesweite Vergleichbarkeit 
von Abiaufgaben und Noten-
schnitt geht an den eigentlichen 
Problemen der gymnasialen 
Oberstufe vorbei. //

Mehr als 75.000 Schülerinnen, Schüler 
und Eltern aus mehreren Bundeslän-
dern protestierten in diesem Jahr on-
line gegen ein vermeintlich zu schwie-
riges Mathematik-Abitur. Folge: Die 
Kultusminister streiten erneut über die 
bundesweite Vergleichbarkeit der Rei-
feprüfung zwischen den 16 Ländern. 
Ab 2021, spätestens aber ab 2024, soll 
es bei Abiaufgaben, die dem zentralen 
Abitur-Aufgabenpool des Instituts zur 
Qualitätsentwicklung im Bildungswe-
sen (IQB) in Berlin entnommen werden, 
keine länderspezifischen „Modifizie-
rungsmöglichkeiten“ mehr geben, be-
schloss die Ministerrunde Anfang Juni 
in Berlin. Damit will man einen weiteren 
Schritt hin zu einer besseren bundes-
weiten Vergleichbarkeit der Abiturleis-
tungen gehen. 
Diese Entscheidung war den Kultusmi-
nistern in ihrer offiziellen Pressemit-
teilung nach der Sitzung in Wiesbaden 
jedoch keine Zeile wert. Öffentlich 
möchte man das Thema derzeit gar 
nicht groß diskutiert sehen, für die 
Kultusministerien kommt die erneu-
te Debatte zu unpassender Zeit. Denn 
innerhalb der Kultusministerkonferenz 
(KMK) strebt man derzeit einen Staats-
vertrag zur länderübergreifenden Qua-
litätssicherung und Vergleichbarkeit 
des Abiturs an. Zum einen will man 
damit dem von Union und SPD im Ko-
alitionsvertrag vereinbarten neuen Bil-
dungsrat von Bund und Ländern noch 
vor seiner Gründung ein wichtiges 
Thema wegnehmen. Bundesvertreter 
sollen in dem neuen Gremium erst gar 
nicht die Chance haben, bei einem so 
wichtigen schulpolitischen Kernthema 
wie dem Abitur mitzureden. Zum an-

deren hoffen die Kultusminister, mit 
dem Länder-Staatsvertrag der Forde-
rung des Bundesverfassungsgerich-
tes in seinem Numerus-clausus-Urteil 
vom Dezember 2017 zu entsprechen, 
das Abitur bundesweit vergleichba-
rer zu machen und für mehr Transpa-
renz zu sorgen. Wenn Zehntelnoten 
entscheidend für die Vergabe eines 
Medizin-Studienplatzes sind, müssten 
die Anforderungen beim Abitur auch 
bundesweit vergleichbar sein. 

Proteste von Abiturienten
Gleichwohl wird weiterhin kein Bun-
desland dazu verpflichtet, Abiturauf-
gaben in den Kernfächern Deutsch, 
Mathematik und Fremdsprachen aus 
dem bundesweiten Aufgabenpool zu 
entnehmen. Diesen haben die Kul-

tusminister seit 2014 kontinuierlich 
aufgebaut, seit 2017 wird er von allen 
Bundesländern genutzt – wenn auch in 
unterschiedlichem Umfang. Denn jedes 
einzelne Land kann weiterhin seinen 
Klausur-Reigen durch eigene Aufgaben 
ergänzen. Dabei hat der Schüler in der 
Regel freie Wahl, für welche Aufgabe 
er sich entscheidet – es sei denn, sein 
Bundesland hat sämtliche zur Auswahl 
stehenden Aufgaben dem Pool ent-
nommen, wie etwa Hamburg in diesem 
Jahr. Außer der Hansestadt hatten die 
anderen Bundesländer die dem Pool 
entnommenen Aufgaben zudem vari-
iert, Fragestellungen umformuliert und 
Detailfragen gekürzt. Das führte jetzt 
nach den Mathe-Protesten der Schüler 
in der KMK hinter verschlossenen Türen 
zu heftigen Disputen. 

Ärger mit dem Mathe-Abitur
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Die bei den Schüler-Onlineprotesten 
als zu schwierig und in der vorgege-
benen Zeit als kaum lösbar beanstan-
deten Matheaufgaben stammten alle 
aus dem zentralen Pool und kamen 
vor allem aus dem Bereich der Wahr-
scheinlichkeitsrechnung/Stochastik. 
Nach Stichproben und Rücksprache 
mit den IQB-Experten in Berlin räum-
te Hamburg als erstes Bundesland ein, 
dass zwei der vier eingesetzten Mathe
aufgaben diesmal wohl zu schwierig 
gewesen seien – und man daher die 
Ergebnisse besser als ursprünglich 
vorgesehen bewerten wolle. Auch das 
Saarland und Bremen lenkten zuguns-
ten der Schülerinnen und Schüler ein. 
Andere Kultusminister sprachen zwar 
von „sehr anspruchsvollen Aufgaben“, 
sahen aber keinen Anlass für Korrek-
turen. Der erreichte Notenschnitt be-
wege sich nach erster Durchsicht der 
Klausuren im Rahmen des Üblichen der 
vergangenen Jahre. 

GEW-Vorstandsmitglied Ilka Hoffmann 
sieht in der Forderung nach bundesweit 
einheitlichen Aufgaben und länder
übergreifender Vergleichbarkeit eine 
„Fetisch-Debatte“. Hoffmann: „Ziel der 
gymnasialen Oberstufe und des Abiturs 
ist doch, Studierfähigkeit zu erreichen. 
Doch allein ein Zentralabitur sagt noch 
gar nichts über diese Studierfähigkeit 
aus.“ Dieses wichtige Thema werde bei 
der Auseinandersetzung um länder
übergreifend vergleichbare Abitur-
aufgaben völlig ausgeblendet. Schüler 
müssten in der Oberstufe lernen, sich 
selbst zu organisieren, Lösungskom-
petenz zu erarbeiten und Neugier auf 
neue Inhalte zu entwickeln. Allein schon 
wegen der unterschiedlichen Ausgangs-
voraussetzungen in den jeweiligen 
Schulen kann nach Hoffmanns Worten 
Gleichwertigkeit beim Abitur nicht al-
lein über zentral gestellte Aufgaben er-
reicht werden. „Wir müssen sehen, wie 
ist die Schule materiell ausgestattet? 
Gibt es genügend Lehrkräfte? Wie hoch 
war der Unterrichtsausfall? Wie ist das 
soziale Umfeld der Schule bestellt? 
Sind die jungen Menschen in einer an-
regungsreichen Umgebung groß ge-
worden? Gibt es genügend Unterstüt-
zung für Schülerinnen und Schüler aus 
bildungsfernen Elternhäusern?“ Diese 
Fragen blieben bei den Debatten der 
Kultusminister über die vermeintliche 
Vergleichbarkeit völlig ausgeblendet. 

Empirische Daten fehlen
In der Tat gibt es bislang keine bundes-
weit empirisch abgesicherten Daten 
darüber, ob junge Menschen, etwa mit  
einem Abitur aus Bremen oder aus Nord-
rhein-Westfalen, häufiger im Studium 
scheitern als Abiturienten aus Bayern 
oder Sachsen. Auch bundesweite Erfolgs-
quoten bei den Studienabschlüssen  – 
aufgeschlüsselt nach dem Herkunftsland 
der Abiturienten – gibt es nicht. Und es 
wird noch viele Jahre dauern, bis dazu 
überhaupt erste Informationen vorlie-
gen. Denn das erst 2009 gestartete Nati-
onale Bildungspanel (NEPS) in Bamberg, 
das langfristige Bildungsverläufe, etwa 
Längsschnittdaten zur Kompetenzent-
wicklung und zu Bildungsprozessen er-
heben kann, ist noch im Aufbau. 
Dabei wird in der Schule seit dem 
PISA-Schock von 2001 wahrlich genug 

getestet. Die VERA-Vergleichsarbeiten 
in der 3. beziehungsweise 4. Jahrgangs-
stufe sollen zeigen, wie weit die bundes-
weit für die Grundschulen vereinbarten 
Bildungsstandards eingehalten werden. 
Gleiches gilt für die 8. Jahrgangsstufe. 
Das IQB testet für seinen regelmäßigen 
Bundesländer-Vergleich rund 50.000 
Neuntklässler, mal stehen Mathema-
tik und Naturwissenschaften im Vor-
dergrund der Erhebung, mal Lesen, 
Textverständnis und Fremdsprachen. 
Hinzu kommen die internationale PI-
SA-Untersuchung der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD), bei der 15-Jährige 
getestet werden, sowie die regelmäßi-
gen internationalen IGLU- und TIMSS-
Studien. 
Nur die gymnasiale Oberstufe in 
Deutschland ist bislang noch „testfrei“. 
Bei der Festlegung auf Bildungsstan-
dards auch für die letzten Schuljahre 
vor der Reifeprüfung begründeten die 
Kultusminister das damit, dass man die 
Abiturienten in der schwierigen Phase 
vor der Prüfung nicht noch mit zusätzli-
chen Tests belasten wolle. Und bei den 
Debatten um die Bildungsstandards für 
die Oberstufe in den KMK-Gremien ging 
es fast ausschließlich um Fachinhalte, 
nicht aber um die Frage, was denn ei-
gentlich Studierfähigkeit ausmacht. 
Vor 230 Jahren, 1789, haben in Preu-
ßen wegen angeblich ungenügender 
Vorkenntnisse der Studenten erstmals 
examinierte Lehrer den Schülern eine 
Reifeprüfung abnehmen müssen. Das 
Abitur hat sich im Laufe der Zeit völlig 
verändert, früher war es einer Minder-
heit vorbehalten. In den Großstädten 
strebt heute nahezu jeder Zweite die 
Allgemeine Hochschulreife an. Die alten 
Sprachen, Latein und Griechisch, haben 
an Bedeutung verloren, lebende Fremd-
sprachen sind an ihre Stelle getreten. 
In Fächern wie Biologie, Chemie oder 
Informatik überflügeln die heutigen 
Abiturienten frühere Schülergeneratio-
nen. Aber eins hat die über 200-jährige 
Geschichte des deutschen Abiturs gut 
überlebt: Das sind die Klagen der Älte-
ren, vor allem der Konservativen, über 
zu wenig Wissen der Jugend. 

Karl-Heinz Reith, 
freier Journalist

Die Kritik am Schwierigkeitsgrad 
des Mathe-Abiturs ist nicht 
neu. Schon vor sechs Jahren 
demonstrierten Schülerinnen 
und Schüler in Düsseldorf vor 
dem Schulministerium gegen 
die Mathematikprüfungen im 
Zentralabitur. Die Kritik damals 
war die gleiche wie heute: Die 
Aufgaben seien für die Abituri-
enten in Nordrhein-Westfalen 
zu kompliziert gewesen.
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„Können Sie das beweisen?“
// „Fake-News“, „Lügenmedien“ – das Vertrauen in 
die Arbeit von Journalistinnen und Journalisten ist 
in den vergangenen Jahren in Teilen der Bevölke-
rung gesunken. An einer Schule in Berlin waren am 
„Tag der Pressefreiheit“ eine Journalistin und ein 
Journalist zu Gast und haben mit Schülerinnen und 
Schülern über die Kritik an ihrer Zunft diskutiert. //

Sitzen zwei Journalisten vor einer Klasse; der eine selbststän-
dig, die andere fest im ARD-Hauptstadtstudio angestellt, das 
unter anderem die Tagesschau mit Nachrichten versorgt. 
Wem vertrauen Jugendliche mehr? Für Mehmet*, Schüler an 
der Rütli-Gemeinschaftsschule in Berlin-Neukölln, ist klar: „Als 
normaler Bürger würde ich eher dem unabhängigen Journalis-
ten glauben.“ Bei der ARD gäbe es doch bestimmt „Grenzen“, 
wenn Berichte „bestimmte Politiker oder die Bundeskanzlerin“ 
betreffen. Was sich für viele andere Menschen befremdlich 
anhören mag, ist bei dem Besuch der ARD-Mitarbeiterin Ma-
rie von Mallinckrodt und des freien Journalisten Kai Schächtele 

in zwei 12. Klassen eine Haltung, der niemand widerspricht. 
Stattdessen hakt die Schülerin Sibel noch einmal nach, als von 
Mallinckrodt erklärt, sie sei Journalistin geworden, um auch 
über „nicht so gut laufende Dinge“ zu berichten: „Sie haben ja 
viel erklärt“, kontert Sibel, „aber können Sie das beweisen?“ 
Schächtele und von Mallinckrodt sind anlässlich des „Tags der 
Pressefreiheit“ im Mai schon das zweite Mal zu Gast in der 
Rütli-Schule. „Toleranz gegenüber anderen Meinungen ist un-
ter unseren Schülerinnen und Schülern nicht selbstverständ-
lich“, sagt dazu die Politik-Lehrerin Theresa Richter, „auch die 
Frage, ob in den Medien alles gesagt werden darf, führt ge-
legentlich zu aufreibenden Diskussionen. Da ist es gut, wenn 

Journalistinnen und Journalisten einmal erzählen, wie sie ar-
beiten.“ Deswegen hat sie zusammen mit ihrem Kollegen Ra-
phael Untiedt eine Politik-Doppelstunde an die zwei Alumni 
der Deutschen Journalistenschule (DJS) übergeben.

Kompromisse gehören dazu
Die beiden demonstrieren eindrücklich, dass auch unter Me-
dienmenschen Meinungsvielfalt besteht: Die ARD-Redakteu-
rin steht nicht allem, was in Rundfunkanstalten geschieht, 
kritiklos gegenüber, hält das allerdings für normal: „In einer 
Demokratie muss man Kompromisse machen. Das ist nicht 
immer einfach.“ Schächtele kritisiert noch einiges mehr, 
schwerfällige und nicht besonders wagemutige Entscheidun-
gen der Intendanten etwa. Auch das habe aber weder mit ge-
zielten Falschnachrichten noch mit Zensur zu tun: „Eure Leh-
rer haben auch Chefs.“
Im zweiten Teil geht es darum, welche Medien die Jugendli-
chen nutzen; zumeist Facebook, Instagram, YouTube, Netflix. 
Mehmet sagt, ihm sei die Länge wichtig: „Über den VW-Skan-
dal würde ich nie so einen Riesentext lesen. Aber eine kurze 
Doku habe ich mir angeguckt.“ Und wie entscheiden sie, ob 
das, was sie sehen, stimmt? Schließlich hatte die Stunde mit 
einem Film über die weite Reise des Gerüchts einer Vergewal-
tigung begonnen, die es gar nicht gab. Mehmets Sitznachbar 
Wael sagt, er glaube „dem mit den besseren Argumenten, 
auch wenn er nicht mein Freund ist“. Im Grunde, so von Mal-
linckrodt, sei das der Beginn von Quellenkritik. „Wichtig ist im-
mer zu überlegen, kann das, was ich höre oder sehe, so sein?“ 
Auch Bilder und Videos könnten gut manipuliert werden. 
Schächtele empfiehlt den Jugendlichen ebenso kurz(weilig)e  
wie informative Formate wie jene des „Y-Kollektiv“, dessen 
YouTube-Kanal nahezu 400.000 Abonnenten zählt; und die 
Angebote des „Funk“-Netzwerks, eines ebenfalls auf YouTube 
zu findenden Jugendkanals von ARD und ZDF.

Jeannette Goddar, 
freie Journalistin

*Namen aller Schüler geändert

ARD-Mitarbeiterin Marie von Mallinckrodt und der freie Jour-
nalist Kai Schächtele vor Schülern der Rütli-Gemeinschafts-
schule in Berlin-Neukölln

Bundesweit beteiligten sich Medienschaffende zum 
„Tag der Pressefreiheit“ am 3. Mai an schulischer  
Medienbildung im Rahmen der DJS-Aktion #journalis-
tenschule (https://2019.djs-online.de). Ein ähnliches 
Angebot machte auch die Reporterfabrik (https:// 
reporterfabrik.org).
In Bayern koordinierte die Landeszentrale für politische 
Bildung einen Schülermedientag, unterstützt unter 
anderem vom Bayerischen Rundfunk und der Süddeut-
schen Zeitung (bit.ly/blz-schuelermedientag-2019).� J. G.
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// In einer Bremer Oberschule bringen Fahrrad-
Ergometer und ein Laufband die Schülerinnen und 
Schüler auch während des Unterrichts in Bewegung. 
Die Erfahrungen nach gut zwei Jahren Praxistest 
sind durchweg positiv. //

Die 7b der Oberschule an der Ronzelenstraße in Bremen ist 
keine „normale“ Klasse: Das wird beim Betreten des Klassen-
zimmers sofort deutlich. In einer Ecke des Raums stehen vier 
mit Tischen und Buchhalterungen ausgestattete Ergometer, 
in einer anderen ist seit Kurzem ein Laufband aufgestellt – 
und alle fünf Geräte sind während des Unterrichts permanent 
in Gebrauch. Einer von denen, die sich üblicherweise als Erste 
melden, wenn die Klassenleitung nach Interessierten fragt, ist 
Bjarne Klepsch. „Ich finde das ganz cool, weil man nicht im-
mer auf den normalen Stühlen sitzen muss“, sagt der 13-Jäh-
rige, der gerade auf einem der Ergometer strampelnd seine 
Grammatik-Aufgaben durcharbeitet. „Wenn ich hibbelig bin, 
kann ich mich auspowern und dabei lernen. Danach bin ich 
wieder ruhiger und kann mich besser konzentrieren.“ 
Genau das hatte Projektleiter und Sportkoordinator Harald 
Wolf im Sinn, als er vor gut zwei Jahren die ersten Ergome-
ter in die Schule holte. Die 7b, damals noch die 5b, war von 
Anfang an mit im Boot und wurde zur Pilotklasse. Inzwi-
schen sind alle sechs Inklusionsklassen (Förderschwerpunkte 
„Wahrnehmung und Entwicklung“ sowie „Lernen, Sprache, 
Verhalten“) der Stufen 5 bis 7 mit insgesamt 20 Ergometern 
ausgestattet. „Wir beobachten, dass die Konzentrationsfähig-
keit durch die Ergometer zunimmt und dass es im Unterricht 
ruhiger ist als vorher“, berichtet der Pädagoge. Zudem seien 
positive Auswirkungen auf das Sozialverhalten der Jugendli-
chen erkennbar: „Es ist faszinierend zu sehen, wie respektvoll 
sie mit dem Material und miteinander umgehen.“

Bessere Lernleistungen
Als sportbetonte Schule hat die Bremer Oberschule in den 
vergangenen Jahren schon viele erfolgreiche Leistungssport-
ler hervorgebracht, aktuell bewirbt sie sich um das Prädikat 

„Eliteschule des Sports“. Die Ergometer-Klassen sollen dazu 
beitragen, die drei Säulen Lernen, Bewegung und Sport noch 
stärker miteinander zu vernetzen. „Wir wollen so viel Bewe-
gung wie möglich in den Schulalltag bringen, sodass möglichst 
viele daran partizipieren können“, macht Wolf deutlich. Das 
komme gerade auch bei den Inklusionsschülern und deren El-
tern gut an. „Die inklusiven Schülerinnen und Schüler fühlen 
sich sehr wertgeschätzt, weil sie Teil des normalen Prozesses 
sind und wie alle anderen auch die Ergometer nutzen kön-
nen“, hat Wolf beobachtet. 
Bei seinen Kollegen musste der Projektleiter nicht lange Über-
zeugungsarbeit leisten. „Wir haben sofort gemerkt, dass die 
Jugendlichen tatsächlich auf den Ergometern lernen und dass 
die Geräte ein gutes Hilfsmittel für ruhiges Arbeiten sind“, 
berichtet Dirk Baumgartner, Klassenlehrer der 7b. Klassenleh-
rerin Ursula Böning empfindet das Projekt ebenfalls als Berei-
cherung für den Unterricht: „Das ist immer wieder eine gute 
Möglichkeit, den Platz zu wechseln und Unruhe abzubauen.“
Die ursprüngliche Idee zur Ergometer-Klasse stammt aus 
Wien, wo der österreichische Sportwissenschaftler Martin 
Jorde 2007 das erste Projekt dieser Art umsetzte. In Deutsch-
land war ein Gymnasium in Aschaffenburg 2016 die erste 
Schule, die Ergometer in den Klassenraum brachte. Projekt-
leiter Wolf aus Bremen hat mittlerweile nach eigenen An-
gaben schon mehr als 50 Anfragen von anderen Schulen im 
gesamten Bundesgebiet beantwortet, mehrere davon hätten 
kürzlich vergleichbare Projekte auf den Weg gebracht. Auch 
zwei Masterarbeiten haben jüngst die positiven Effekte des 
bewegten Unterrichts bestätigt: So stellt Stephanie Goddard 
von der Universität Oldenburg in ihrer Abschlussarbeit fest, 
dass die Ergometer beim Abbau von Stress helfen können und 
das soziale Miteinander fördern. Und Sabrina Pöpping von der 
Universität Bremen kommt zu dem Ergebnis, dass der Einsatz 
der Geräte signifikante Auswirkungen auf die kognitive Leis-
tungsfähigkeit der Schülerinnen und Schüler habe. 

Anne-Katrin Wehrmann, 
freie Journalistin

Bewegter Unterricht

Bjarne Klepsch (li.)  
findet, dass das Ler-
nen mit dem Ergome-
ter nur Vorteile hat: 
„Wenn ich hibbelig 
bin, kann ich mich 
auspowern und dabei 
lernen. Danach bin 
ich wieder ruhiger 
und kann mich besser 
konzentrieren.“
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// Was macht eine gute Grund-
schule aus? Eine hohe Zahl von 
Schülerinnen und Schülern mit 
Einser-Noten? Eine hohe Über-
trittsquote an die Gymnasien? 
Für die Gebrüder-Grimm-Schule 
im nordrhein-westfälischen 
Hamm ist das zweitrangig; hier 
stehen vier „L“ im Zentrum der 
Pädagogik: „Lachend Leistung 
lieben lernen.“ Dafür wurde die 
Schule mit dem Deutschen Schul-
preis 2019 ausgezeichnet. //

Fragt man Nicole Koch nach dem Ge-
heimnis des Erfolges ihrer Schule, er-
hält man folgende Antwort: „Für uns 
stehen nicht der Lehrplan oder Lernleis-

tungskontrollen im Mittelpunkt, son- 
dern die Kinder, denen wir so viel Frei-
raum wie möglich geben, damit sie 
ihre Stärken entwickeln können“, sagt 
die stellvertretende Schulleiterin der 
Gebrüder-Grimm-Schule. Acht Klassen 
mit 225  Kindern lernen hier im offe-
nen Ganztagsbetrieb. Etwa 100 Schü-
lerinnen und Schülern nutzen derzeit 
das Ganztagsangebot und bleiben bis 
16  Uhr, manchmal bis 16.30 Uhr – je 
nach dem Bedarf der Eltern – in der 
Schule. Das Mittagessen wird von ei-
nem Caterer geliefert. Derzeit wird 
noch im Flur oder im Foyer gegessen, 
aber die Mensa ist im Bau. 
Anfang Juni wurde die Mitte der 
1970er-Jahre gegründete Grundschu-

le, die zu den kleinsten in der knapp 
180.000-Einwohner-Stadt zählt, mit 
dem Deutschen Schulpreis ausge-
zeichnet. Die Schule habe „mit we-
nigen Ressourcen und in räumlicher 
Enge innerhalb von zehn Jahren eine 
Umgebung geschaffen, in der Lernen 
hervorragend gelingt“, begründete 
die Jury ihre Entscheidung. Die Schu-
le mit ihren 41 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern – vom Schulleiter bis 
zur Sekretärin, Reinigungskraft und 
Hausmeisterin – sei ein „exzellentes 
Vorbild für innovative Schulentwick-
lung“, befanden die Robert-Bosch- 
und die Heidehof-Stiftung, die den 
seit 2006 jährlich vergebenen Preis 
ausloben.

Lachend lernen

Die Gebrüder-Grimm-Schule im westfälischen 
Hamm hat den mit 100.000 Euro dotierten Deut-
schen Schulpreis 2019 gewonnen. Die Einrichtung 
setzt in ihrer Pädagogik auf eine Mischung aus 
Spaß am Lernen und Leistungsorientierung.
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Es ist keine privilegierte Schüler-
schaft, die hier lernt: Rund die 
Hälfte der Kinder stammt aus sozi-
al benachteiligten Familien, jedes 
zehnte hat einen sonderpädago-
gischen Förderbedarf. „Für uns 
ist die Herkunft nicht relevant“, 
sagt Koch. „Wir schauen uns jedes 
Kind an und fördern es entspre-
chend. Ob es aus einem Haushalt 
stammt, das Leistungen nach dem 
Bildungs- und Teilhabepaket er-
hält oder Eltern mit akademischer 
Bildung hat, spielt im pädagogi-
schen Alltag keine Rolle.“ Man lei-
te, so Koch, die Schülerinnen und 
Schüler zur Eigenverantwortung 
an. Im Laufe eines Jahres gibt es 
drei mehrwöchige Projektphasen, 
in denen die Kinder in jahrgangs-
übergreifenden Gruppen und in 
Eigenregie zusammenarbeiten. 

Gegenseitig wertschätzen
Man habe aber auch „klare Leis-
tungserwartungen“, betonte Schul- 
leiter Frank Wagner kurz nach 
der Preisverleihung in Berlin. Je-
des Kind, das nach der 4. Klasse 
auf eine weiterführende Schule 
wechselt, müsse eine lesbare 
Handschrift haben, gut lesen und 
gut rechnen können. Diese Kom-
petenzen werden in mehrwöchi-
gen Kursen trainiert, die sich mit 
den Projektphasen abwechseln, 
in denen die Kinder viel selbst ge-
stalten und die Inhalte bestimmen 
können.
Gefragt, was denn das Besonde-
re an ihrer Schule sei, antwortet 
Koch ohne groß nachzudenken: 
„Die gegenseitige Wertschätzung 
und Anerkennung und die Einbin-
dung aller in die Schulgemeinde.“ 
Die Schülerinnen und Schüler ler-
nen nach individuell gestalteten 
„Kinderlehrplänen“, die sie mit 
ihren Lehrkräften besprechen. 
Die Sechs- bis Zehnjährigen be-
kommen die Wertschätzung auch 
schriftlich mitgeteilt – mittels 
Lobbriefen erhalten sie ein positi-
ves Feedback. Im Schulhaus sind 
Ständer mit Motivationskärtchen 
aufgestellt, und monatlich kommt 
die Schulgemeinde zum „Treff-

punkt Grimm“ zusammen, hier 
werden die Lobbriefe verlesen; 
etwaige Konflikte werden jeden 
Tag nach der Hofpause im soge-
nannten Klassenrat besprochen 
und geklärt. Die Schule überzeu-
ge durch „präzise ritualisierte Ab-
läufe in klarer Rhythmisierung“ 
und eine „zugewandte Pädagogik 
in anregend strukturierten Räu-
men“, lobte dies die Jury in ihrer 
Laudatio.
Auch mit Blick auf die räumlichen 
Möglichkeiten ist die Einrichtung 
alles andere als privilegiert. Das 
Schulgebäude ist ein zweckmäßiger 
Klinkerbau aus den 1970er-Jahren, 
der, wie zu dieser Zeit üblich, nicht 
in erster Linie nach pädagogischen 
Gesichtspunkten geplant und er-
richtet wurde. Auch bekommt die 
Schule keine Extra-Gelder. Man 
sehe es als „großes Glück“, eine 
„arme“ Schule zu sein, schrieb das 
Lehrkräfteteam in der Bewerbung 
zum Schulpreis. „Wir haben ge-
lernt, die begrenzten Flächen op-
timal zu nutzen“, erläutert Koch, 
wie man aus der Not eine Tugend 
gemacht habe. So habe man kei-
nen eigenen Kunstraum oder einen 
Raum für den Sachunterricht, son-
dern könne diese durch Stellwände 
und Regale schaffen und in Inseln 
für individuelles Lernen, Werken, 
Spielen, Basteln und Malen unter-
teilen. „Dieses Zusammenrücken 
hat auch den Zusammenhalt geför-
dert“, betont Koch.
Die Schule hat sich den Preis hart 
erarbeitet. Als Wagner die Schule 
vor zwölf Jahren übernahm, stand 
die Einrichtung kurz vor der Schlie-
ßung. Nach und nach haben er und 
das Kollegium die Schule umge-
baut und so auch wieder den Ruf 
verbessert. Noch heute kommen 
so gut wie alle Schülerinnen und 
Schüler aus dem Stadtviertel. „Wir 
haben nur wenige Fahrschüler“, 
betont Koch. „Wir sind immer noch 
eine Stadtteilschule für die Kinder 
derer, die hier wohnen und leben.“

Jürgen Amendt, 
Redakteur der „Erziehung und  
Wissenschaft“

 „Jeder hat das Recht auf Bildung...“     
Artikel 26 (1) Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

World University Service - Deutsches Komitee e.V. 
Tel: 0611/446648 * info@wusgermany.de * 
w w w. w u s g e r m a n y. d e

Wer wir sind
World University Service (WUS) ist eine 1920 gegründete internationale, 
politisch und konfessionell nicht gebundene Organisation von 
Studierenden, Lehrenden und Mitarbeitenden im Bildungssektor. 
WUS-Deutschland ist eines von weltweit über 50 Komitees, die sich 
gemeinsam für das Menschenrecht auf Bildung einsetzen.

Studierende aus Afrika, Asien und Lateinamerika
WUS unterstützt ausländische Studierende durch: 
• Lobbyarbeit zur Verbesserung der Rahmenbedingungen   
• berufliche Orientierung und Reintegration in ihren Herkunftsländern
• STUBE – das Studienbegleitprogramm für Studierende aus Afrika, 
Asien und Lateinamerika in Hessen
• das Portal Hessische Hochschulen im Nord-Süd-Kontext

Globales Lernen und Portale
Förderung des Globalen Lernens und Bildung für nachhaltige 
Entwicklung (BNE) durch:
• die Informationsstelle Bildungsauftrag Nord-Süd im Bereich der 
Vernetzung und Vermittlung von Informationen
• das Portal Globales Lernen der Eine Welt Internet Konferenz 
(EWIK) beim WUS: kostenfreie Unterrichtsmaterialien und aktuelle 
Aktionen und Veranstaltungen aus dem Bereich Globales Lernen
• das Portal Deutsche Länder in der Entwicklungspolitik im Auftrag 
der 16 Deutschen Länder

ohne bildung keine zukunft

Unsere 

Mitmachaktion für 

Weltbürger*innen – in 

der Schule und darüber 

hinaus – läuft bis zum 

31.12.2019.

4 Millionen anerkannte Flücht-
linge zwischen 5 und 17 Jahren 
weltweit können nicht zur Schule 
gehen. Tun wir gemeinsam 
etwas dagegen!
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// Um günstigere Flüge buchen 
zu können, nehmen Eltern ihre 
Kinder schon Tage vor Beginn 
der Ferien aus der Schule. Das ist 
zwar nicht erlaubt, doch manche 
Lehrkraft hat vor dieser Form des 
Schulschwänzens mittlerweile 
kapituliert. //

Im Mai 2018 gelangte der Memminger 
Allgäu-Airport zu ungewohnter über-
regionaler Prominenz. Mitarbeiter der 
Flughafen-Polizei hatten ein paar Tage 
vor Beginn der Pfingstferien Familien 
mit Kindern in der Abflughalle kontrol-
liert. Und dabei festgestellt, dass viele 
von ihnen nicht hier hätten sein dür-
fen – sondern in ihrer Schule, die sie 
nicht vom Unterricht befreit hatte. Kurz 
darauf ergingen bei den zuständigen 
Landratsämtern zehn Anzeigen gegen 
die Eltern der Kinder. Der öffentliche 
Aufschrei war groß. Die „Welt“ argu-
mentierte, in Zeiten, in denen Tausende 
Fahrraddiebstähle nicht aufgeklärt wür-
den, sei solcherlei Fahndungseifer bei 
einem „Kavaliersdelikt“ grotesk. Viele 
Eltern schäumten über die vermeintli-
che Herzenskälte von Schulpolitikern, 
die Familien den verdienten Urlaub ver-
miesen wollten.

Unsoziales Verhalten?
Die Debatte darüber, ob von Eltern abge-
segnetes Schulschwänzen nun tatsäch-
lich ein „Kavaliersdelikt“ ist oder nicht 
eher ein unsoziales und egoistisches 
Verhalten dieser Eltern, ist seither nicht 
abgerissen. In einschlägigen Foren hal-
ten sich Befürworter und Gegner der 
strengen bayerischen Praxis die Waage. 
Diejenigen Eltern, die auf „Welt“-Linie 
liegen, argumentieren oft pragmatisch. 
An vielen Schulen finde doch schon Tage 
vor der Zeugnisvergabe keine Wissens-
vermittlung mehr statt. Warum sollten 
sie also nicht die günstigeren Flugtickets 
vor dem Ferienbeginn buchen, wenn für 
ihr Kind in der Schule stattdessen tage-
lang Filme schauen und Eis essen auf 
dem Lehrplan stehe. „Diese Argumenta-
tion kenne ich aus dem Bekanntenkreis“, 

sagt die bildungspolitische Sprecherin 
der baden-württembergischen Grünen, 
Sandra Boser. „Aber wahrer wird sie des-
wegen nicht.“ Wandertage und gemein-
same Aktionen stärkten schließlich die 
Klassengemeinschaft. „Und wie sollen 
sich die Kinder fühlen, die in die Schule 
müssen, während manche Mitschüler 
schon am Strand liegen?“
Edith Drescher, Direktorin des Pforz-
heimer Hilda-Gymnasiums, hat die 
Erfahrung gemacht, dass viele Eltern 
verständnislos reagieren, wenn sie ih-
nen die Absolution dafür verweigert, 
am Mittwoch statt am Samstag in den 
Urlaub aufzubrechen. Bei denjenigen, 
die offen zugeben, dass es ihnen da-
bei nur um die günstigeren Konditio-
nen geht, sei die Empörung besonders 
groß, wenn sie ihre Haltung darlegt. „Da 
heißt es dann, ich müsse doch honorie-
ren, dass sie ehrlich gewesen seien und 
keine Krankheit ihres Kindes erfunden 
hätten.“ Sie wisse von Kollegen, die in 
solchen Fällen nachgeben. 
Beliebt sei die Behauptung, man habe 
sich bei den Daten vertan. Höhere Wei-
hen verleiht sie dem verlängerten Ur-
laub aber auch dann nicht. „Ich verwei-
se darauf, dass es ihr Problem ist, wenn 
sie am Flughafen erwischt werden.“ 
Und das passiert durchaus, denn nicht 
nur in Bayern ruft die Flughafenpolizei 
bei der Schulleitung an, um nachzufra-
gen, wie es mit der Befreiung stehe. „Ich 
sage den Beamten immer die Wahrheit. 
Die Konsequenzen tragen die Eltern, die 
meinen, sie gäben ihren Kindern ein gu-
tes Vorbild, wenn sie auf Lügen setzen, 
um sich Vorteile zu verschaffen“, stellt 
Drescher klar.
Der E&W-Redaktion ist das Beispiel ei-
ner Grundschule in Schleswig-Holstein 
bekannt, deren Schulleiter interessier-
ten Schülern vor den Sommerferien 
ohne Rückfrage nach den Gründen frei-
gibt. In einem anderen Fall stellte er Kin-
der eines ihm bekannten Ehepaares für 
drei Schultage frei – sodass zusammen 
mit einem beweglichen Feiertag und 
dem Wochenende eine zusammenhän-
gende Woche für Skiferien entstand. 

Die Eltern hatten sich bitterlich darüber 
beklagt, dass es im Norden keine Skiferi-
en gebe. Ohne die betroffene Schule zu 
nennen, konfrontierte E&W das schles-
wig-holsteinische Bildungsministerium 
mit dem Fall. Dessen Sprecher Thomas 
Schrunck betont, dass „eine mehrtägi-
ge Befreiung allenfalls bei Todesfällen, 
Krankheit oder anderen persönlichen 
und familiären Ereignissen möglich 
ist  – sicherlich nicht, um preiswertere 
Tickets für den Urlaub zu ergattern“. In 
einem ähnlichen Fall laufe derzeit eine 
disziplinarrechtliche Prüfung. 
Juristisch ist sowohl ein strenges Vor-
gehen gegen Schulleitungen als auch 
gegen Eltern unanfechtbar, wenn diese 

Schulschwänzen mit  Elternsegen
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die gesetzliche Schulpflicht ignorieren. 
Der Vorsitzende des Landeselternbeirats 
Baden-Württemberg, Carsten Rees, hält 
das auch für richtig. „Wir Eltern beklagen 
den permanenten Unterrichtsausfall, 
da wäre es ja grotesk, wenn wir Schul-
schwänzen das Wort reden würden.“

Im Ermessen der Schule
Bliebe die Frage, wann die Schule tat-
sächlich „geschwänzt“ wird. Liegt ein 
„triftiger Grund“ vor, liegt es nämlich 
in allen Bundesländern im Ermessens-
spielraum der Schulleitung, ob sie ei-
nem Antrag der Eltern stattgibt oder 
nicht. Drescher nennt ein Beispiel. „Ich 
habe gerade das Kind einer vierköpfigen 

Familie für einen Tag befreit. Eines der 
Kinder macht ein Freiwilliges Soziales 
Jahr bei unserer Partnerschule in Tan-
sania, Eltern und Schwester wollen es 
besuchen.“ Für Drescher ein triftiger, da 
schulbezogener Grund, dem sie statt-
gab. Immer mit dem Zusatz, dass das 
„einmalig und ausnahmsweise“ erfolgt. 
„Jemandem aber frei zu geben, damit er 
einen günstigeren Flug bekommt, ist ein 
völlig falsches Signal in Zeiten, in denen 
man darüber diskutiert, wie man Schul-
verweigerung eindämmen kann.“ 
GEW-Vorstandsmitglied Ilka Hoffmann 
würde sich derweil darüber freuen, 
wenn genau darüber eine breite ge-
sellschaftliche Debatte stattfände: „Ich 

finde es jedenfalls unverhältnismäßig, 
wenn an manchen Flughäfen drei Tage 
vor Ferienbeginn Polizeikontrollen 
stattfinden, während bei Kindern, die 
über Wochen und Monate der Schule 
fernbleiben, viel zu wenig interveniert 
wird, weil in der aufsuchenden Sozialar-
beit und bei der Polizei die Ressourcen 
fehlen.“ Bei einem Jugendlichen, des-
sen Eltern Schule gleichgültig ist oder 
der aufgrund von Versagensängsten 
nicht in den Unterricht geht, sei nämlich 
in letzter Konsequenz die Bildungskarri-
ere gefährdet.

Christoph Ruf, 
freier Journalist

Schulschwänzen mit  Elternsegen

Wenn die einen noch die Schulbank drücken, düsen andere Kinder schon 
mit ihren Eltern per Flugzeug in die Ferien – Schulpflicht hin oder her.
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// 20 Jahre nach dem Ende des 
Unabhängigkeitskrieges gilt der 
Aufbau des neuen Schulsystems 
im Kosovo als abgeschlossen. Doch 
Licht und Schatten prägen das Bild. 
Probleme macht dem jüngsten 
Land Europas vor allem die hohe 
Jugendarbeitslosigkeit. //

Es gibt viele Schulen im Kosovo. Die 
Nazim-Gafurri-Schule in einem Außen-
bezirk von Pristina ist eine von ihnen – 
und doch eine besondere. Stolz verweist 
Schulleiterin Ardianë Makolli auf die im 
Foyer aufgebauten Klassenarbeiten. Aus 
verschiedensten Abfallmaterialien wie 
Kronkorken, Verpackungen, Plastikver-
schlüssen haben die Schülerinnen und 
Schüler kleine Dioramen gebastelt – ihre 
Visionen eines schöneren Lebensum-
feldes. In einem kosovoweiten Wettbe-
werb hat die neunklassige Schule damit 
den ersten Preis geholt. „Das Geld wer-
den wir dafür verwenden“, so Makolli, 
„den Schulhof weiter zu begrünen.“
Die Schule tut sich nicht das erste Mal 
hervor. Möglich macht das die enge 
Zusammenarbeit aller Beteiligten: Lehr-
kräfte, Schulleitung, Eltern, Schulamt – 
und nicht zuletzt der Schülerinnen und 
Schüler. Auch deshalb hat die Deutsche 
Gesellschaft für Internationale Zusam-
menarbeit (GIZ) die Schule als eine von 
20 in ihr Programm „Champion-Schu-
len“ aufgenommen. Die GIZ verfolgt 
seit Anfang des Jahres eine neue Stra-
tegie. In den vergangenen zehn Jahren 
hatte sie sich darauf konzentriert, das 
Ministerium zu unterstützen sowie 

Lehrkräfte und Direktoren fortzubilden. 
„Um nachhaltige Resultate zu bekom-
men, wollen wir künftig alle zentralen 
Akteure einer Schule, darunter natür-
lich auch die Lehrkräfte, weiterqualifi-
zieren“, sagt Boris Scharlowski, der das 
vom Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung 
geförderte Programm verantwortet. 

Unterricht im Schichtbetrieb
60 Lehrerinnen und Lehrer unterrichten 
1.150 Kinder und Jugendliche – gelernt 
wird im Schichtbetrieb: vormittags die 
Großen, nachmittags die Kleinen. Eine 
erhebliche Verbesserung: Vor zehn Jah-
ren hatte die Schule noch 3.000 Schüle-
rinnen und Schüler. Der 1983 erbauten 
Schule sieht man das Alter nicht an. Al-
les wirkt sauber, aufgeräumt, modern. 
Graffiti an den Wänden? Fehlanzeige! 
Dazu trägt auch das Engagement der El-
tern bei, die versuchen, den Schülerin-
nen und Schülern ein positives Lernum-
feld zu schaffen, wie Ekrem Ahmeti von 
der Elternvertretung erläutert.
„Deutschland hat uns mit beweglichen 
Schultafeln ausgestattet“, erzählt Di-
rektorin Makolli. „Als Gegenleistung 
mussten die Eltern die Schulräume 
streichen. Pinsel und Farbe stellte die 
GIZ bereit.“ Auch mit der Teilnahme am 
„Champion-Schulen-Programm“ geht 
die Einrichtung neue Verpflichtungen 
ein. Als Mentor-Schule gibt sie in einer 
„Lerngemeinschaft“ mit vier weiteren 
Schulen die Richtung vor. „Lehrerinnen 
und Lehrer, aber auch die Elternvertre-
ter, sollen sich auf regelmäßigen Treffen 

austauschen und voneinander lernen“, 
erläutert Makolli.
Shpresa Shala, die Leiterin des Schul-
amtes der kosovarischen Hauptstadt, 
begrüßt die GIZ-Initiative: „Unsere vor-
dringlichste Aufgabe ist es nun, die Leh-
rerinnen und Lehrer sowie die Schullei-
tungen zu qualifizieren.“ Serbien hatte 
1989 die Autonomie des Kosovo aufge-
hoben und den Ausnahmezustand ver-
hängt. Schulen mussten den serbischen 
Lehrplan übernehmen. Albanische 
Sprache, Geschichte, Literatur wurden 
auf ein Mindestmaß reduziert. Lehre-
rinnen und Lehrer durften die Schule 
nur betreten, wenn sie ihr Einverständ-
nis zum neuen Lehrplan erklärt hatten. 
Viele Lehrkräfte führten daraufhin den 
Unterricht in privaten Räumen fort.
Belgrad hat die 2008 erklärte Unab-
hängigkeit des Amselfeldes mit seiner 
überwiegend albanischen Bevölkerung 
nie akzeptiert. Heute existieren das 
neue kosovarische und ein serbisches 
Schulsystem nebeneinander. Bis heute 
finanziert der serbische Staat die Schu-
len und die Gesundheitsversorgung im 
mehrheitlich von Serben bewohnten 
Nordkosovo sowie in den serbischen 
Enklaven. Bis heute wird dort nach ser-
bischen Plänen unterrichtet.

Über 40 Prozent arbeitslos
Viele Konflikte verlaufen weiterhin 
entlang ethnischer Trennungslinien. 
Doch noch mehr drückt im Alltag die 
wirtschaftliche Misere. Die GIZ bezif-
fert die Arbeitslosigkeit auf mehr als 40 
Prozent. Bei jungen Erwachsenen liegt 
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Zu wenige Handwerker

An der Nazim-Gafurri-Schule im Kosovo lernen 1.150 Schüle-
rinnen und Schüler. Die Einrichtung ist eine von 20 Schulen, 
die die Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit (GIZ) in das Programm „Champion-Schulen“ aufge-
nommen hat. Die GIZ bildet dort Lehrkräfte fort und stellt 
Materialien zur Verfügung.
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www.greenpeace.de/helfen
Stoppt den Klimawandel, bevor er unsere Welt verändert.

sie noch deutlich höher. Eine politisch 
brisante Situation, stellt doch die Al-
tersgruppe der Menschen, die jünger 
als 25 Jahre sind, die Hälfte der Bevölke-
rung. Die Lage wird noch dadurch ver-
schärft, dass der Kosovo eine enorme 
Hochschuldichte hat. Auf 1,9 Millionen 
Einwohner kommen sieben öffentliche 
und mehr als 30 private Hochschulen. 
Doch für die vielen Absolventen gibt es 
keine adäquaten Jobs.
Die Wirtschaft braucht eher Handwerker 
und Facharbeiter. Hier fehlt es an Ausbil-
dungsplätzen. Hinzu kommt die unbefrie-
digende Qualität der Grundbildung: Bei 
der PISA-Studie 2015 belegte die Repu-
blik Kosovo den drittletzten Platz. Auch 
die Lehrerinnen und Lehrer sind damals 
von dem schlechten Abschneiden über-
rascht worden, sagt Rrahman Jasharaj, 
der Präsident der Lehrergewerkschaft 
SBASHK. Beim PISA-Test 2018 – er wird 
im Dezember veröffentlicht – erwartet 
er ein besseres Ergebnis. Jasharaj sieht 
noch erheblichen Nachholbedarf: „Das 

Bildungssystem hat sich positiv verän-
dert. Aber Ausstattung der Schulen und 
die Bezahlung der Lehrkräfte sind nach 
wie vor ungenügend.“
92 Prozent der etwa 27.000 Lehrkräfte 
sind Jasharaj zufolge gewerkschaftlich 
organisiert. Seit Jahren streitet SBASHK 
mit der Regierung um eine bessere 
soziale Absicherung. Zuletzt hat die 
Gewerkschaft im Januar drei Wochen 
lang alle Bildungseinrichtungen be-
streikt. 430 Euro verdient eine Lehrkraft 
im Durchschnitt. Viel zu wenig, findet 
SBASHK. Lehrkräfte stünden damit auf 
der untersten Stufe der im öffentlichen 
Dienst beschäftigten Akademiker. Eben-
so wenig kann Jasharaj akzeptieren, 
dass sich Kolleginnen und Kollegen bei 
Krankheit verschulden müssen, um die 
Kosten zu decken. Eine Krankenversi-
cherung gibt es nicht.
Die nächste Konfrontation ist so nur 
eine Frage der Zeit. SBASHK sieht die 
Schuld bei der Regierung, die sich an 
keine Vereinbarung halte. Das zwinge 

die Gewerkschaft zum Handeln. Jasha-
raj: „Höhere Gehälter für Lehrerinnen 
und Lehrer sowie eine bessere materi-
elle Ausstattung der Schulen sind zwei 
Seiten einer Medaille.“

Norbert Glaser, 
freier Journalist

Zum positiven Lernumfeld trägt das 
Engagement der Eltern bei, betont Imam 
Ekrem Ahmeti von der Elternvertretung.
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// Fünf Paar Schuhe kauft jeder 
Bundesbürger im Schnitt pro 
Jahr, 13 Milliarden Euro geben 
die Deutschen dafür aus. Doch 
unter welchen Bedingungen die 
modischen Treter hergestellt 
werden, weiß kaum ein Konsu-
ment. Das zeigen zwei aktuelle 
Studien der beiden Nichtregie-
rungsorganisationen INKOTA* 
und Südwind Institut. Ein Gespräch 
mit Berndt Hinzmann, Campaig-
ner bei INKOTA. //

E&W: Herr Hinzmann, wissen Verbrau-
cher, unter welchen Missständen Schu-
he produziert werden?
Berndt Hinzmann: Nein. Die wenigs-
ten haben das auf dem Radar. Nach 
der Katastrophe von Rana Plaza in der 
Stadt Sabhar in Bangladesch, bei der 
bei einem Gebäudeeinsturz 2013 mehr 
als 1.000 Menschen ums Leben kamen, 
lag der öffentliche Druck eher auf den 
Produktionsbedingungen bei T-Shirts 
oder Hemden. Dabei sind die Zustände 
in den Leder-Gerbereien und Schuhfab-
riken teils viel schlimmer. 
E&W: Welche Zustände sind das?
Hinzmann: Arbeiterinnen und Arbeiter 
bekommen keinen offiziellen Arbeits-
vertrag. Sie erhalten einen Lohn, von 
dem sie nicht leben können und der 

mitunter sogar unter dem Mindestlohn 
des jeweiligen Landes liegt. Sie müssen 
Unmengen an Überstunden leisten, vie-
le davon werden nicht einmal bezahlt, 
obwohl dies gesetzlich vorgeschrieben 
ist. Wer sich gewerkschaftlich enga-
giert, wird bedroht oder verliert den 
Job. Das betrifft die Schuhfabriken in 
Asien ebenso wie die in Osteuropa. Bei 
unseren Recherchen in Indien wurden 
uns auch Fälle von Kinderarbeit ange-
zeigt – vor allem bei Heimarbeit. Be-
sonders gravierend sind die Zustände in 
den Gerbereien. Die heute gängige Ger-
bung mit Chromsalzen und die giftigen 
Klebstoffe gefährden die Gesundheit 
der Frauen, Männer und Kinder, die in 
den Gerbereien und Schuhfabriken ar-
beiten – und die der Anwohner. Denn 
hochtoxische Stoffe wie Chrom VI ver-
giften Gewässer und Böden und gelan-
gen in Lebensmittel. 

E&W: Sie kritisieren die niedrigen Löh-
ne. Können Sie Beispiele nennen? 
Hinzmann: Wer in Indien in der Schuh
industrie gut verdient, bringt im Mo-
nat umgerechnet etwa 80 Euro nach 
Hause – mit Überstunden und bei ei-
ner 6-Tage-Woche! Für ein existenzsi-
cherndes Einkommen müsste der Lohn 
fast dreimal so hoch sein. Auch die Ar-
beiterinnen und Arbeiter, die in osteu-
ropäischen Fabriken, etwa in Albanien 
oder Nordmazedonien, einen Großteil 
unserer Schuhe herstellen, werden mit 
viel zu niedrigen Löhnen abgespeist. Im 
EU-Land Rumänien beispielsweise liegt 
der staatliche Mindestlohn bei rund 
400 Euro im Monat. Davon kann keine 
Familie leben. 
E&W: Die Schuhbranche weist den Vor-
wurf, sie zahle Hungerlöhne, zurück  – 
und betont, dass die Bezahlung dem 
landesüblichen Niveau entspräche.
Hinzmann: Ja, auf den staatlichen Min-
destlohn verweist die Schuhbranche 
gerne. Dieser mag Investoren aus dem 
Ausland anlocken. Er reicht aber nicht, 
den Familien ein existenzsicherndes Le-
ben zu ermöglichen. Diese haben trotz 
der anstrengenden und oft auch gefähr-
lichen Arbeit kein Auskommen. Den-
noch bekommen sie den mit Abstand 
geringsten Teil vom Laden-Endpreis: 
Von einem 120-Euro-Schuh gehen nur 
etwa 2,50 Euro an die Arbeiter. 45 Euro 
bleiben beim Einzelhandel, 26 Euro bei 
der Schuhmarke, der Rest sind Mate-
rialkosten, Transport, Zölle sowie der 
Gewinn von Zwischenhändlern und 
den Fabriken vor Ort. Die Branche hat 

Billiglohn für schicke Treter
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Berndt Hinzmann

Die Produktionsbedingungen in den 
Zulieferbetrieben deutscher Schuh-
anbieter – wie hier in Bangladesch – 
gefährden die Gesundheit der Männer, 
Frauen und Kinder, die dort arbeiten –  
und die der Anwohner.
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Das Bildungs- und 
Förderungswerk der GEW 
unterstützt die Stiftung 
„fair childhood – Bildung 
statt Kinderarbeit“.



childh   d
fair

GEW-Stiftung 
Bildung statt Kinderarbeit

Ja,  �ich möchte mehr Informationen fair childhood.� E&W 07-08/2019 
Bitte sendet mir weitere Informationen zu.

Name, Vorname 

Straße, Hausnummer 

PLZ, Ort 

E-Mail 

Datum, Unterschrift 

Bitte sende diesen Coupon in einem ausreichend frankierten Umschlag an:

 �Kindern eine
 ��Kindheit geben
Mach mit! Unterstütze die Projekte  
der GEW-Stiftung fair childhood.
Spendenkonto: Bank für Sozialwirtschaft, 
IBAN: DE16 7002 0500 0009 8400 00
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anscheinend noch kein Grundverständ-
nis, was Sorgfaltspflicht für ein Unter-
nehmen im Konkreten bedeutet.
E&W: Betrifft das alle Händler und Mar-
ken? 
Hinzmann: Ja, fast alle. Einige Unter-
nehmen wie Adidas oder Deichmann 
machen zwar hier und da etwas mehr, 
schulen das Management und teilweise 
auch die Arbeiter oder führen Audits 
vor Ort durch. Doch ich sehe keinen 
gesamtunternehmerischen Ansatz, die 
menschenrechtliche Sorgfalt entlang 
der gesamten Lieferketten zu gewähr-
leisten und transparent nachzuweisen! 
Die Schuhbranche ist nicht bereit, mir 
als Käufer zu garantieren, dass den 
Gerbern und den Menschen, die die 
Oberteile herstellen und die Sohlen ver-
kleben, ein vernünftiger Lohn gezahlt 
worden ist und dass sie nicht durch gif-
tige Substanzen gefährdet sind. 
E&W: Was fordern Sie?
Hinzmann: Wer gute Qualität und Nach-
haltigkeit beansprucht, muss auch glaub-
haft Sorgfaltspflicht nachweisen und 
Risiken abstellen. Dazu müssen Gewerk-
schaften und die betroffenen Menschen 
einbezogen werden. Solange das nicht 
der Fall ist, bleibt jede behauptete Un-
ternehmensverantwortung, mit der sich 
etliche Unternehmen brüsten, reine PR. 
Die Schuhbranche hat da mehr Nachhol-
bedarf als Textil und Bekleidung. 
E&W: Mangels Druck? 
Hinzmann: Ja, auch mangels Druck und 
eines konsequenten Ansatzes. Bundes-
entwicklungsminister Gerd Müller (CSU) 
fordert zwar faire Arbeitsbedingun-
gen, die deutsche Unternehmen auch 
im Ausland sicherstellen sollten – und 
droht, dies per Gesetz durchzusetzen, 
wenn die Unternehmen ihrer Sorgfalts-
pflicht nicht freiwillig nachkommen. 

Doch solange der politische Rahmen er-
laubt, dass Firmen externe Kosten wie 
die Schäden durch Giftschlämme im 
Ausland nicht einkalkulieren müssen, 
werden Preisdumping und Vergiftung 
von Menschen und Natur weitergehen. 
Solange es diese Verbrechen gibt, darf 
kein Schuh und kein Kleid auf dem eu-
ropäischen Markt zugelassen werden. 
E&W: Könnte mehr Druck der Verbrau-
cher die Schuhbranche bewegen?
Hinzmann: Öffentlicher Druck kann et-
was bewegen. Allerdings sind auch viele 
Verbraucher nicht bereit, den wahren 
Preis des Schuhs zu bezahlen. Unter-
nehmen und Händler argumentieren, 
dass die breite Masse selten bereit sei, 
für ein Paar Schuhe mehr als 20 oder 30 
Euro auszugeben. 
E&W: Worauf können Verbraucher ach-
ten? 
Hinzmann: Leider gibt es keine Gütezei-
chen für den sozial „sauberen“ Schuh. 
Auch der Hinweis „Made in“ sagt nichts 
aus – die teuren europäischen Anbieter 
lagern ganz viel nach Südosteuropa aus. 
Und dort arbeiten oft Migranten unter 
erbärmlichen Bedingungen. 

Interview: Martina Hahn, 
freie Journalistin

*Das INKOTA-netzwerk ist Teil der  
Clean Clothes Campaign – eines  
Bündnisses von Kampagnen in 15 euro-
päischen Ländern mit einem Netzwerk 
von über 250 Partnerorganisationen 
weltweit, das sich für faire Arbeits
bedingungen in der Bekleidungs-  
und Sportartikelproduktion einsetzt. 
Spendenkonto INKOTA-netzwerk e. V.:  
IBAN: DE06 3506 0190 1555 0000 10
BIC: GENODED1DKD

Einkaufstipps und Unterrichtsmaterial
•	� Faire Schuhe gibt es etwa bei: ethletic.com, fairrubber.org, veja-store.com,  

solerebels.com, karma-classics.de, guttasoles.com, aliceandwhittles.com
•	� Filme: „Der Preis der Turnschuhe – Billiglohn für schicke Treter“ (SWR); Clips 

der Kampagne Change Your Shoes bei YouTube (u. a. „Was steckt in deinem 
Schuh?“, „Stehst du auf Unterdrückung?“, „Made in Italy – Ausbeutung mit-
ten in Europa“)

•	� Bildungsmaterial: Fact Sheets und „Fashion – Ein globales Geschäft“ (für 
Schüler der Sekundarstufe II und die Lehrkräftebildung) sowie „Schuhe 
fallen nicht vom Himmel“, alles über https://webshop.inkota.de 



Gießkännchen 
und Duft-Spender

// Was hat 
die Unterneh-

menssteuerre-
form des ehemaligen Bundeskanz-
lers Gerhard Schröder (SPD) im 
Jahr 2000 mit mangelnder Hygi-
ene an Schulen zu tun? Eine ganze 
Menge, wie zwei Beispiele aus 
Wuppertal und Krefeld zeigen. //

Wasserspülung? Für die Urinal-Rinne im 
Jungen-Klo? Gibt es nicht. „Ich mach‘ 
das mit dem Gießkännchen“, sagt Frank 
Anneken-Schyma. Außerdem stelle er 
Duft-Spender auf. Das finde Zustim-
mung, berichtet der 37-Jährige. „Es 
stinkt nicht mehr so auf dem Flur“, hät-
ten Schüler gesagt. 
Anneken-Schyma arbeitet seit April 
2019 als Toilettenmann in Wuppertal. 
Sein Einsatzort: das Hauptgebäude der 
Gesamtschule Else Lasker-Schüler. Ein 
Altbau aus den 1970er-Jahren, grauer 
Beton, der Fußboden schmutzig-braun. 
Anneken-Schyma füllt Papierhandtü-
cher auf, wischt den Boden, desinfiziert 
die Klobrillen. „Seit zwölf Jahren haben 
wir zwei Personen für die Toilettenrei-
nigung“, berichtet Schulleiterin Doro-
thee Kleinherbers-Boden (64). Auch 
im Nebengebäude kümmert sich eine 
Putzkraft um die Klos. Doch sind die 
beiden nicht etwa städtische Angestell-
te. „Bezahlt werden sie von den Eltern“, 
stellt die Schulleiterin klar. Beide Reini-
gungskräfte arbeiten als Angestellte des 
Fördervereins der Schule, mit 450-Eu-
ro-Vertrag. Dafür zahlen die Eltern der 
1.400 Schülerinnen und Schüler neun 
Euro pro Schuljahr und Kind. Diese Zah-
lung einzuführen sei „nicht einfach ge-
wesen“, sagt Kleinherbers-Boden. Doch 
dann hätten die Eltern eingesehen, 
„dass es eine gute Sache ist“. 
Anneken-Schyma schiebt Klopapier-
rollen auf eine Stange. „Letzte Woche 
hab‘ ich bei den Jungs vier Kabinen ab-
gesperrt. Die waren so eingesaut!“, be-
richtet er. „Die mach‘ ich nicht sauber.“ 

Darum kümmere sich die Putzkolonne, 
die nachmittags eintrifft. 

Zeitvorgaben viel zu eng
„Früher hatten wir städtisches Perso-
nal“, erklärt Schulleiterin Kleinherbers-
Boden. Heute seien private Reinigungs-
firmen tätig. An der Schule habe gerade 
die Firma gewechselt. „Mit der alten 
Firma waren wir nicht zufrieden.“ Die 
Reinigungskräfte täten, was sie könn-
ten. Aber die Zeitvorgaben, die die 
Stadt mit den 
Firmen vertrag-
lich vereinbart 
hat, seien viel zu 
eng. „Innerhalb 
dieser Zeiträu- 
m e i s t  e in e 
Reinigung der 
Klassenräume 
nur jeden zwei-
ten Tag mög-
lich“, kritisiert 
Kleinherbers-
Boden. Das 
reiche nicht. 
Und: „Wenn  
die Schüler 
nach Unter-
richtsschluss 
die Stühle
nicht hoch- 
stellen, wird gar nicht geputzt.“ Das 
städtische Personal habe, wenn nötig, 
selbst die Stühle hochgestellt. „Daran 
ist heute nicht mehr zu denken.“
Wuppertal, 360.000 Einwohner. Die 
Stadt hat Schulden in Höhe von zwei 
Milliarden Euro. Allein 2019 muss sie 
voraussichtlich 39,5 Millionen Euro für 
Zinsen aufbringen. Eine Notlage, deren 
Ursprung in den 1980er-Jahren liegt. 
Damals begann die heimische Industrie, 
Arbeitsplätze abzubauen. Gewerbesteu-
ereinnahmen brachen ein, Sozialausga-
ben stiegen. Wuppertals heutiger Käm-
merer Johannes Slawig (CDU) sieht laut 
Westdeutscher Zeitung (WZ) von April

2018 eine weitere, wesentliche 
Ursache der Finanznot: die 
Reform der Körperschaft-
steuer, die der damalige 
Bundeskanzler Gerhard 
Schröder (SPD) im Jahr 
2000 durchgesetzt 
hatte, damit große 
Unternehmen 
Milliarden 
Euro spa-
ren. Die 

Gesetzesvorlage enthielt seinerzeit eine  
Schätzung, nach der den Kommunen 
bundesweit bis 2004 rund 12 Milliar-
den Euro Steuereinnahmen entgehen. 
„Wuppertal hat das ab 2001 mit einem 
Gewerbesteuerrückgang von 50 Milli-
onen Euro mitbezahlt“, berichtete die 
WZ. Folgen: Hallenbäder und Stadt-
teilbibliotheken wurden geschlossen, 
die Zahl der städtischen Mitarbeiter 
sank nach Angaben der Lokalpresse in 
einigen Ämtern „auf einen kritischen 
Punkt“. Slawig bestätigte die Angaben 
auf Anfrage der E&W. 
Der GEW-Stadtverband Wuppertal or-
ganisierte im März 2016 eine Umfrage 
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zur Sauberkeit an Schulen. „Ganz 
schlechte Noten verteilten damals 
die Schulen an die Stadt“, meldet 
die Zeitschrift der GEW Wupper-

tal. In der Folge entstand der 
„Runde Tisch Schulreinigung“, 

bestehend aus GEW, Schulleitun-
gen, Schuldezernent, dem Leiter 

des städtischen Gebäudemanage-
ments und der Vorsitzenden des 

städtischen Schulausschusses. 
„In den folgenden Monaten 

wurden Reinigungspläne 
transparent gemacht, 

Kommunikationswege 
verbessert und eine 

Schmutz-Hotline 
eingerichtet“, so 

Richard Voß, 
der dem Lei-

tungsteam der GEW Wuppertal ange-
hört. Im Februar 2019 wiederholte die 
Gewerkschaft ihre Schulumfrage. 34 
Schulen beteiligten sich. Hauptproblem 
sei weiterhin die „nicht ausreichende 
Zeit“, um die vertraglich festgelegten 
Putzleistungen zu erbringen. „Die Reini-
gungskräfte werden ausgebeutet“, be-
tont Voß. „Die Toilettensituation wird 
als katastrophal empfunden.“ Die GEW 
Wuppertal fordert denn auch: „Schul-
reinigung gehört in kommunale Hand.“ 
Der Stadtrat habe inzwischen zugesi-
chert, die Übernahme in kommunale 
Verantwortung zumindest zu prüfen. 
Uwe Flunkert, Geschäftsführer des Ge-

bäudemanagement Wuppertal, sieht 
Verbesserungen: Inzwischen sei eine 
„Putz-Feuerwehr“ eingerichtet worden, 
„im Bedarfsfall“ könnten Schulen „eine 
weitere Sanitärreinigung anfordern“. 

Protest zeigt Wirkung
Ortswechsel. In den 71 Schulgebäuden 
der Stadt Krefeld arbeiten derzeit rund 
300 Reinigungskräfte. Auch hier begann 
die GEW, sich gegen fehlende Hygiene 
in den Schulen zu wehren – gemeinsam 
mit der IG BAU. „Es gab Beschwerden 
von Lehrkräften, Schülern und Eltern“, 
erinnert sich Philipp Einfalt (47), Vorsit-
zender des GEW-Stadtverbands Krefeld. 
Er berichtet: 2015 habe der Stadtrat be-
schlossen, bei der Reinigung der städti-
schen Gebäude pro Jahr 300.000 Euro 
zu kürzen. Gleichzeitig habe die Stadt 

angekündigt, Reini- 
gungsdienstleistun
gen umfassend per 
Ausschreibung zu 
vergeben. Das rief 
Mahir Sahin, Bran-
chensekretär der 
IG BAU, auf den 
Plan. Der heute 
38-Jährige begann, 
Putzkräfte in den 
Schulen zu befra-
gen. Sahin habe 
beim Verteilen der 
Umfragebögen in 
einer Schule „Är-
ger bekommen“, 
erzählt Einfalt.  
Der Hausmeister 
habe die Polizei 
gerufen, der Ge-

werkschaftssekretär sei vom Schulge-
lände verwiesen und angezeigt worden. 
Daraufhin, so Einfalt, habe die Krefelder 
GEW entschieden, „da können wir doch 
gemeinsam was machen“. 
Das Bündnis sprach den Stadtrat an, 
organisierte Demonstrationen, verlieh 
den Negativpreis „Dreckigster Mob“. 
Das gemeinsame Vorgehen habe Wir-
kung gezeigt, erklärt Sahin: „Alle Akteu-
re kamen an einen Tisch: IG BAU, GEW, 
Elternvertreter, Reinigungskräfte, Ver-
treter der Stadt.“ Nach monatelangem 
Kampf habe der Stadtrat schließlich 
eingelenkt, die Kürzung teilweise zu-
rückgenommen. Die Stadt entschied, so 

Sahin, für die Gebäudereinigung „drei 
Jahre lang jeweils 150.000 Euro zusätz-
lich zur Verfügung zu stellen“. Die Stadt 
Krefeld erklärt auf Anfrage der E&W, 
man habe das Budget nach der Aus-
schreibung „um 300.000 Euro pro Jahr 
erhöht“. Einfalt spricht von Teilerfolg: 
Die Sauberkeit in den Schulen sei „viel 
besser geworden“. 
Sahin hingegen kritisiert weiterhin die 
Arbeitsbedingungen. Die Beschäftigten, 
zumeist Frauen, hätten „befristete Ar-
beitsverträge“. Auf dem Papier werde 
zwar der Gebäudereiniger-Branchen-
mindestlohn eingehalten. „Aber nach 
jeder Tariferhöhung werden die Mi-
nuten gekürzt.“ Nach dem Motto: „Du 
bekommst mehr Räume, die du in der 
gleichen Zeit schaffen musst.“ Weiteres 
Ärgernis: Anstatt 28 bis 30 Urlaubsta-
ge im Jahr gewährten die Arbeitgeber 
nur 20 bis 24 Tage. Die Stadt Krefeld 
erklärt dazu: Die „Vertragsgestaltung 
der Arbeitsverhältnisse“ obliege „dem 
Auftragnehmer“ und nicht der Stadt. 
Derzeit führe die Stadt eine neue Aus-
schreibung durch, die die Hälfte der 
Schulgebäude betrifft. „Es soll mit einer 
überarbeiteten Vorgabe zukünftig auch 
sichergestellt werden, dass moderate 
Leistungsvorgaben die Arbeitsbedin-
gungen vor Ort verbessern“, schreibt 
die Pressestelle.  

Matthias Holland-Letz, 
freier Journalist
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Frank Anneken-Schyma arbeitet als 
Toilettenmann an der Gesamtschule Else 
Lasker-Schüler in Wuppertal. Er wird von 
den Eltern, nicht von der Stadt bezahlt.
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// Zu wenig Platz, fehlendes 
Personal, kaum finanzielle Res-
sourcen. GEW-Vorsitzende Marlis 
Tepe hat auf ihrer Tour 2019 
zwei Einrichtungen besucht, die 
den Sanierungsbedarf im Bil-
dungssystem verdeutlichen: die 
Möwensee-Ganztagsgrundschule 
in Berlin und die Kita „Regenbo-
genland“ in Hagenow (Mecklen-
burg-Vorpommern). //

Mecklenburg-Vorpommern:
Personal fehlt
In der Kita „Regenbogenland“ in Hage-
now werden 330 Kinder in Krippe, Kin-
dergarten und Hort betreut. Doch es 
fehlt Personal. Seit Jahren fordert die 
GEW, die Ausbildungskapazitäten deut-
lich zu erhöhen. Genau darum geht es in 
den Gesprächen an diesem Tag. Im Rah-
men der Initiative „Bildung. Weiter den-
ken!“ ist GEW-Vorsitzende Marlis Tepe 
zu Besuch. Kita-Leiterin Daniela Buseke 
schildert eindrücklich, welche Proble-
me sie hat, die Dienste abzusichern. 
Als Bürgermeister Thomas Möller (Die 
Linke) von einem weiteren Problem be-
richtet, wird Tepe hellhörig: Seit 2017 
bildet das Land sogenannte ENZ-Erzie-
herinnen (ENZ = Erzieherinnen von Null 
bis Zehn) aus. Die Ausbildungszeit ist 
auf drei Jahre verkürzt, die Einrichtun-
gen sollen davon profitieren, dass es ei-
nen deutlich höheren Praxisanteil gibt. 
Doch die Auszubildenden werden auf 
die Fachkraft-Kind-Relation angerech-
net und die Arbeit der Mentorinnen 
wird nicht vollständig berücksichtigt. 
Das Geld für echte Verbesserungen in 
der Qualität könnte aus dem „Gute-Ki-

ta-Gesetz“ kommen. Meck-
lenburg-Vorpommern aber 
nutzt die Millionen vom 
Bund fast ausschließlich 
für die Beitragsbefreiung 
der Eltern. Tepe stellt 
klar: „Die Eltern wollen 
die Beitragsentlastung. Vie-
lerorts in Deutschland ist die 
Kinderbetreuung so teuer, dass es sich 
kaum lohnt, eine Arbeit anzunehmen. 
Gleichzeitig sagen wir, dass wir zuerst 
auf gute Qualität achten müssen.“ Sie 
unterstütze die Forderung des GEW-
Landesverbandes nach einem gesetz-
lich geregelten, landesweit einheitli-
chen Mindestpersonalschlüssel. „Diese 
Bezugsgröße stellt sicher, dass alles, 
was das Gesetz zur Betreuungsqualität 
vorgibt, umgesetzt werden kann“, er-
gänzt GEW-Landesvorsitzende Annett 
Lindner. Sie lässt keinen Zweifel daran, 
dass die Gewerkschaft die gesetzlichen 
Regelungen im Sinne einer hohen Be-
treuungsqualität und guter Arbeitsbe-
dingungen für nicht ausreichend hält.

Michaela Skott, 
freie Journalistin

Berlin:
Beengte Räume
Eigentlich sieht alles gut aus in der 
Schulbibliothek. Die Regalreihen sind 
dicht gefüllt. „Wird die Bibliothek denn 
auch genutzt?“, fragt GEW-Vorsitzende 
Marlis Tepe. „Oh ja, sehr viel“, erwidert 
der Leiter des Freizeitbereichs der Ber-
liner Möwensee-Grundschule, Claas 
Thomas. „Von Schülern und Kita-Kin-
dern.“ Daher sei oft nicht genug Platz 

für alle, die in die ehemalige 
Stadtbücherei kommen 
wollen, die jetzt Schulbib-
liothek ist. Die Schule hat 
sich gewandelt: Früher 
besuchten nicht mal 300 

Kinder die Grundschule, 
heute sind es 480. 

Die Ganztagsschule im Bezirk 
Wedding ist eine der ältesten der Haupt-
stadt. Seit Mitte der 1970er-Jahre sind 
Kita und Grundschule unter einem Dach 
vereint. Schulleiter Heiko Müller stößt 
die Tür zum Klassenraum neben der 
Bibliothek auf. „Dies war früher unser 
Konferenzraum, wegen der steigenden 
Schülerzahlen müssen wir ihn für Un-
terricht und Freizeit zugleich nutzen.“ 
Auch an anderen Schulen fehlen aus-
reichende Freizeiträume. Die Berliner 
GEW fordert mindestens drei Quadrat-
meter Nutzfläche für jedes Grundschul-
kind im Ganztag. Haben wenigstens die 
Lehrkräfte einen eigenen Arbeitsplatz, 
will Tepe wissen. „26 Schreibtische für 
38 Kollegen“, antwortet der Schulleiter. 
Tepe schüttelt den Kopf. „Wie soll das 
gehen an einer Ganztagsschule?“ 
Zum Glück bietet die Mensa mit 180 
Plätzen und vier Küchen ausreichend 
Raum. Andere Ganztagsschulen sind da-
von weit entfernt. „Vielen Einrichtungen 
fehlt der Platz in Mensen und Schulkü-
chen“, kritisiert GEW-Berlin-Chef Tom 
Erdmann. Der Ausbau der Ganztags-
schulen sei viel zu unkoordiniert erfolgt. 
„Wir brauchen endlich eine Qualitätsof-
fensive für den Ganztag“, ergänzt Tepe. 

Anja Dilk, 
freie Journalistin

Mehr Geld für mehr Qualität

Der Sanierungsbedarf an der 
Möwensee-Grundschule in 
Berlin-Wedding ist offensichtlich: 
Rostschlieren ziehen sich an der 
Wand des Hauptgebäudes entlang, 
der Beton bröckelt. Der Pfusch am 
Bau in den 1970er-Jahren ist nicht 
zu übersehen.
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Nachhaltige Berufsbildung
// Henrik Peitsch initiierte 
im Oktober 2016 das Projekt 
GreenSkills4VET*, bei dem 
es darum geht, „grüne“, also 
auf Nachhaltigkeit gerichtete 
Kenntnisse und Kompetenzen 
in der Berufsausbildung („Voca-
tional Education and Training“) 
zu verankern. Gefördert wurde 
das Projekt im Rahmen des Pro-
gramms Erasmus+ der Europäi-
schen Union (EU). //

E&W: Herr Peitsch, schon lange vor 
den Fridays-for-Future-Demonstrati-
onen haben Sie in der Berufsbildung 
auf Nachhaltigkeit gesetzt. Warum?
Henrik Peitsch: Nachhaltigkeitsthe-
men sind für alle Unternehmen in al-
len Bereichen relevant – aus allgemei-
ner und sozialer Verantwortung, aber 
auch aus ökonomischen Gründen. Es 
liegt also auf der Hand, Wissen dazu 
möglichst schon den Auszubildenden 
zu vermitteln, damit sie lernen, nach-
haltig zu handeln. Interessanterweise 
findet das aber bisher viel zu selten 
statt.
E&W: Und Sie bauen jetzt den berufs-
kundlichen Unterricht komplett um?
Peitsch: Unser Projekt diente ja 
dazu, Erfahrungen zu sammeln und 
verschiedene Dinge auszuprobie-
ren. Wir haben zunächst Transport/
Logistik sowie die Gesundheits- und 
Krankenpflege als beispielhafte Be-
rufsfelder ausgewählt, um die ange-
henden Speditionskaufleute sowie 
die Gesundheits- und Krankenpfle-
gerinnen und -pfleger entsprechend 
zu qualifizieren. Dabei sind digitale 
Unterrichtsmaterialien entstanden, 
beispielsweise drei Webquests und 
auch eine App für die Ausbildung der 
Kaufleute für Spedition und Logistik-
dienstleistung.
E&W: Wie begeistert haben die Azu-
bis denn mitgemacht?
Peitsch: Die Schülerinnen und Schüler 
müssen natürlich erstmal einen Zu-
gang zu den neuen Lernformen und 
auch dem Problembereich der Nach-
haltigkeit entwickeln und herausfin-

den: Was ist Nachhaltigkeit, wie kann 
ich offene Bildungsmaterialien (OER) 
nutzen und auch selbst entwickeln? 
Sie haben die Aufgabe bekommen, 
für ein Modellunternehmen ein nach-
haltiges Entwicklungskonzept zu ent-
werfen und dabei auch die praktische 
Umsetzung zu überprüfen. Welche 
Wege sie dabei beschreiten, entschei-
den sie selbst. Das beginnt beim Ein-
satz von LED-Lampen im Betrieb und 
geht bis auf die Unternehmensebene, 
etwa bei der klimaneutralen Gestal-
tung der Logistik.
E&W: Sie wurden dabei von der EU 
unterstützt. Warum?
Peitsch: GreensSkills4VET ist ein 
europäisches Projekt über Länder-
grenzen hinweg. Wir verbinden da 
zwei innovative Linien: einerseits 
die Nachhaltigkeit, andererseits die 
Entwicklung offener Bildungsmate-
rialien. Beteiligt sind Kooperations-
partner in Deutschland, Österreich, 
Frankreich, Griechenland und Bul-
garien, insgesamt sieben Institutio-
nen. Wer da mitmacht, landet also 
automatisch in einem europaweiten 
Netzwerk. Und es ist spannend zu 
sehen, wie die Berufsbildung in den 
einzelnen Ländern mit unseren The-
men umgeht. Zudem sind Nachhal-

tigkeit und Digitalisierung auch zwei 
Entwicklungspfade der EU.
E&W: Können denn so unterschied-
liche Länder und Bildungssysteme 
überhaupt voneinander lernen? 
Peitsch: Ja, auf jeden Fall. Das Ganze 
wurde unter der Leitung von Christel 
Kumbruck, Professorin an der FH Os-
nabrück, realisiert und ausgewertet. 
Die Ergebnisse dieser Forschung sind 
eindeutig: Das Thema Nachhaltigkeit 
und die Nutzung von OER-Materiali-
en spielen in der beruflichen Bildung 
EU-weit eine noch viel zu geringe 
Rolle. Diese Lücke wollten wir schlie-
ßen. Das ist uns ziemlich gut gelun-
gen.
E&W: Wie geht es jetzt weiter?
Peitsch: Im November ist die erste 
Förderphase ausgelaufen, jetzt müs-
sen wir die Erkenntnisse umsetzen. 
„Weitermachen!“, hat der Philosoph 
Herbert Marcuse mal gefordert. Dar-
um geht es jetzt: die Ergebnisse in die 
Fläche zu tragen. Denn eins ist doch 
klar: Nachhaltigkeitskompetenzen sind 
Schlüsselfähigkeiten zur Erhaltung der 
Lebensgrundlagen auf unserem Pla-
neten – und zwar nicht nur für uns, 
sondern global.

Interview: Armin Himmelrath, 
freier Journalist

*www.greenskills4vet.eu
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Henrik Peitsch

Henrik Peitsch, Jahrgang 1944, 
war Berufsschullehrer sowie 
Lehrbeauftragter der Carl von 
Ossietzky Universität Olden-
burg. Er engagiert sich seit lan-
gem in der GEW. Nachhaltigkeit 
und soziale Kooperation sind 
Themen, die ihm besonders am 
Herzen liegen.

Mitdiskutieren
www.gew.de/
EundW
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Fall von Neusprech
(E&W 5/2019, Seite 2: „Europa.  
Jetzt aber richtig!“ und Seite 6 ff.:  
Europa-Schwerpunkt)
Wenn sich sogar die GEW vor den neo-
liberalen Karren spannen lässt, kann 
das nicht unkommentiert bleiben. Die 
parolenhaft beschworene Europabe-
geisterung dient vor allem dazu, den 
neoliberalen Charakter der Europäi-
schen Union (EU) zu verschleiern und 
diejenigen als rechts hinzustellen, die 
berechtigterweise – zur Erhaltung des 
Sozialstaats und gegen Lohndumping – 
zwischen Arbeitsmigration und Flucht 
vor Krieg und Verfolgung unterschei-
den wollen. Ein klassischer Fall von 
Neusprech. Ich zitiere Albrecht Müller 
(NachDenkSeiten): „Dass so etwas von 
Gewerkschaftern unterschrieben wird 
oder sogar formuliert worden ist, ist ein 
Beleg und ein Armutszeugnis gewerk-
schaftlicher Entwicklung.“
Vom DGB erwartet man ja schon nicht 
mehr viel – Vorsitzender Reiner Hoff-
mann kann sich nicht eindeutig von 
Hartz IV abgrenzen, dem größten An-
schlag auf den Sozialstaat in der Nach-
kriegszeit, und plädierte sogar für eine 
(neoliberale) Große Koalition –, aber 
von der GEW sollte eigentlich mehr zu 
erhoffen sein.
Auch die aktuelle Ausgabe der E&W ent-
täuscht. Einzelne Beiträge weisen zwar 
noch einen Rest kritischen Potenzials 
auf. Aber nicht nur der Gastkommentar 
von Reiner Hoffmann ist peinlich, auch 
zum Beispiel die Darstellung von „Pulse 
of Europe“ bleibt unkritisch.
Ken Kubota, Deudesfeld

Durchhalteparolen
(E&W 5/2019, Seite 10: „Sozial, 
solidarisch, gerecht“)
Man kommt bei der Lektüre dieses 
Artikels nicht aus dem Kopfschütteln 
heraus. Kann man von einer Lehrer-
gewerkschaft wirklich nicht erwarten, 
dass die extreme
Diskrepanz zwi-
schen Text und 
Bildern auffällt? 
Da heißt es im 
Artikel richtig: 
„Die europäische 
Wirtschaft ist 
durch eine rigide 

Sparpolitik und neoliberale Konzepte 
wie den Abbau sozialstaatlicher Leis-
tungen und Lohnkürzungen geprägt.“ 
Selbstkritisch hätten die Gewerkschaf-
ten anmerken können, welche Rolle sie 
selbst bei diesen Verbrechen gespielt 
haben. Mit Blick auf die Plakate fragt 
man sich nun, welcher der inhaltslosen 
Sprüche diesen Sachverhalt am besten 
darstellt. Kritisiert man mit „Europa. 
Jetzt aber richtig“ oder „Europa. Jetzt 
aber Fair Play“ diese Umstände? Wie 
sieht denn „Fair Play“ aus? Wie erklärt 
denn die weltoffene GEW einem grie-
chischen Jugendlichen, der arbeitslos 
zu Hause sitzt und dessen Großmutter 
aufgrund des deutschen Austeritäts-
diktats keine Krankenversicherung 
mehr hat, die Begeisterung für Europa? 
Merkt ihr wirklich nicht, dass man Nati-
onalisten gar nicht besser in die Hände 
spielen kann als mit solchen Durchhal-
teparolen?
Catharina Eckstein, Leipzig

Zusammenhalt stärken
(E&W 5/2019, Seite 32 ff.: 
„Unverzichtbar“)
Meine Meinung als Sekundarlehrer 
(berufliche und gymnasiale Fachrich-
tung, MINT, mehr als 20 Jahre tätig, 
ursprünglich Quereinsteiger): Das 
Auseinanderdriften der Bürgerinnen 
und Bürger hinsichtlich Macht, Geld, 
Teilhabe, Gesundheit gefährdet in sehr 
beunruhigender Weise die Stabilität 
von Freiheit, Frieden, Menschenwür-
de. Viele halten die Notwendigkeit des 
Zusammenhalts aller Beteiligten einer 
demokratischen Gesellschaft und die 
von Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier kürzlich betonten Begrif-
fe Anstand und Vernunft für weniger 
wichtig als das intensive Verfolgen ei-
gener Interessen. Schäden für andere 
vernachlässigen sie oder nehmen sie 
billigend in Kauf. Sie erreichen durch 
diese Praxis sogar oft große persön-
liche Erfolge und vielfältige „öffentli-
che“ Anerkennung. Als digitalisierte 
Gesellschaft wollen wir demnächst 
für alle möglichen Zwecke Künstliche 
Intelligenz verwenden, glauben aber, 
dies sei kompatibel mit der antiquier-
ten moralischen Maxime, jede Person 
sei nur sich selbst verantwortlich, ih-
rem persönlichen Vorteil verpflichtet, 

bis zum Stopp durch erbitterten Wi-
derstand der anderen oder Gesetz, 
Recht, Gewaltmonopol.
Das Grundgesetz muss uns die Freiheit 
lassen, in dieser traditionellen Verhal-
tensweise zu verharren. Aber Politik, 
Wirtschaft und besonders das Erzie-
hungswesen sind dringend gefordert, 
Motivation zur Abkehr von dieser Pra-
xis zu liefern und zu stärken. Als Lehrer 
und GEW-Mitglied kann ich meinen Teil 
dazu beitragen.
Thomas Brokate, Berlin

Alternativen ignoriert
Die sieben Befragten halten das Grund-
gesetz (GG) für „unverzichtbar“ und für 
die beste Verfassung, die Deutschland 
bisher hatte. Dem ist an sich zuzustim-
men. Allerdings wäre das nur westdeut-
sche Grundgesetz als „gesamtdeutsche 
Verfassung“ nach Artikel 146 GG noch 
„unverzichtbarer“ gewesen. Danach 
„(verliert) dieses (…) Grundgesetz seine 
Gültigkeit an dem Tage (…), an dem eine 
Verfassung in Kraft tritt, die von dem 
deutschen Volk in freier Entscheidung 
beschlossen worden ist“. Aber die erste 
frei gewählte und von 164 CDU-Abge-
ordneten dominierte Volkskammer der 
DDR entschied sich 1990 dafür, nach 
dem Artikel 23 zu verfahren, nach dem 
das „Grundgesetz in anderen Teilen 
Deutschlands“, d.h. den ostdeutschen 
Ländern, „nach deren Beitritt in Kraft zu 
setzen (ist)“. 
Dabei gab es zahlreiche Alternativen: 
die Bewegung „Kein Anschluss unter 
dieser Nummer“, den Entwurf „Neue 
Verfassung der DDR“ des Ende 1989 
entstandenen „Runden Tisches“, der 
eine gesamtdeutsche verfassungge-
bende Versammlung forderte, deren 
Verhandlungsgegenstand die damals 
geltende DDR-Verfassung und das 
Bonner Grundgesetz sein sollte. Auch 
das Ende September 1990 von der 
Versammlung ost- und westdeutscher 
Frauen in der Frankfurter Paulskirche 
veröffentlichte „Frankfurter Frauen-
manifest“ zählt zu diesen interessan-
ten Initiativen. 
Leider hatten diese kaum Einfluss auf 
die Verfassungskommission, die das 
Bonner Grundgesetz nur unwesent-
lich novellierte. Wären sie erfolgreich 
gewesen, hätte Deutschland eine ge-
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Ein erster Erfolg
// Sachsen-Anhalt: Bündnis sammelt rund 120.000 Unter-
schriften für Erhalt und Ausbau der Schulsozialarbeit im 
Land. //

Seit Jahren wird Schulsozialarbeit in Sachsen-Anhalt auf einer prekären 
Basis betrieben. Die Fördermittel der Europäischen Union für die knapp 
450 Beschäftigten, die momentan an den Schulen und in den Netzwerk-
stellen der Landkreise arbeiten, laufen Mitte nächsten Jahres aus. Um 
für einen dauerhaften Ausbau der Schulsozialarbeit zu streiten, gründe-
te sich 2018 ein breites Bündnis, in dem auch der GEW-Landesverband 
von Anfang an aktiv war. 
Das Bündnis hat Ende Mai einen großen Erfolg vermeldet: An Bildungs-
minister Marco Tullner (CDU) wurden knapp 120.000 Unterschriften 
übergeben, die für die Verstetigung und Ausweitung dieser wichtigen 
Arbeit an den Schulen werben. In seiner Reaktion kündigte der Minister 
an, für den nächsten Doppelhaushalt etwa 80 Millionen Euro aus Lan-
desmitteln einzuplanen. Das kann freilich nur der erste Schritt sein, um 
Schulsozialarbeit auf eine feste und dauerhafte Grundlage zu stellen.

Alexander Pistorius, 
Gewerkschaftssekretär Bildung der GEW Sachsen-Anhalt

Knapp 120.000 Unterschriften für mehr Schulsozial
arbeit übergab Tom Seil (rechts) vom Landesschü-
lerrat in Sachsen-Anhalt Ende Mai in Magdeburg an 
Bildungsminister Marco Tullner (CDU).
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samtdeutsche „Verfassung“ haben 
können  – mit den bürgerlichen Frei-
heitsrechten, die es in der DDR-Ver-
fassung nicht gab, und den „sozialen 
Grundrechten“, die im Grundgesetz 
immer noch fehlen. Außerdem hätten 
Frauenforderungen zumindest eine 
Chance gehabt: vom Recht auf Schwan-
gerschaftsabbruch bis zum „Anspruch 
auf gleichen Lohn“. Von allgemeiner 
Relevanz wäre die Forderung gewesen, 
„bei Konflikten zwischen ökologischer 
Belastbarkeit und ökonomischen Er-
fordernissen (…) den ökologischen Be-
langen Vorrang einzuräumen, da „die 
natürliche Umwelt … Lebensgrundlage 
des Menschen (ist)“.
Romina Schmitter, Bremen

Herrschaftsinstrument
(E&W 6/2019, Schwerpunkt 
„Mobbing“)
Ich vermisse in den Beiträgen die kriti-
sche Auseinandersetzung mit der poli-
tischen Bedeutung von Mobbing bzw. 
Bossing: Der Gemobbte an der Schule 
ist eine Warnung, ein abschreckendes 
Beispiel für alle, die den aufrechten 
Gang wagen und sich nicht den Mund 
verbieten lassen. Auch wenn nur eine 
Person im Kollegium gemobbt wird, so 
gilt die abschreckende Wirkung doch 
für alle Mitglieder des Kollegiums. 
Deshalb ist Mobbing für mich ein Herr-
schaftsinstrument, um Menschen in 
Angst zu halten und sie dazu zu bringen, 
sich prophylaktisch anzupassen! Die 
rein individuelle Betrachtungsweise des 
Heftes ist deshalb falsch!
Mein Mobber war mein ehemaliger 
Schulleiter. Als Wiedereinsteiger an ei-
ner beruflichen Schule hing meine Ver-
beamtung von seiner Entscheidung ab, 
und das nutzte er für seine Machtspiele 
gnadenlos aus. Obwohl ich dazu über
gegangen war, mir professionelle Hilfe 
innerhalb und außerhalb der Schule zu 
holen und meine Entwürfe mit fachlich 
anerkannten Kollegen wie Fachleitern 
diskutiert und abgestimmt hatte, ließ er 
kein gutes Haar daran. Er sorgte dann 
auch noch dafür, dass sich Kollegen 
von mir zurückzogen, weil sie Schwie-
rigkeiten für sich selbst fürchteten. Er 
versetzte mich in eine Abteilung mit 
besonders schwierigen Schülern, um 
mich von meinem mir wohlgesinnten 

Abteilungsleiter zu entfernen. Gegen-
über dem Personalrat sprach er ganz 
offen darüber, dass er mich nie an sei-
ner Schule verbeamten würde, bevor 
er überhaupt offiziell begonnen hatte, 
mich zu bewerten. Ich wandte mich an 
den VPSM (Verein für psychosozialen 
Stress und Mobbing), auch um mich 
rechtlich beraten zu lassen. Juristisch 
ist gegen Mobber kaum ein Vorgehen 
möglich, und man riet mir zum Dialog. 
Allerdings war der VPSM auch die ein-
zige Anlaufstation für mich, die meine 
Position wirklich unterstützte. Viele 
halten sich von Mobbingopfern fern, 
als ob sie eine ansteckende Krankheit 
hätten. Mobbingopfer zu sein, ist eine 
sehr einsame Angelegenheit und nagt 
am Selbstbewusstsein, da man von fast 
allen alleingelassen wird!
Der Wendepunkt für mich kam, als ich 
auf einer Fortbildung eine Kollegin aus 
einem anderen Schulamtsbezirk ken-
nenlernte. Sie erzählte mir, dass ich 
schon mehrere „Vorgänger“ an der 
Schule gehabt hätte, denen es ähnlich 
ergangen sei wie mir, und der Schul-
leiter sich immer 
eine Person des 
Kollegiums als 
Opfer aussuche. 
Ich beschloss, 
mich nicht fertig 
machen zu lassen 
und setzte alles 
daran, die Schu-
le zu verlassen. 
Schließlich gelang mir der Schulwech-
sel mit erfolgreicher Verbeamtung. 
Während dieses dreijährigen Kampfes 
hatte ich mich ohnmächtig ausgelie-
fert, isoliert und rechtlos gefühlt. Nie 
habe ich davon gehört, dass Mobber 
wirklich zur Verantwortung gezogen 
werden und die Opfer eine angemes-
sene Entschädigung erhalten. Die 
Blindheit der Gesetzgebung und der 
Justiz ist ein Skandal, ebenso die Pas-
sivität der Kolleginnen und die Passi-
vität der Gewerkschaften in solchen 
Fällen. Wenn man Mobbingopfern 
Entschädigungen von einer Million 
Euro zuspräche, dann würden sich 
die Firmen und Organisationen Mühe 
geben. So aber bleibt Mobbing ein 
„Kavaliersdelikt“.
Klaus Röckel, Zwingenberg

Kassandrakomplex
(E&W 6/2019, Seite 6 ff.: „Eine Gewalt-
form, die auf Macht basiert“)
Zwar gibt es heute in vielen Kitas ein Be-
schwerdemanagement für Eltern, aber 
nicht unbedingt für Kolleginnen und 
Kollegen. Wer als Kollegin oder Kolle-
ge Entscheidungen kritisch hinterfragt, 
mangelnde Transparenz beklagt und 
sich für andere einsetzt, gilt schnell als 
Nestbeschmutzer. Viele Träger wissen 
die Systemkritik nicht für sich zu nutzen, 
sondern kritisieren lieber den Überbrin-
ger, eben die Kassandra.
Warum wird nicht auch für die Mit-
arbeiter ein tragfähiges Beschwerde
management entwickelt, in dem Kritik 
erkannt und akzeptiert und an einer 
schnellstmöglichen Lösung mit den Be-
teiligten gearbeitet wird, zu der es dann 
auch eine Rückmeldung und Zielverein-
barung gibt. Müsste doch möglich sein, 
in einem System, in dem fast alles ge-
regelt ist. 
Katrin Disselhoff, Arnsberg

Verhöhnung der Opfer
(E&W 6/2019, Seite 26 f.: 
„Tatort Odenwaldschule“)
Ein Artikel, der aufwühlt. „Systemver-
sagen“, leider. Nicht verstehen kann 
ich, dass in der Todesanzeige für Gerold 
Becker (u. a. „Süddeutsche Zeitung“) 
die Angehörigen und auch Hartmut von 
Hentig den Täter zum Opfer machen. 
Ein Goethe-Gedicht findet sich da: „Die 
Feinde, die bedrohen dich, /Das mehrt 
von Tag zu Tage sich; /Wie dir doch gar 
nicht graut! /Das seh‘ ich alles unbe-
wegt ...“. Verhöhnung der Opfer.
Max Steinacher, Tübingen
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